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Mainz, im März 2002

Gemäß § 7 des Landesgesetzes über den Bürgerbeauftragten des Landes Rheinland-Pfalz lege ich hiermit meinen schriftlichen Be-
richt über die Tätigkeit des Bürgerbeauftragten im Jahr 2001 vor. Erneut gibt es einen Höchststand an Eingaben; dies führte zwangs-
läufig zu weiteren Belastungen für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Büro des Bürgerbeauftragten, den Mitgliedern des
Petitionsausschusses und den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Landtagsverwaltung, aber auch bei allen Verwaltungen, die
von den Eingaben betroffen waren.

Mein Dank gilt deshalb all denjenigen, die mit ihrem Einsatz und ihrem Engagement erneut dazu beigetragen haben, dass den
Bürgerinnen und Bürgern in unserem Land dennoch die größtmögliche Hilfe zuteil werden konnte.

Ullrich Galle
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1. Teil – Allgemeiner Arbeitsbericht

Anzahl und Schwerpunkte der Eingaben

Die Zahl der Neueingaben im Jahr 2001 lag bei 3 310. Hiervon waren 2 983 Eingaben zulässig. Somit wurde sowohl bezüglich der
Gesamtzahl der Eingaben als auch der Anzahl der zulässigen Eingaben ein Höchststand erreicht. Bei dieser erneuten nicht uner-
heblichen Steigerung der eingegangenen Petitionen fällt auf, dass die Anzahl der Sprechtage, worauf an anderer Stelle noch näher
eingegangen wird, reduziert wurde und diese im Vergleich zum Vorjahr durchschnittlich geringer frequentiert wurden. Dies lässt
darauf schließen, dass entgegen früheren Jahren offensichtlich nicht mehr so sehr die Öffentlichkeitsarbeit und Aktivität des Bürger-
beauftragten maßgebend dafür sind, dass die Bürgerinnen und Bürger von ihrem Petitionsrecht Gebrauch machen. Vielmehr dürfte
inzwischen die Kenntnis dieses Rechts im Bewusstsein der Bürgerinnen und Bürger so sehr verankert sein, dass sie bei Bedarf hier-
von Gebrauch machen. 

Ein Vergleich mit der Statistik des Vorjahres zeigt, dass sich die Schwerpunkte bei den Eingaben teilweise verschoben haben.
Während weiterhin die Bereiche Ordnungsverwaltung mit 18,6 % und Sozialwesen mit 16,6 % an der Spitze liegen, verminderte
sich der Anteil der Eingaben aus den Bereichen Landwirtschaft und Umwelt von 11,4 % auf 9,8 % sowie Tarif-, Beamten- und Sozial-
versicherungsrecht von 10,7 % auf 9,2 %. Dagegen gab es Zunahmen aus den Bereichen Rechtspflege von 10,8 % auf 13 % und Bau-
planungs- und Bauordnungsrecht von 10,1 % auf 11,1 %. 

Wie bereits im Vorjahr bildeten auch im Jahr 2001 die Bereiche Sozialhilfe, Ausländerwesen, Strafvollzug, Bauaufsicht und Straßen-
verkehrsrecht die Schwerpunkte. Eine Verschiebung zum Vorjahr ist insoweit eingetreten, als dass nunmehr mit 299 Eingaben die
Petitionen aus dem Bereich Sozialhilfe die Spitzenposition einnehmen. Ihr Anteil an der Gesamtzahl ist von 8,5 % auf 10 % ge-
stiegen. An zweiter Stelle liegen die Petitionen zu Fragen des Ausländerwesens, deren Anzahl von 322 auf 285 zurückgegangen ist.
Ihr Anteil an der Gesamtzahl ist von 11,3 % auf 9,5 % gefallen. 

Eine erhebliche Zunahme war bei den Eingaben zu den verschiedenen Bereichen des Strafvollzugs zu verzeichnen, die gegenüber
dem Vorjahr von 191 auf 273 angestiegen sind. 

Die Eingaben zu Baugenehmigungsverfahren und Abrissverfügungen erreichten im Berichtsjahr die Zahl von 195, was gegenüber
dem Vorjahr mit 179 eine erneute Steigerung bedeutet. 

Während im Vorjahr bei den Eingaben, die das Straßenverkehrsrecht, das Führerscheinwesen, den ÖPNV sowie die Bahn betreffen,
eine deutliche Zunahme zu verzeichnen war, lag die Zahl dieser Eingaben im Berichtsjahr mit 166 exakt auf gleicher Höhe. Es blieb
somit bei dem vergleichsweise hohen Niveau.

Auf die Entwicklungen im Einzelnen wird nachstehend im Tätigkeitsbericht näher eingegangen. 

Form der Eingaben

Bei der Erfassung von Eingaben im Büro des Bürgerbeauftragten wird unterschieden, ob diese schriftlich, in einem Gespräch oder
in einem Telefongespräch angelegt werden. Hierbei gab es im Vergleich zum Berichtsjahr 2000 Verschiebungen. So stieg der An-
teil der schriftlich eingereichten Eingaben an der Gesamtzahl der Eingaben von 54,2 % im Jahr 2000 auf 56,9 % im Jahr 2001. 

Demgegenüber ist der Anteil der Eingaben, die dem Bürgerbeauftragten in einem persönlichen Gespräch vorgetragen wurden, deut-
lich von 31 % auf 22,7 % zurückgegangen. Einzelheiten dazu sind dem Beitrag „Bürgernähe durch Außensprechtage“ in diesem Teil
des Berichts zu entnehmen. 

Wie bereits im Vorjahr beobachtet, setzt sich die Entwicklung fort, dass Bürgerinnen und Bürger verstärkt von der Möglichkeit
Gebrauch machen, sich telefonisch an den Bürgerbeauftragten zu wenden. So stieg der Anteil der telefonischen Eingaben von 7,1 %
im Jahr 1999 und 14,8 % im Jahr 2000 auf nunmehr 20,4 %.

Eingaben nach dem Wohnsitz der Petentinnen und Petenten

Im Büro des Bürgerbeauftragten werden Eingaben unter anderem auch nach dem Wohnsitz der Petentinnen und Petenten in den
kreisfreien Städten und Landkreisen erfasst. Die Vergleichbarkeit wird dadurch hergestellt, dass der Anteil der Eingaben bezogen
auf 10 000 Einwohnerinnen und Einwohner einer Stadt oder eines Landkreises errechnet wird.

Nicht in diese Berechnung einbezogen werden Eingaben von Personen, die in anderen Bundesländern oder im Ausland leben oder
sich in den Justizvollzugsanstalten befinden. 

Durchschnittlich wandten sich im Berichtsjahr 7,1 von 10 000 Einwohnerinnen und Einwohnern des Landes Rheinland-Pfalz an
den Bürgerbeauftragten. Dies stellt gegenüber dem Vorjahr eine Steigerung von 0,3 dar.

Auch im Berichtsjahr erwiesen sich die Einwohnerinnen und Einwohner der Stadt Mainz erneut als die Eingabefreudigsten (11,7 pro
10 000 Einwohnerinnen und Einwohner). Den zweiten Platz belegen nunmehr die Einwohnerinnen und Einwohner des Rhein-
Hunsrück-Kreises mit 10,4 Eingaben pro 10 000 Einwohnerinnen und Einwohner. Diese Stelle war im Vorjahr vom Landkreis
Mainz-Bingen eingenommen worden, bei dem sich die Bezugszahl im Jahr 2001 auf 9,3 verringerte. Auch beim Landkreis Cochem-
Zell, der im Vorjahr mit 10,2 Eingaben pro 10 000 Einwohnerinnen und Einwohner an dritter Stelle lag, war mit einem Rückgang
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auf 7,3 eine deutliche Abnahme zu verzeichnen. An dritter Stelle liegt nunmehr der Landkreis Bad Kreuznach mit 9,6 gefolgt von
den Landkreisen Kusel und Mainz-Bingen mit jeweils 9,3 Eingaben pro 10 000 Einwohnerinnen und Einwohner.

Die wenigsten Eingaben je 10 000 Einwohnerinnen und Einwohner kamen mit jeweils 2,6 aus den Städten Ludwigshafen und Speyer.
Der eingabenschwächste Landkreis ist der Landkreis Ludwigshafen mit 4,9 Eingaben.

Abschließend bearbeitete Eingaben

Insgesamt wurden im Berichtsjahr vom Bürgerbeauftragten 4 114 Eingaben bearbeitet. Diese Zahl ergibt sich aus den Neueingängen
im Berichtsjahr und den unerledigten Eingaben aus den Vorjahren. 

Abschlossen wurden im Jahr 2001 insgesamt 3 110 Eingaben. Damit waren insgesamt 1 004 Eingaben noch nicht abgeschlossen. 

Von den im Jahr 2001 erledigten 3 110 Eingaben waren 476 unzulässig und 2 634 zulässig. Als von vornherein unzulässig erwiesen
sich 327 Eingaben, bei 149 Eingaben trat die Unzulässigkeit im Laufe des Verfahrens, etwa durch Erhebung einer Klage, ein oder
ergab sich aus anderen Umständen. 

Von den im Jahr 2001 abschließend bearbeiteten 2 634 zulässigen Eingaben wurden 462 einvernehmlich und 55 teilweise einver-
nehmlich erledigt. Auf andere Art und Weise konnte im Berichtsjahr 972 Petentinnen und Petenten weitergeholfen werden, sodass
68,1 % der zulässigen Eingaben im Sinne der Petentinnen und Petenten oder mit einer weiterführenden Hilfe abgeschlossen werden
konnten. 

Insgesamt 695 Eingaben mussten nicht einvernehmlich abgeschlossen werden. In diesen Fällen konnte dem Anliegen nicht ent-
sprochen und den Petentinnen und Petenten nicht weitergeholfen werden. 

Legislativeingaben

Gemäß § 99 Abs. 2 der Geschäftsordnung des Landtags Rheinland-Pfalz werden Petitionen, die auf den Erlass oder die Änderung
von Gesetzen und Rechtsverordnungen gerichtet sind, dem Petitionsausschuss zugeleitet. Hierbei handelt es sich um so genannte
Legislativeingaben. 

Aufgrund dieser Bestimmung prüft der Bürgerbeauftragte jede eingehende Eingabe darauf, ob die Änderung eines Gesetzes oder
Rechtsverordnung begehrt wird. Bei einer geringen Anzahl von Eingaben war dies der Fall. Diese leitete der Bürgerbeauftragte
unverzüglich dem Präsidenten des Landtags Rheinland-Pfalz zu und unterrichtete die Petentin beziehungsweise den Petenten hier-
über. Die weitere Bearbeitung der Eingabe erfolgt dann ausschließlich durch den Landtag Rheinland-Pfalz.

Es kommt aber gelegentlich auch vor, dass sich erst während der Bearbeitung einer Eingabe ergibt, dass neben dem konkreten Ver-
waltungshandeln auch die zugrunde liegende gesetzliche Regelung beziehungsweise Rechtsverordnung beanstandet wird. In diesen
Fällen werden die Eingaben, soweit es das Verwaltungshandeln betrifft, vom Bürgerbeauftragten weiter bearbeitet, gleichzeitig
jedoch auch zur Bearbeitung als Legislativeingabe an den Präsidenten des Landtags Rheinland-Pfalz weitergeleitet. 

Bügernähe durch Sprechtage

Es ist schon in den vergangenen Jahren immer wieder darauf hingewiesen worden, dass die Sprechtage des Bürgerbeauftragten einen
hohen Stellenwert einnehmen. Dies betrifft sowohl die Gespräche mit Bürgerinnen und Bürgern in den Kreisverwaltungen, Stadt-
verwaltungen und Verbandsgemeinden unseres Landes, aber auch die Sprechtage an seinem Dienstsitz in Mainz.

Dabei waren auch im vergangenen Berichtsjahr die Gesprächswünsche der Bürgerinnen und Bürger groß. Der Bürgerbeauftragte
bemüht sich selbstverständlich, alle Gesprächswünsche zu erfüllen; wenn dies im Einzelfall nicht ermöglicht werden kann, wird
zunächst denjenigen Vorrang eingeräumt, die sich entweder erstmalig in ihrer Angelegenheit an den Bürgerbeauftragten wenden
oder eilige Unterstützung benötigen. 

Wiederholt sei an dieser Stelle auch darauf hingewiesen, dass sich bei den gemeinsamen Gesprächen mit den Petentinnen und
Petenten positiv herausstellt, dass oft schon ein Hinweis oder die auf den Sachverhalt ausgerichtete Auskunft ausreicht, um die An-
gelegenheit zu hinterfragen und hierdurch Klarheit zu schaffen. In vielen Fällen wird so der oft kritisierte „behördliche“ Schrift-
verkehr entbehrlich und im Interesse der Bürgerinnen und Bürger eine schnelle und unkomplizierte Bearbeitung der Petitionen er-
möglicht.

Erstaunlich ist auch immer wieder, dass die Pressearbeit, die vor jedem Sprechtag in gleicher Form durchgeführt wird, nicht immer
unmittelbaren Einfluss auf die Höhe der jeweiligen Anmeldungen zu einem Sprechtag hat. Dennoch kann immer wieder beob-
achtet werden, dass anschließend zunächst zunehmend Petitionen aus diesem Gebiet schriftlich oder telefonisch nachgereicht
werden.

Insgesamt hat der Bürgerbeauftragte im Jahr 2001 an 45 Sprechtagen mit 960 Bürgerinnen und Bürgern gesprochen. 431 davon waren
weiblich, 529 männlich. Die folgende Statistik gibt einen Überblick darüber, in welchen Gebieten und Verwaltungen der Bürger-
beauftragte im Jahr 2001 Außensprechtage angeboten hat:
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Außensprechtage des Bürgerbeauftragten 2001

Kreisverwaltung des Donnersbergkreises 67292 Kirchheimbolanden
Kreisverwaltung Ahrweiler 53474 Bad Neuenahr-Ahrweiler
Kreisverwaltung Germersheim 76726 Germersheim
Kreisverwaltung Alzey-Worms 55232 Alzey
Stadtverwaltung Kaiserslautern 67657 Kaiserslautern
Kreisverwaltung des Rhein-Hunsrück-Kreises 55469 Simmern
Kreisverwaltung Mainz-Bingen 55128 Ingelheim
Kreisverwaltung Ludwigshafen 67063 Ludwigshafen
Kreisverwaltung Cochem-Zell 56812 Cochem
Kreisverwaltung Südwestpfalz 66953 Pirmasens
Kreisverwaltung Altenkirchen 57610 Altenkirchen
Kreisverwaltung Bad Dürkheim 67098 Bad Dürkheim
Kreisverwaltung Bitburg-Prüm 54634 Bitburg
Kreisverwaltung Kusel 66869 Kusel
Kreisverwaltung Trier-Saarburg 54292 Trier
Kreisverwaltung Rhein-Lahn-Kreis 56130 Bad Ems
Kreisverwaltung Daun 54550 Daun
Kreisverwaltung Südliche Weinstraße 76829 Landau
Verbandsgemeindeverwaltung Rhaunen, 55624 Rhaunen
Verbandsgemeindeverwaltung St.Goar-Oberwesel 55430 Oberwesel
Verbandsgemeindeverwaltung Landstuhl 66849 Landstuhl
Verbandsgemeindeverwaltung Katzenelnbogen 56368 Katzenelnbogen
Kreisverwaltung des Westerwaldkreises 56410 Montabaur
Kreisverwaltung Bernkastel-Wittlich 54516 Wittlich
Kreisverwaltung Neuwied 56564 Neuwied
Kreisverwaltung Mayen-Koblenz 56068 Koblenz
Kreisverwaltung Birkenfeld 55765 Birkenfeld
Stadtverwaltung Frankenthal 67227 Frankenthal
Kreisverwaltung Bad Kreuznach 55543 Bad Kreuznach
Verbandsgemeindeverwaltung Selters 56242 Selters
Stadtverwaltung Wörth 76744 Wörth
Verbandsgemeindeverwaltung Untermosel 56330 Kobern-Gondorf
Stadtverwaltung Kirn 55606 Kirn
Stadtverwaltung Remagen 53424 Remagen

Dazu kamen elf Sprechtage im Büro in Mainz.

Öffentlichkeitsarbeit

Der Bürgerbeauftragte legt großen Wert darauf, dass er neben seinen regelmäßigen Sprechtagen auch für Interviews, Vorträge und
Diskussionsrunden zur Verfügung stehen kann. Hierdurch werden in der Regel Menschen erreicht, die über seine Arbeit bisher
nicht so umfassend informiert waren. 

Der Bürgerbeauftragte pflegt auch die Kontakte zu den Petitionsausschüssen der anderen Bundesländer, dem des Deutschen Bundes-
tags, aber auch zum Europäischen Parlament, dem Europäischen Bürgerbeauftragten und dem Europäischen Ombudsmann-Institut.
Regelmäßig nimmt der Bürgerbeauftragte deshalb auch an Arbeitstagungen teil. Auch zur persönlichen Weiterbildung und In-
formation. 

Darüber hinaus beteiligt er sich an der Durchführung von Landtagsseminaren für Auszubildende, dem Tag der offenen Tür des
Landtags Rheinland-Pfalz sowie anlässlich des Festtags zum Tag der Deutschen Einheit am 3. Oktober 2001 in Mainz. Referate, so
zum Beispiel an der Fachhochschule Mayen oder der Staatlichen Lehr- und Versuchsanstalt in Bad Kreuznach, runden den öffent-
lichkeitswirksamen Zugang insbesondere zu Jugendlichen ab.

Im Juni 2001 fand die turnusmäßig alle zwei Jahre stattfindende Tagung der Vorsitzenden und stellvertretenden Vorsitzenden der
Petitionsausschüsse des Bundes und der Länder statt. Hierzu waren auch die Bürgerbeauftragten eingeladen. 

Als ein Themenschwerpunkt wurde die Ausgestaltung des Petitionsrechts in der europäischen Grundrechtecharta behandelt.
Diesem Thema wird aufgrund seines hohen Stellenwerts für das europäische Gesellschaftsmodell im nachfolgenden Beitrag ein
eigenes Kapitel unter dem Titel „Europäische Grundrechte“ gewidmet. 

In regelmäßigen Abständen finden sich auch die nationalen und regionalen Bürgerbeauftragten der Europäischen Union zu einem
Kongress zusammen. Die diesjährige Tagung, die sich mit einem umfangreichen Programm dem Thema „Bürgerbeauftragte gegen
Diskriminierung“ widmete, fand vom 19. bis 21. September  2001 in Brüssel statt.
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Der Bürgerbeauftragte des Landes Rheinland-Pfalz, Ullrich Galle, refererierte bei diesem Seminar als Vertreter der regionalen
Bürgerbeauftragten zum Thema „Soziale und wirtschaftliche Rechte und der Bürgerbeauftragte“.

In einer gemeinsamen abschließenden Klärung stellten die beteiligten Bürgerbeauftragten fest, dass die Grundsätze von Gleichheit
und Nichtdiskriminierung seit vielen Jahren die Grundlage der europäischen Gesellschaft darstellen. Diese Grundsätze stehen im
Mittelpunkt der Verfassungen der Mitgliedstaaten der EU und liegen einer Reihe von europäischen Rechtsakten zu Grunde. Dies
hat dazu geführt, dass sie zum integralen Bestandteil des Begriffs der Rechtmäßigkeit und darüber hinaus des Rechtsstaatsbegriffs
geworden sind. 

Bürgerbeauftragte und vergleichbare Einrichtungen haben die Aufgabe, die öffentliche Verwaltung zu überwachen, die Transparenz
der Verwaltung zu fördern und zwischen der Verwaltung und den Bürgern zu vermitteln, sei es auf europäischer, nationaler oder
regionaler Ebene. Der Bürgerbeauftragte oder die vergleichbare Institution stellt daher eine alternative und effiziente – die klassi-
schen innerstaatlichen oder internationalen Stellen ergänzende – Einrichtung zum Schutze der Rechte auf Gleichheit und Nicht-
diskriminierung dar. 

In ihrer Abschlussempfehlung begrüßen der Europäische Bürgerbeauftragte und die nationalen und regionalen Bürgerbeauftragten
und gleichartigen Institutionen die neuen Entwicklungen hinsichtlich der Einsetzung eines Bürgerbeauftragten in Luxemburg und
ermuntern diejenigen Mitgliedstaaten der EU, die noch nicht über eine solche Einrichtung verfügen, eine solche zu schaffen.

Die Bürgerbeauftragten von Rheinland-Pfalz, Mecklenburg-Vorpommern, Schleswig-Holstein und Thüringen haben 2001 eine
Arbeitsgemeinschaft der Bürgerbeauftragten der Länder (ARGE) gegründet, für deren Koordination und als Ansprechpartner
Ullrich Galle zuständig ist. Ziel ist ein intensiver Informationsaustausch und die Vertiefung der Zusammenarbeit zwischen den
Bürgerbeauftragten. Auch fordert die Arbeitsgemeinschaft die Schaffung eines entsprechenden Amts auf Bundesebene. Bei ihrem
letzten Treffen in Erfurt befassten sich die regionalen Bürgerbeauftragten mit Petitionen zu kommunalen Angelegenheiten, aus-
länderrechtlichen Fragen und Wiedergutmachung von DDR-Unrecht. 

Für die Großregion Saar-Lor-Lux wird derzeitig die Schaffung eines Netzwerks der Bürgerbeauftragten aus den Teilregionen der
Großregion überlegt, wobei es zweckmäßiger erscheint, die bereits vorhandenen Bürgerbeauftragten untereinander zu vernetzen,
als einen einzigen Bürgerbeauftragten für die Großregion zu benennen. Durch diese Initiative soll den Bürgerinnen und Bürgern
der Großregion eine noch bessere Möglichkeit geboten werden, Beschwerden gegen Entscheidungen von Behörden innerhalb der
Großregion im Rahmen grenzüberschreitender Fragen einzureichen. Geplant ist auch, mehr Mitspracherecht innerhalb der Ge-
sellschaft zu schaffen und so den Bürgerinnen und Bürgern zu ermöglichen, ihre Anliegen noch wirksamer vorzutragen. Auch hier-
bei kommt dem Bürgerbeauftragten des Landes Rheinland-Pfalz eine wichtige Rolle zu.

Aktuelles zum Thema Europa

Wie schon in den letzten Jahren berichtet wurde, gewinnt Europa nicht nur wegen der Währungsunion an Bedeutung für die
Bürgerinnen und Bürger. Von großem Interesse für den Bürgerbeauftragten ist deshalb die Charta der Grundrechte und die Ent-
wicklung des Petitionsrechts für die euorpäischen Bürgerinnen und Bürger. 

Die europäischen Staats- und Regierungschefs forderten anlässlich ihres Gipfeltreffens vom 7. bis 9. Dezember 2000 in Nizza zu
einer „eingehenderen und breiter angelegten Diskussion über die zukünftige Entwicklung der Europäischen Union“ auf. Im
Rahmen dieses Prozesses ist unter anderem auch der Status der in Nizza proklamierten Charta der Grundrechte behandelt worden.
Diese – bisher leider nicht verbindliche – Charta der Grundrechte bekräftigt die allgemeinen und individuellen Werte der Menschen-
würde, der Freiheit, Gleichheit und Solidarität und behandelt das Recht auf eine reibungslos arbeitende Verwaltung, den Zugang
zu Dokumenten, das Recht auf Einreichung von Petitionen und die Befassung des Bürgerbeauftragten im Fall von Verwaltungs-
missständen.

Aus den Rechten, die die Charta in Kapitel V Artikel 39 bis 46 „Bürgerrechte“ niederlegt, sei an dieser Stelle insbesondere auf den
Artikel 43 „Der Bürgerbeauftragte“ und Artikel 44 „Petitionsrecht“ hingewiesen.

Nach Art. 43 haben die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger sowie jede natürliche oder juristische Person mit Wohnsitz oder
satzungsmäßigem Sitz in einem Mitgliedstaat das Recht, den Bürgerbeauftragten der Union im Falle von Missständen bei der Tätig-
keit der Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft, mit Ausnahme des Gerichtshofs und des Gerichts erster Instanz in Ausübung
ihrer Rechtsprechungsbefugnisse, zu befassen.

Nach Art. 44 haben Unionsbürgerinnen und Unionsbürger sowie jede natürliche oder juristische Person mit Wohnsitz oder
satzungsmäßigem Sitz in einem Mitgliedstaat das Recht, eine Petition an das Europäische Parlament zu richten. 

Kerngedanke ist, dass die Bürgerinnen und Bürger befähigt werden müssen, ihr Recht geltend zu machen und die staatlichen Organe,
vor allem die Parlamente müssen dies anerkennen. Gesetze mit ihren abstrakten und allgemeinen Charakteren gehen oft nicht auf
die individuellen, vielfältigen Sachverhalte des Lebens ein, weshalb sich unterschiedliche Auffassungen der Auslegung ergeben
können. Ein sinnvolles Instrument für eine fruchtbare Auseinandersetzung zwischen Bürgern und Staat kann in diesen Fällen das
Petitionsrecht sein, mit dem sich Bürgerinnen und Bürger nicht an die Justiz wenden, sondern an ihre Vertretungsorgane:
Gemeinderäte, Ländervertretungen, nationale Parlamente oder das Europäische Parlament oder wie in Rheinland-Pfalz an den
Bürgerbeauftragten. 
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Parallel hierzu wird derzeit auch ein europäisches Netz aufgebaut, das den Petitionsausschuss des Europäischen Parlaments mit den
zuständigen Ausschüssen der Mitgliedstaaten, dem Bürgerbeauftragten und den Ombudsleuten verbinden soll, um den regelmäßigen
Erfahrungs- und Wissensaustausch sicherzustellen. 

All dies liegt im Interesse derjenigen, für die es gilt, ihnen zu ihrem gemeinschaftsrechtlich verbrieften Recht zu verhelfen, näm-
lich den europäischen Bürgerinnen und Bürgern. 

Inhaltliche Aspekte – die sieben Kapitel der Charta, Präambel

Die Präambel der Charta der Grundrechte der Europäischen Union gliedert sich in sieben Absätze. In dieser Präambel ist der Wille
der Völker bekräftigt, „auf der Grundlage gemeinsamer Werte eine friedliche Zukunft zu teilen, indem sie sich zu einer immer
engeren Union verbinden“. Die Grundrechtecharta will die kulturelle Vielfalt Europas und die Traditionen seiner Völker erhalten
und entwickeln und den Schutz der Grundrechte angesichts der wissenschaftlichen und technologischen Fortschritte, beispielsweise
der Gentechnik, stärken. Damit ist die Grundrechtecharta eine moderne und klare Formulierung der Grundrechte für unser Europa
im 21. Jahrhundert.

Kapitel 1: Würde des Menschen

Dieses Kapitel umfasst fünf Artikel, in denen die elementaren Rechte des Menschen, nämlich die Unantastbarkeit seiner Würde,
sein Recht auf Leben und seine körperliche wie geistige Unversehrtheit beschrieben sind. Sie bilden das eigentliche Fundament der
Grundrechte. 

Kapitel 2: Freiheiten

Dieses Kapitel beinhaltet 14 Artikel, in denen die Freiheiten niedergeschrieben sind, die von staatlicher Seite zu achten und zu
schützen sind. Darunter zählen die Rechte auf Freiheit und Sicherheit, die Achtung des Privat- und Familienlebens oder der
Meinungs- und Informationsfreiheit. Auch dieses Kapitel trägt den technischen Errungenschaften unserer Zeit Rechnung, indem
beispielsweise alle Arten der Kommunikation zu achten sind. Darin ist dann auch die Kommunikation über die elektronischen
Medien enthalten.

Kapitel 3: Gleichheit

Der Gleichheitsgrundsatz ist tief in den Verfassungstraditionen der Mitgliedstaaten verankert. Der Europäische Gerichtshof hat
die Gleichheit aller vor dem Gesetz auch zu einem Grundprinzip des Gemeinschaftsrechts erklärt. In diesem Kapitel ist nicht nur
ein Verbot von Diskriminierung wegen Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der ethnischen oder sozialen Herkunft aufge-
nommen, sondern auch eines aufgrund genetischer Merkmale, der Sprache, der Religion oder der Weltanschauung. Im Gleich-
heitskapitel sind auch die Rechte der Kinder, älterer Menschen und die Integration von Menschen mit Behinderung aufgenommen. 

Kapitel 4: Solidarität

Schon 1961 unterzeichneten die damaligen sechs Gründerstaaten der Gemeinschaft in Turin die Europäische Sozialcharta und
während der vergangenen vier Jahrzehnte begleiteten sozialpolitische Themen die europäische Integration stets. In allen Mitglied-
staaten sind die sozialen Rechte der Menschen herausragend und ein wesentlicher Faktor für den gesellschaftlichen Zusammenhalt
auch in wirtschaftlich schwierigen Zeiten. Die Grundrechtecharta widmet sich in ihrem vierten Kapitel besonders den Rechten der
Arbeitnehmer. Sie sollen ihre Belange zu Gehör bringen können und notfalls auch streiken dürfen, um ihre Interessen und Rechte
zu verteidigen. Auch zu Arbeitsbedingungen und dem Schutz Jugendlicher am Arbeitsplatz äußert sich die Charta, die auch fest-
schreibt, dass in Europa Kinderarbeit verboten ist. Außerdem sagt die Charta, dass die Union das „Recht auf Zugang zu den Leis-
tungen der sozialen Sicherheit“ anerkennt und achtet. Kein Unionsbürger darf von diesen sozialen Sicherungssystemen ausge-
schlossen werden. 

Kapitel 5: Bürgerrechte

Jeder Einwohner eines Mitgliedstaats der Europäischen Union ist nicht nur Staatsbürger seines Heimatlandes, sondern auch Unions-
bürger. Als solchem kommen ihm besondere Rechte zu, etwa das aktive und passive Wahlrecht zum Europäischen Parlament. Auch
an den Kommunalwahlen seines Wohnorts kann jeder Unionsbürger teilnehmen, gleich aus welchem Mitgliedsland er kommt. Zu
den Bürgerrechten der EU gehört auch der freie Zugang zu allen Dokumenten der Gemeinschaft. Nahezu alle Dokumente werden
so heute automatisch im Internet veröffentlicht und können dort abgerufen werden. Außerdem unterhalten Kommission und das
Europäische Parlament in jedem Mitgliedsland mindestens je eine Vertretung, an die sich Bürgerinnen und Bürger mit Fragen
wenden können. Außerdem gibt es den Bürgerbeauftragten und das Recht, eine Petition an das Europäische Parlament zu richten. 

Kapitel 6: Justizielle Rechte

Dieses Kapitel bezieht sich auf das Recht eines jeden auf die Anrufung eines Gerichts, sollte er in seinen Rechten und Freiheiten
verletzt worden sein. Für jeden Angeklagten hat die Unschuldsvermutung zu gelten, solange seine Schuld nicht rechtsförmlich be-
wiesen ist. Auch darf niemand wegen derselben Straftat zweimal strafrechtlich verfolgt oder bestraft werden. 
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Kapitel 7: Allgemeine Bestimmungen

Der letzte Abschnitt beschreibt den Anwendungsbereich der Grundrechtecharta „für die Organe und Einrichtungen unter Ein-
haltung des Subsidiaritätsprinzips und für die Mitgliedstaaten ausschließlich bei der Durchführung des Rechts der Union“ und sagt
auch, dass durch diese Charta weder neue Zuständigkeiten noch Aufgaben für die EU begründet werden. 
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CHARTA DER GRUNDRECHTE 

DER EUROPÄISCHEN UNION

(Originaltext: Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften, 18. Dezember 2000)

KAPITEL I
WÜRDE DES MENSCHEN

Artikel 1
Würde des Menschen

Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie ist zu achten und zu Schützen.

Artikel 2
Recht auf Leben

(1) Jede Person hat das Recht auf Leben.

(2) Niemand darf zur Todesstrafe verurteilt oder hingerichtet werden.

Artikel 3
Recht auf Unversehrtheit

(1) Jede Person hat das Recht auf körperliche und geistige Unversehrtheit.

(2) Im Rahmen der Medizin und der Biologie muss insbesondere Folgendes beachtet werden:
– die freie Einwilligung der betroffenen Person nach vorheriger Aufklärung entsprechend den gesetzlich festgelegten Modalitäten,
– das Verbot eugenischer Praktiken, insbesondere derjenigen, welche die Selektion von Personen zum Ziel haben,
– das Verbot, den menschlichen Körper und Teile davon als solche zur Erzielung von Gewinnen zu nutzen,
– das Verbot des reproduktiven Klonens von Menschen.

Artikel 4
Verbot der Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung

Niemand darf der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen werden.

Artikel 5
Verbot der Sklaverei und der Zwangsarbeit

(1) Niemand darf in Sklaverei oder Leibeigenschaft gehalten werden.

(2) Niemand darf gezwungen werden, Zwangs- oder Pflichtarbeit zu verrichten.

(3) Menschenhandel ist verboten.

KAPITEL II
FREIHEITEN

Artikel 6
Recht auf Freiheit und Sicherheit

Jede Person hat das Recht auf Freiheit und Sicherheit.

Artikel 7
Achtung des Privat- und Familienlebens

Jede Person hat das Recht auf Achtung ihres Privat- und Familienlebens, ihrer Wohnung sowie ihrer Kommunikation.
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Artikel 8
Schutz personenbezogener Daten

(1) Jede Person hat das Recht auf Schutz der sie betreffenden personenbezogenen Daten.

(2) Diese Daten dürfen nur nach Treu und Glauben für festgelegte Zwecke und mit Einwilligung der betroffenen Person oder auf
einer sonstigen gesetzlich geregelten legitimen Grundlage verarbeitet werden. Jede Person hat das Recht, Auskunft über die sie be-
treffenden erhobenen Daten zu erhalten und die Berichtigung der Daten zu erwirken.

(3) Die Einhaltung dieser Vorschriften wird von einer unabhängigen Stelle überwacht.

Artikel 9
Recht, eine Ehe einzugehen und eine Familie zu gründen

Das Recht, eine Ehe einzugehen, und das Recht, eine Familie zu gründen, werden nach den einzelstaatlichen Gesetzen gewähr-
leistet, welche die Ausübung dieser Rechte regeln.

Artikel 10
Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit

(1) Jede Person hat das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit. Dieses Recht umfasst die Freiheit, seine Religion
oder Weltanschauung zu wechseln, und die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung einzeln oder gemeinsam mit anderen
öffentlich oder privat durch Gottesdienst, Unterricht, Bräuche und Riten zu bekennen.

(2) Das Recht auf Wehrdienstverweigerung aus Gewissensgründen wird nach den einzelstaatlichen Gesetzen anerkannt, welche die
Ausübung dieses Rechts regeln.

Artikel 11
Freiheit der Meinungsäußerung und Informationsfreiheit

(1) Jede Person hat das Recht auf freie Meinungsäußerung. Dieses Recht schließt die Meinungsfreiheit und die Freiheit ein, Infor-
mationen und Ideen ohne behördliche Eingriffe und ohne Rücksicht auf Staatsgrenzen zu empfangen und weiterzugeben.

(2) Die Freiheit der Medien und ihre Pluralität werden geachtet.

Artikel 12
Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit

(1) Jede Person hat das Recht, sich insbesondere im politischen, gewerkschaftlichen und zivilgesellschaftlichen Bereich auf allen
Ebenen frei und friedlich mit anderen zu versammeln und frei mit anderen zusammenzuschließen, was das Recht jeder Person um-
fasst, zum Schutz ihrer Interessen Gewerkschaften zu gründen und Gewerkschaften beizutreten.

(2) Politische Parteien auf der Ebene der Union tragen dazu bei, den politischen Willen der Unionsbürgerinnen und Unionsbürger
zum Ausdruck zu bringen.

Artikel 13
Freiheit von Kunst und Wissenschaft

Kunst und Forschung sind frei. Die akademische Freiheit wird geachtet.

Artikel 14
Recht auf Bildung

(1) Jede Person hat das Recht auf Bildung sowie auf Zugang zur beruflichen Ausbildung und Weiterbildung.

(2) Dieses Recht umfasst die Möglichkeit, unentgeltlich am Pflichtschulunterricht teilzunehmen.

(3) Die Freiheit zur Gründung von Lehranstalten unter Achtung der demokratischen Grundsätze sowie das Recht der Eltern, die
Erziehung und den Unterricht ihrer Kinder entsprechend ihren eigenen religiösen, weltanschaulichen und erzieherischen Über-
zeugungen sicherzustellen, werden nach den einzelstaatlichen Gesetzen geachtet, welche ihre Ausübung regeln.

Artikel 15
Berufsfreiheit und Recht zu arbeiten

(1) Jede Person hat das Recht, zu arbeiten und einen frei gewählten oder angenommenen Beruf auszuüben.
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(2) Alle Unionsbürgerinnen und Unionsbürger haben die Freiheit, in jedem Mitgliedstaat Arbeit zu suchen, zu arbeiten, sich nieder-
zulassen oder Dienstleistungen zu erbringen.

(3) Die Staatsangehörigen dritter Länder, die im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten arbeiten dürfen, haben Anspruch auf Arbeits-
bedingungen, die denen der Unionsbürgerinnen und Unionsbürger entsprechen.

Artikel 16
Unternehmerische Freiheit

Die unternehmerische Freiheit wird nach dem Gemeinschaftsrecht und den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogen-
heiten anerkannt.

Artikel 17
Eigentumsrecht

(1) Jede Person hat das Recht, ihr rechtmäßig erworbenes Eigentum zu besitzen, zu nutzen, darüber zu verfügen und es zu ver-
erben. Niemandem darf sein Eigentum entzogen werden, es sei denn aus Gründen des öffentlichen Interesses in den Fällen und
unter den Bedingungen, die in einem Gesetz vorgesehen sind, sowie gegen eine rechtzeitige angemessene Entschädigung für den
Verlust des Eigentums. Die Nutzung des Eigentums kann gesetzlich geregelt werden, soweit dies für das Wohl der Allgemeinheit
erforderlich ist.

(2) Geistiges Eigentum wird geschützt.

Artikel 18
Asylrecht

Das Recht auf Asyl wird nach Maßgabe des Genfer Abkommens vom 28. Juli 1951 und des Protokolls vom 31. Januar 1967 über
die Rechtsstellung der Flüchtlinge sowie gemäß dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft gewährleistet.

Artikel 19
Schutz bei Abschiebung, Ausweisung und Auslieferung

(1) Kollektivausweisungen sind nicht zulässig.

(2) Niemand darf in einen Staat abgeschoben oder ausgewiesen oder an einen Staat ausgeliefert werden, in dem für sie oder ihn das
ernsthafte Risiko der Todesstrafe, der Folter oder einer anderen unmenschlichen oder erniedrigenden Strafe oder Behandlung be-
steht.

KAPITEL III
GLEICHHEIT

Artikel 20
Gleichheit vor dem Gesetz

Alle Personen sind vor dem Gesetz gleich.

Artikel 21
Nichtdiskriminierung

(1) Diskriminierungen, insbesondere wegen des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der ethnischen oder sozialen Herkunft, der
genetischen Merkmale, der Sprache, der Religion oder der Weltanschauung, der politischen oder sonstigen Anschauung, der Zu-
gehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, des Vermögens, der Geburt, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Aus-
richtung, sind verboten.

(2) Im Anwendungsbereich des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft und des Vertrags über die Europäische
Union ist unbeschadet der besonderen Bestimmungen dieser Verträge jede Diskriminierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit
verboten.

Artikel 22
Vielfalt der Kulturen, Religionen und Sprachen

Die Union achtet die Vielfalt der Kulturen, Religionen und Sprachen.
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Artikel 23
Gleichheit von Mänern und Frauen

Die Gleichheit von Männern und Frauen ist in allen Bereichen, einschließlich der Beschäftigung, der Arbeit und des Arbeitsent-
gelts, sicherzustellen.

Der Grundsatz der Gleichheit steht der Beibehaltung oder der Einführung spezifischer Vergünstigungen für das unterrepräsentierte
Geschlecht nicht entgegen.

Artikel 24
Rechte des Kindes

(1) Kinder haben Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge, die für ihr Wohlergehen notwendig sind. Sie können ihre Meinung
frei äußern. Ihre Meinung wird in den Angelegenheiten, die sie betreffen, in einer ihrem Alter und ihrem Reifegrad entsprechenden
Weise berücksichtigt.

(2) Bei allen Kinder betreffenden Maßnahmen öffentlicher oder privater Einrichtungen muss das Wohl des Kindes eine vorrangige
Erwägung sein.

(3) Jedes Kind hat Anspruch auf regelmäßige persönliche Beziehungen und direkte Kontakte zu beiden Elternteilen, es sei denn,
dies steht seinem Wohl entgegen.

Artikel 25
Rechte älterer Menschen

Die Union anerkennt und achtet das Recht älterer Menschen auf ein würdiges und unabhängiges Leben und auf Teilnahme am so-
zialen und kulturellen Leben.

Artikel 26
Integration von Menschen mit Behinderung

Die Union anerkennt und achtet den Anspruch von Menschen mit Behinderung auf Maßnahmen zur Gewährleistung ihrer Eigen-
ständigkeit, ihrer sozialen und beruflichen Eingliederung und ihrer Teilnahme am Leben der Gemeinschaft.

KAPITEL IV
SOLIDARITÄT

Artikel 27
Recht auf Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Unternehmen 

Für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer oder ihre Vertreter muss auf den geeigneten Ebenen eine rechtzeitige Unterrich-
tung und Anhörung in den Fällen und unter den Voraussetzungen gewährleistet sein, die nach dem Gemeinschaftsrecht und den
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten vorgesehen sind.

Artikel 28
Recht auf Kollektivverhandlungen und Kollektivmaßnahmen

Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie die Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber oder ihre jeweiligen Organisationen haben
nach dem Gemeinschaftsrecht und den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten das Recht, Tarifverträge auf den
geeigneten Ebenen auszuhandeln und zu schließen sowie bei Interessenkonflikten kollektive Maßnahmen zur Verteidigung ihrer
Interessen, einschließlich Streiks, zu ergreifen.

Artikel 29
Recht auf Zugang zu einem Arbeitsvermittlungsdienst

Jede Person hat das Recht auf Zugang zu einem unentgeltlichen Arbeitsvermittlungsdienst.

Artikel 30
Schutz bei ungerechtfertigter Entlassung

Jede Arbeitnehmerin und jeder Arbeitnehmer hat nach dem Gemeinschaftsrecht und den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und
Gepflogenheiten Anspruch auf Schutz vor ungerechtfertigter Entlassung.
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Artikel 31
Gerechte und angemessene Arbeitsbedingungen

(1) Jede Arbeitnehmerin und jeder Arbeitnehmer hat das Recht auf gesunde, sichere und würdige Arbeitsbedingungen.

(2) Jede Arbeitnehmerin und jeder Arbeitnehmer hat das Recht auf eine Begrenzung der Höchstarbeitszeit, auf tägliche und
wöchentliche Ruhezeiten sowie auf bezahlten Jahresurlaub.

Artikel 32
Verbot der Kinderarbeit und Schutz der Jugendlichen am Arbeitsplatz

Kinderarbeit ist verboten. Unbeschadet günstigerer Vorschriften für Jugendliche und abgesehen von begrenzten Ausnahmen darf
das Mindestalter für den Eintritt in das Arbeitsleben das Alter, in dem die Schulpflicht endet, nicht unterschreiten.

Zur Arbeit zugelassene Jugendliche müssen ihrem Alter angepasste Arbeitsbedingungen erhalten und vor wirtschaftlicher Aus-
beutung und vor jeder Arbeit geschützt werden, die ihre Sicherheit, ihre Gesundheit, ihre körperliche, geistige, sittliche oder soziale
Entwicklung beeinträchtigen oder ihre Erziehung gefährden könnte.

Artikel 33
Familien- und Berufsleben

(1) Der rechtliche, wirtschaftliche und soziale Schutz der Familie wird gewährleistet.

(2) Um Familien- und Berufsleben miteinander in Einklang bringen zu können, hat jede Person das Recht auf Schutz vor Entlassung
aus einem mit der Mutterschaft zusammenhängenden Grund sowie den Anspruch auf einen bezahlten Mutterschaftsurlaub und auf
einen Elternurlaub nach der Geburt oder Adoption eines Kindes.

Artikel 34
Soziale Sicherheit und soziale Unterstützung

(1) Die Union anerkennt und achtet das Recht auf Zugang zu den Leistungen der sozialen Sicherheit und zu den sozialen Diensten,
die in Fällen wie Mutterschaft, Krankheit, Arbeitsunfall, Pflegebedürftigkeit oder im Alter sowie bei Verlust des Arbeitsplatzes
Schutz gewährleisten, nach Maßgabe des Gemeinschaftsrechts und der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten.

(2) Jede Person, die in der Union ihren rechtmäßigen Wohnsitz hat und ihren Aufenthalt rechtmäßig wechselt, hat Anspruch auf
die Leistungen der sozialen Sicherheit und die sozialen Vergünstigungen nach dem Gemeinschaftsrecht und den einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten.

(3) Um die soziale Ausgrenzung und die Armut zu bekämpfen, anerkennt und achtet die Union das Recht auf eine soziale Unter-
stützung und eine Unterstützung für die Wohnung, die allen, die nicht über ausreichende Mittel verfügen, ein menschenwürdiges
Dasein sicherstellen sollen, nach Maßgabe des Gemeinschaftsrechts und der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogen-
heiten.

Artikel 35
Gesundheitsschutz

Jede Person hat das Recht auf Zugang zur Gesundheitsvorsorge und auf ärztliche Versorgung nach Maßgabe der einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten. Bei der Festlegung und Durchführung aller Politiken und Maßnahmen der Union wird
ein hohes Gesundheitsschutzniveau sichergestellt.

Artikel 36
Zugang zu Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse

Die Union anerkennt und achtet den Zugang zu Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse, wie er durch die
einzestaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten im Einklang mit dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft geregelt ist, um den sozialen und territorialen Zusammenhalt der Union zu fördern.

Artikel 37
Umweltschutz

Ein hohes Umweltschutzniveau und die Verbesserung der Umweltqualität müssen in die Politiken der Union einbezogen und nach
dem Grundsatz der nachhaltigen Entwicklung sichergestellt werden.
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Artikel 38
Verbraucherschutz

Die Politiken der Union stellen ein hohes Verbraucherschutzniveau sicher.

KAPITEL V
BÜRGERRECHTE

Artikel 39
Aktives und passives Wahlrecht bei den Wahlen zum Europäischen Parlament

(1) Die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger besitzen in dem Mitgliedstaat, in dem sie ihren Wohnsitz haben, das aktive und
passive Wahlrecht bei den Wahlen zum Europäischen Parlament, wobei für sie dieselben Bedingungen gelten wie für die An-
gehörigen des betreffenden Mitgliedstaats.

(2) Die Mitglieder des Europäischen Parlaments werden in allgemeiner, unmittelbarer, freier und geheimer Wahl gewählt.

Artikel 40
Aktives und passives Wahlrecht bei den Kommunalwahlen

Die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger besitzen in dem Mitgliedstaat, in dem sie ihren Wohnsitz haben, das aktive und passive
Wahlrecht bei Kommunalwahlen, wobei für sie dieselben Bedingungen gelten wie für die Angehörigen des betreffenden Mitglied-
staats.

Artikel 41
Recht auf eine gute Verwaltung

(1) Jede Person hat ein Recht darauf, dass ihre Angelegenheiten von den Organen und Einrichtungen der Union unparteiisch, ge-
recht und innerhalb einer angemessenen Frist behandelt werden.

(2) Dieses Recht umfasst insbesondere
– das Recht einer jeden Person, gehört zu werden, bevor ihr gegenüber eine für sie nachteilige individuelle Maßnahme getroffen

wird;
– das Recht einer jeden Person auf Zugang zu den sie betreffenden Akten unter Wahrung des legitimen Interesses der Vertrau-

lichkeit sowie des Berufs- und Geschäftsgeheimnisses;
– die Verpflichtung der Verwaltung, ihre Entscheidungen zu begründen.

(3) Jede Person hat Anspruch darauf, dass die Gemeinschaft den durch ihre Organe oder Bediensteten in Ausübung ihrer Amts-
tätigkeit verursachten Schaden nach den allgemeinen Rechtsgrundsätzen ersetzt, die den Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten ge-
meinsam sind.

(4) Jede Person kann sich in einer der Sprachen der Verträge an die Organe der Union wenden und muss eine Antwort in derselben
Sprache erhalten.

Artikel 42
Recht auf Zugang zu Dokumenten

Die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger sowie jede natürliche oder juristische Person mit Wohnsitz oder satzungsmäßigem Sitz
in einem Mitgliedstaat haben das Recht auf Zugang zu den Dokumenten des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kom-
mission.

Artikel 43
Der Bürgerbeauftragte

Die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger sowie jede natürliche oder juristische Person mit Wohnsitz oder satzungsmäßigem Sitz
in einem Mitgliedstaat haben das Recht, den Bürgerbeauftragten der Union im Fall von Missständen bei der Tätigkeit der Organe
und Einrichtungen der Gemeinschaft, mit Ausnahme des Gerichtshofs und des Gerichts erster Instanz in Ausübung ihrer Recht-
sprechungsbefugnisse, zu befassen.

Artikel 44
Petitionsrecht

Die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger sowie jede natürliche oder juristische Person mit Wohnsitz oder satzungsmäßigem Sitz
in einem Mitgliedstaat haben das Recht, eine Petition an das Europäische Parlament zu richten.
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Artikel 45
Freizügigkeit und Aufenthaltsfreiheit

(1) Die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger haben das Recht, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und
aufzuhalten.

(2) Staatsangehörigen dritter Länder, die sich rechtmäßig im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats aufhalten, kann gemäß dem Ver-
trag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft Freizügigkeit und Aufenthaltsfreiheit gewährt werden.

Artikel 46
Diplomatischer und konsularischer Schutz

Die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger genießen im Hoheitsgebiet eines Drittlandes, in dem der Mitgliedstaat, dessen Staats-
angehörigkeit sie besitzen, nicht vertreten ist, den Schutz der diplomatischen und konsularischen Stellen eines jeden Mitgliedstaats
unter denselben Bedingungen wie Staatsangehörige dieses Staates.

KAPITEL VI
JUSTIZIELLE RECHTE

Artikel 47
Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf und ein unparteiisches Gericht

Jede Person, deren durch das Recht der Union garantierte Rechte oder Freiheiten verletzt worden sind, hat das Recht, nach Maß-
gabe der in diesem Artikel vorgesehenen Bedingungen bei einem Gericht einen wirksamen Rechtsbehelf einzulegen.

Jede Person hat ein Recht darauf, dass ihre Sache von einem unabhängigen, unparteiischen und zuvor durch Gesetz errichteten Ge-
richt in einem fairen Verfahren, öffentlich und innerhalb angemessener Frist verhandelt wird. Jede Person kann sich beraten, ver-
teidigen und vertreten lassen.

Personen, die nicht über ausreichende Mittel verfügen, wird Prozesskostenhilfe bewilligt, soweit diese Hilfe erforderlich ist, um
den Zugang zu den Gerichten wirksam zu gewährleisten.

Artikel 48
Unschuldsvermutung und Verteidigungsrechte

(1) Jede angeklagte Person gilt bis zum rechtsförmlich erbrachten Beweis ihrer Schuld als unschuldig.

(2) Jeder angeklagten Person wird die Achtung der Verteidigungsrechte gewährleistet.

Artikel 49
Grundsätze der Gesetzmäßigkeit und der Verhältnismäßigkeit im Zusammenhang mit Straftaten und Strafen

(1) Niemand darf wegen einer Handlung oder Unterlassung verurteilt werden, die zur Zeit ihrer Begehung nach innerstaatlichem
oder internationalem Recht nicht strafbar war. Es darf auch keine schwerere Strafe als die zur Zeit der Begehung angedrohte Strafe
verhängt werden. Wird nach Begehung einer Straftat durch Gesetz eine mildere Strafe eingeführt, so ist diese zu verhängen.

(2) Dieser Artikel schließt nicht aus, dass eine Person wegen einer Handlung oder Unterlassung verurteilt oder bestraft wird, die
zur Zeit ihrer Begehung nach den allgemeinen, von der Gesamtheit der Nationen anerkannten Grundsätzen strafbar war.

(3) Das Strafmaß darf gegenüber der Straftat nicht unverhältnismäßig sein.

Artikel 50
Recht, wegen derselben Straftat nicht zweimal strafrechtlich verfolgt oder bestraft zu werden

Niemand darf wegen einer Straftat, derentwegen er bereits in der Union nach dem Gesetz rechtskräftig verurteilt oder freige-
sprochen worden ist, in einem Strafverfahren erneut verfolgt oder bestraft werden.

KAPITEL VII
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 51
Anwendungsbereich

(1) Diese Charta gilt für die Organe und Einrichtungen der Union unter Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips und für die Mit-
gliedstaaten ausschließlich bei der Durchführung des Rechts der Union. Dementsprechend achten sie die Rechte, halten sie sich an
die Grundsätze und fördern sie deren Anwendung gemäß ihren jeweiligen Zuständigkeiten.
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(2) Diese Charta begründet weder neue Zuständigkeiten noch neue Aufgaben für die Gemeinschaft und für die Union, noch ändert
sie die in den Verträgen festgelegten Zuständigkeiten und Aufgaben.

Artikel 52
Tragweite der garantierten Rechte

(1) Jede Einschränkung der Ausübung der in dieser Charta anerkannten Rechte und Freiheiten muss gesetzlich vorgesehen sein und
den Wesensgehalt dieser Rechte und Freiheiten achten. Unter Wahrung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit dürfen Ein-
schränkungen nur vorgenommen werden, wenn sie notwendig sind und den von der Union anerkannten dem Gemeinwohl
dienenden Zielsetzungen oder den Erfordernissen des Schutzes der Rechte und Freiheiten anderer tatsächlich entsprechen.

(2) Die Ausübung der durch diese Charta anerkannten Rechte, die in den Gemeinschaftsverträgen oder im Vertrag über die
Europäische Union begründet sind, erfolgt im Rahmen der darin festgelegten Bedingungen und Grenzen.

(3) So weit diese Charta Rechte enthält, die den durch die Europäische Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grund-
freiheiten garantierten Rechten entsprechen, haben sie die gleiche Bedeutung und Tragweite, wie sie ihnen in der genannten Kon-
vention verliehen wird. Diese Bestimmung steht dem nicht entgegen, dass das Recht der Union einen weiter gehenden Schutz ge-
währt.

Artikel 53
Schutzniveau

Keine Bestimmung dieser Charta ist als eine Einschränkung oder Verletzung der Menschenrechte und Grundfreiheiten auszulegen,
die in dem jeweiligen Anwendungsbereich durch das Recht der Union und das Völkerrecht sowie durch die internationalen Über-
einkommen, bei denen die Union, die Gemeinschaft oder alle Mitgliedstaaten Vertragsparteien sind, darunter insbesondere die
Europäische Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, sowie durch die Verfassungen der Mitgliedstaaten
anerkannt werden.

Artikel 54
Verbot des Missbrauchs der Rechte

Keine Bestimmung dieser Charta ist so auszulegen, als begründe sie das Recht, eine Tätigkeit auszuüben oder eine Handlung vor-
zunehmen, die darauf abzielt, die in der Charta anerkannten Rechte und Freiheiten abzuschaffen oder sie stärker einzuschränken,
als dies in der Charta vorgesehen ist.
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DER EUROPÄISCHE KODEX FÜR GUTE VERWALTUNGSPRAXIS

Am 6. September 2001 nahm das Europäische Parlament eine Entschließung an zur Annahme eines Kodex für gute Verwaltungs-
praxis, den Organe und Institutionen, deren Verwaltungen und Beamten in ihren Beziehungen zur Öffentlichkeit zu befolgen
haben.

Die Idee eines Kodex wurde zum ersten Mal von Herrn Roy PERRY, Mitglied des Europäischen Parlaments im Jahre 1998 aufge-
worfen. Der Europäische Bürgerbeauftragte entwarf den Text nach einer Untersuchung in eigener Initiative und legte es dem
Europäischen Parlament als Sonderbericht vor. Die Entschließung des Parlaments zum Kodex basiert auf dem Vorschlag des
Europäischen Bürgerbeauftragten zusätzlich einiger Änderungen, die von Herrn PERRY als Berichterstatter für den Petitionsaus-
schuss des Europäischen Parlaments vorgenommen wurden.

Der Status des Kodex

Die Charta der Grundrechte der Europäischen Union wurde auf dem Gipfel von Nizza im Dezember 2000 proklamiert. Sie bein-
haltet als Grundrechte der Unionsbürgerschaft das Recht auf eine gute Verwaltung und das Recht auf Beschwerde beim Europäischen
Bürgerbeauftragten gegen einen Missstand in der Verwaltungstätigkeit.

Der Kodex soll ausführen, was das in der Charta verankerte Recht auf gute Verwaltung in der Praxis bedeutet.

Recht auf eine gute Verwaltung

1. Jede Person hat ein Recht darauf, dass ihre Angelegenheiten von den Organen und Einrichtungen der Union unpartei-
isch, gerecht und innerhalb einer angemessenen Frist behandelt werden.

2. Dieses Recht umfasst insbesondere:
– das Recht einer jeden Person, gehört zu werden, bevor ihr gegenüber eine für sie nachteilige, individuelle Maßnah-

me getroffen wird;
– das Recht einer jeden Person auf Zugang zu den sie betreffenden Akten unter Wahrung des legitimen Interesses der

Vertraulichkeit und des Berufs- und Geschäftsgeheimnisses;
– die Verpflichtung der Verwaltung, ihre Entscheidungen zu begründen.

3. Jede Person hat Anspruch darauf, dass die Gemeinschaft den durch ihre Organe oder Bediensteten in Ausübung ihrer
Amtstätigkeit verursachten Schaden nach den allgemeinen Rechtsgrundsätzen ersetzt, die den Rechtsordnungen der Mit-
gliedsstaaten gemeinsam sind.

4. Jede Person kann sich in einer der Sprachen der Verträge an die Organe der Union wenden und muss eine Antwort in
derselben Sprache erhalten.

(Artikel 41 der Charta der Grundrechte)

Der Europäische Bürgerbeauftragte untersucht mögliche Fälle eines Missstandes in der  Verwaltungstätigkeit der Gemeinschafts-
organe und -institutionen gemäß Artikel 195 des EG-Vertrages und der Regelungen des Bürgerbeauftragten 1). Die Definition eines
Missstandes in der Verwaltungstätigkeit lautete in seinem Jahresbericht von 1997 folgendermaßen:

„ein Missstand ergibt sich, wenn eine öffentliche Einrichtung nicht im Einklang mit für sie verbindlichen Regeln oder Grundsätzen
handelt“.

Diese Definition wurde vom Europäischen Parlament angenommen.

Der Bürgerbeauftragte

Die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger sowie jede natürliche oder juristische Person mit Wohnsitz oder satzungs-
mäßigem Sitz in einem Mitgliedsstaat haben das Recht, den Bürgerbeauftragten der Union im Falle von Missständen bei
der Tätigkeit der Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft, mit Ausnahme des Gerichtshofs und des Gerichts erster
Instanz in Ausübung ihrer Rechtsbefugnisse, zu befassen.

(Artikel 43 der Charta der Grundrechte)

Gleichzeitig mit der Annahme des Kodex hat das Europäische Parlament eine Entschließung angenommen, in welcher der
Europäische Bürgerbeauftragte aufgefordert wurde, zu untersuchen, ob ein Missstand in der Verwaltungstätigkeit vorliegt, und so
das Recht der Bürger auf eine gute Verwaltung gemäß Artikel 41 der Charta umzusetzen.
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Der Bürgerbeauftragte wird folglich die Definition eines Missstandes anwenden, um die Regelungen und Prinzipien des Kodex zu
berücksichtigen.

Artikel 192 des EG-Vertrages gibt dem Europäischen Parlament das Recht, dieKommission aufzufordern, ein neues Gesetz vorzu-
schlagen. Gemäss einem Vorschlag, der ursprünglich von Herrn Jean-Maurice DEHOUSSE, Berichterstatter des Ausschusses für
Recht und Binnenmarkt, gemacht wurde, wird in der Entschließung des Parlaments vom 6. September 2001 zum Kodex ebenso
die Europäische Kommission aufgefordert, einen Vorschlag zu einer Verordnung, welche den Kodex für gute Verwaltungspraxis
beinhalten soll, abzugeben basierend auf Artikel 308 des Vertrages zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft.

Die Aufnahme des Kodex in eine Verordnung würde sowohl Bürgern und auch Beamten die Verbindlichkeit seiner Regelungen
und Prinzipien hervorheben.

Das Verfahren zur Annahme einer Verordnung würde einer förmlichen Initiative durch den Rechtsausschuss des Europäischen
Parlaments, eines Vorschlags seitens der Kommission und der Einstimmigkeit des Rates bedürfen. Eine Vorordnung könnte
somit im Jahre 2002 angenommen werden.

Der Text des Kodex

Der Kodex, der vom Europäischen Parlament angenommen wurde, beinhaltet folgende Bestimmungen:

Artikel 1
Allgemeine Vorschrift

In ihren Beziehungen zur Öffentlichkeit beachten die Institutionen und ihre Beamten die Grundsätze, die in dem Kodex für gute
Verwaltungspraxis (nachstehend als „der Kodex“ bezeichnet) niedergelegt sind.

Artikel 2
Persönlicher Geltungsbereich

1. Der Kodex gilt, in ihren Beziehungen zur Öffentlichkeit, für alle Beamten und sonstigen Bediensteten, auf die das Statut der Be-
amten und die Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten Anwendung finden. Im folgenden bezieht sich der Be-
griff „Beamte“ sowohl auf die Beamten als auch auf die sonstigen Bediensteten.

2. Die Institutionen und ihre Verwaltungen ergreifen die notwendigen Maßnahmen, um zu gewährleisten, daß die Vorschriften
dieses Kodex auch für die Personen Anwendung finden, die für sie tätig sind, z. B. auf Personen, die im Rahmen von
privatrechtlichen Verträgen beschäftigt werden, von den nationalen öffentlichen Diensten abgestellte Sachverständige und Prak-
tikanten.

3. Der Begriff „Öffentlichkeit“ bezieht sich auf natürliche und juristische Personen unabhängig davon, ob sie ihren Wohnsitz bzw.
ihren eingetragenen Sitz in einem Mitgliedstaat haben oder nicht.

4. Im Sinne dieses Kodex:
(a) steht der Begriff „Institution“ für eine Gemeinschaftsinstitution oder ein Gemeinschaftsgremium
(b) steht der Begriff „Beamte“ für einen Beamten oder sonstigen Bediensteten der Europäischen Gemeinschaften

Artikel 3
Sachlicher Geltungsbereich

1. Der vorliegende Kodex enthält die allgemeinen Grundsätze guter Verwaltungspraxis, die auf die Gesamtheit der Beziehungen
der Institutionen und ihrer Verwaltungen zur Öffentlichkeit Anwendung finden, sofern sie nicht spezifischen Vorschriften
unterliegen.

2. Die im vorliegenden Kodex dargelegten Grundsätze gelten nicht für die Beziehungen zwischen der Institution und ihren Be-
amten. Diese Beziehungen unterliegen den Vorschriften des Statuts der Beamten.

Artikel 4
Rechtmäßigkeit

Der Beamte handelt nach dem Grundsatz der Rechtmäßigkeit und wendet die in den Rechtsvorschriften der Gemeinschaft nieder-
gelegten Regeln und Verfahren an. Der Beamte achtet insbesondere darauf, daß Beschlüsse, die die Rechte oder Interessen von Einzel-
personen beeinträchtigen, eine rechtliche Grundlage haben und ihr Inhalt mit den geltenden Rechtsvorschriften übereinstimmt.

Artikel 5
Nichtdiskriminierung

1. Bei der Behandlung von Ersuchen der Öffentlichkeit und bei der Beschlußfassung gewährleistet der Beamte, daß der Grundsatz
der Gleichbehandlung beachtet wird. Einzelpersonen, die sich in der gleichen Situation befinden, werden auf vergleichbare Weise
behandelt.
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2. Wird bei der Behandlung ein Unterschied gemacht, stellt der Beamte sicher, daß diese unterschiedliche Behandlung durch die
objektiven wesentlichen Eigenschaften des betreffenden Falles gerechtfertigt ist.

3. Der Beamte enthält sich insbesondere jeder ungerechtfertigten unterschiedlichen Behandlung von Einzelpersonen aus Gründen
der Nationalität, des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der ethnischen oder sozialen Herkunft, genetischer Merkmale, der
Sprache, der Religion oder des Glaubens, einer politischen oder sonstigen Haltung, der Zugehörigkeit zu einer nationalen
Minderheit, des Eigentums, der Geburt, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung.

Artikel 6
Verhältnismäßigkeit

1. Bei der Beschlußfassung stellt der Beamte sicher, daß die getroffenen Maßnahmen in einem angemessenen Verhältnis zum an-
gestrebten Ziel stehen. Der Beamte vermeidet es insbesondere, die Rechte der Bürger einzuschränken oder ihnen Belastungen
aufzuerlegen, wenn diese Einschränkungen oder Belastungen nicht in einem angemessenen Verhältnis zum Zweck der durch-
geführten Maßnahmen stehen.

2. Bei der Beschlußfassung achtet der Beamte auf einen angemessenen Ausgleich zwischen den Belangen von Privatpersonen und
dem allgemeinen öffentlichen Interesse.

Artikel 7
Kein Mißbrauch von Befugnissen

Befugnisse dürfen ausschließlich zur Erreichung der Ziele ausgeübt werden, für die sie in den einschlägigen Vorschriften übertragen
worden sind. Der Beamte sieht insbesondere davon ab, von den Befugnissen für Zwecke Gebrauch zu machen, für die keine recht-
liche Grundlage besteht bzw. die nicht mit einem öffentlichen Interesse begründet werden können.

Artikel 8
Unparteilichkeit und Unabhängigkeit

1. Der Beamte handelt unparteiisch und unabhängig. Der Beamte enthält sich jeder willkürlichen Handlung, die sich nachteilig auf
Einzelpersonen auswirkt, sowie jeder Form der Vorzugsbehandlung, mit welchen Gründen auch immer sie motiviert sein mag.

2. Das Verhalten des Beamten wird zu keiner Zeit von persönlichen, familiären oder nationalen Interessen oder politischem Druck
geleitet. Der Beamte beteiligt sich nicht an einer Entscheidung, an der er oder sie oder ein enges Mitglied seiner oder ihrer Familie
ein finanzielles Interesse besitzt.

Artikel 9
Objektivität

Bei der Beschlußfassung berücksichtigt der Beamte alle wesentlichen Faktoren und mißt jedem von ihnen das ihm gebührende
Gewicht bei; alle nicht zur Sache gehörenden Umstände finden keine Berücksichtigung.

Artikel 10
Rechtmäßige Erwartungen und folgerichtiges Handeln und Beratung

1. Der Beamte handelt, in seiner eigenen Verwaltungspraxis und im Verhältnis zur Verwaltungstätigkeit der Institution, folge-
richtig. Der Beamte hält sich an die regulären Verwaltungspraktiken der Institution, sofern nicht berechtigte Gründe dafür vor-
liegen, in einem Einzelfall von diesen Praktiken abzuweichen. Diese Gründe sind schriftlich darzulegen.

2. Der Beamte beachtet die berechtigten und billigen Erwartungen die die Öffentlichkeit, in Anbetracht des Handelns der Insti-
tution in der Vergangenheit, hegt.

3. Der Beamte berät die Öffentlichkeit bei Bedarf darüber, wie in einer Angelegenheit, die in seinen Tätigkeitsbereich fällt, vor-
gegangen werden kann und wie bei der Behandlung der Angelegenheit verfahren werden sollte.

Artikel 11
Fairness

Der Beamte sollte unparteiisch, fair und vernünftig handeln.

Artikel 12
Höflichkeit

1. Der Beamte legt in den Beziehungen zur Öffentlichkeit ein dienstleistungsorientiertes, korrektes, höfliches und zugängliches
Verhalten an den Tag. Bei der Beantwortung von Schriftverkehr, Telefongesprächen und E-Mails bemüht sich der Beamte, so
hilfsbereit wie möglich zu sein, und beantwortet an ihn gerichteten Fragen so vollständig und genau wie möglich.

2. Ist der Beamte nicht für die betreffende Angelegenheit verantwortlich, verweist er den Bürger an den zuständigen Beamten.
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3. Tritt ein Fehler auf, der die Rechte oder Interessen einer Einzelperson beeinträchtigt, entschuldigt sich der Beamte dafür und
bemüht sich, die negativen Auswirkungen aufgrund seinen Fehlers auf zweckmäßigste Weise zu korrigieren, und unterrichtet
den Bürger über etwaige Berufungsmöglichkeiten gemäß Artikel 19 des Kodex.

Artikel 13
Beantwortung von Schreiben in der Sprache des Bürgers

Der Beamte stellt sicher, daß jeder Bürger der Union bzw. Jede Einzelperson, die sich in einer der Vertragssprachen schriftlich an
die Institution wendet, eine Antwort in der gleichen Sprache erhält. Dasselbe gilt soweit wie möglich auch für juristische Personen
wie Vereinigungen (NRO) und Unternehmen.

Artikel 14
Empfangsbestätigung und Angabe des zuständigen Beamten

1. Für jedes an die Institution gerichtete Schreiben bzw. jede ihr übermittelte Beschwerde wird innerhalb einer Frist von zwei
Wochen eine Empfangsbestätigung ausgestellt, es sei denn, daß innerhalb dieser Frist eine inhaltlich fundierte Antwort über-
mittelt werden kann.

2. In der Antwort bzw. der Empfangsbestätigung werden der Name und die Telefonnummer des Beamten angegeben, der mit der
Angelegenheit befaßt ist, sowie seine bzw. ihre Dienststelle.

3. Keine Empfangsbestätigung und keine Antwort muß in Fällen übermittelt werden, in denen Schreiben bzw. Beschwerden auf-
grund ihrer übermäßigen Zahl, wegen ständiger Wiederholung oder ihres sinnlosen Charakters, den Tatbestand des Mißbrauchs
erfüllen.

Artikel 15
Verpflichtung zur Weiterleitung an die zuständige Dienststelle der Institution

1. Wird ein Schreiben oder eine Beschwerde an die Institution an eine Generaldirektion, Direktion oder Abteilung gerichtet oder
übermittelt, die nicht zur Behandlung des Schreibens bzw. der Beschwerde befugt ist, tragen ihre Dienststellen dafür Sorge, daß
die Akte unverzüglich an die zuständige Dienststelle der Institution weitergeleitet wird.

2. Die Dienststelle, bei der das Schreiben bzw. die Beschwerde ursprünglich eingegangen ist, setzt den Verfasser von dieser Weiter-
leitung in Kenntnis und gibt den Namen und die Telefonnummer des Beamten an, an den die Akte weitergeleitet worden ist.

3. Der Beamte weist die Einzelperson oder die Vereinigung auf etwaige Fehler und Mängel in den Dokumenten hin und gibt ihnen
die Möglichkeit, diese zu berichtigen.

Artikel 16
Recht auf Anhörung und Abgabe von Erklärungen

1. In Fällen, in denen die Rechte oder Interessen von Einzelpersonen berührt werden, stellt der Beamte sicher, daß die Rechte auf
Einrede auf jeder Stufe des Beschlußfassungsverfahrens respektiert werden.

2. Jede Einzelperson hat in Fällen, in denen ein Beschluß gefaßt werden muß, der seine Rechte oder Interessen berührt, das Recht,
schriftliche Bemerkungen zu unterbreiten und erforderlichenfalls mündliche Anmerkungen vorzutragen, ehe der Beschluß ge-
faßt wird.

Artikel 17
Angemessene Frist für die Beschlußfassung

1. Der Beamte stellt sicher, daß über jedes Ersuchen bzw. jede Beschwerde an die Institution innerhalb einer angemessenen Frist,
unverzüglich und auf keinen Fall später als zwei Monate nach dem Datum des Eingangs ein Beschluß gefaßt wird. Die gleiche
Regelung gilt für die Beantwortung von Schreiben von Einzelpersonen und für Antworten auf Verwaltungsmitteilungen, die
der Beamte seinen Vorgesetzten mit dem Ersuchen übermittelt hat, Anweisungen bezüglich der erforderlichen Beschlüsse zu er-
teilen.

2. Kann über eine an die Institution gerichtete Forderung oder Beschwerde wegen des komplexen Charakters der aufgeworfenen
Fragen nicht innerhalb der vorstehend genannten Frist beschlossen werden, unterrichtet der Beamte den Verfasser so rasch wie
möglich. In diesem Falle sollte ein abschließender Beschluß dem Verfasser in der kürzestmöglichen Zeit mitgeteilt werden.

Artikel 18
Verpflichtung zur Begründung von Beschlüssen

1. Für jeden Beschluß der Institution, der sich nachteilig auf die Rechte oder Interessen einer Einzelperson auswirken kann, sind
die Gründe zu nennen, auf die sich der Beschluß stützt; dazu sind die relevanten Tatsachen und die Rechtsgrundlage des Be-
schlusses eindeutig anzugeben. 
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2. Der Beamte sieht von Beschlüssen ab, die sich auf nicht ausreichende oder vage Gründe stützen und die keine individuelle
Argumentation enthalten.

3. Ist es wegen der großen Anzahl von Personen, die von ähnlichen Beschlüssen betroffen sind, nicht möglich, die Gründe für den
Beschluß im Detail mitzuteilen, und werden deshalb Standardantworten erteilt, stellt der Beamte sicher, daß er anschließend
dem Bürger, der ausdrücklich darum bittet, eine individuelle Argumentation liefert.

Artikel 19
Angabe der Berufungsmöglichkeiten

1. Ein Beschluß der Institution, der sich nachteilig auf die Rechte oder Interessen einer Einzelperson auswirken kann, enthält eine
Angabe der Möglichkeiten, Berufung gegen den Beschluß einzulegen. Angegeben werden insbesondere die Art der Rechtsmittel,
die Gremien, vor denen sie in Anspruch genommen werden können, sowie die Fristen für ihre Inanspruchnahme.

2. In den Beschlüssen ist insbesondere auf die Möglichkeit Gerichtsverfahren einzuleiten und Beschwerden an den Bürgerbeauf-
tragten zu richten, gemäß der in den Artikeln 230 und 195 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft festge-
legten Bedingungen, hinzuweisen.

Artikel 20
Mitteilung des Beschlusses

1. Der Beamte stellt sicher, daß Beschlüsse, die die Rechte oder Interessen von Einzelpersonen beeinträchtigen, der betreffenden
Person bzw. den betreffenden Personen schriftlich mitgeteilt werden, sobald der Beschluß gefaßt worden ist.

2. Der Beamte sieht so lange davon ab, den Beschluß anderen Adressaten mitzuteilen, bis die betreffende Person bzw. die be-
treffenden Personen unterrichtet worden ist bzw. sind.

Artikel 21
Datenschutz

1. Der Beamte, der mit personenbezogenen Daten umgeht, die einen Bürger betreffen, beachtet die Privatsphäre und die Unver-
sehrtheit der Person gemäß den Bestimmungen der Verordnung (EG) 45/2001 zum Schutz natürlicher Personen bei der Ver-
arbeitung personenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und den freien Datenverkehr 2).

2. Der Beamte sieht insbesondere davon ab, personenbezogene Daten für unrechtmäßige Zwecke zu verarbeiten bzw. solche Daten
an unbefugte Personen weiterzuleiten.

Artikel 22
Informationsbegehren

1. Der Beamte stellt, sofern er für die betreffende Angelegenheit verantwortlich ist, Einzelpersonen die von ihnen angeforderten
Informationen zur Verfügung. Geeignetenfalls gibt der Beamte Empfehlungen für die Einleitung eines Verwaltungsverfahrens
in seinem Zuständigkeitsbereich ab. Der Beamte stellt sicher, daß die übermittelte Information klar und verständlich ist.

2. Ist ein mündlich vorgetragenes Informationsbegehren zu kompliziert oder zu umfassend, legt der Beamte der betreffenden Person
nahe, ihren Antrag schriftlich zu formulieren.

3. Kann ein Beamter die angeforderte Information wegen ihres vertraulichen Charakters nicht offenlegen, teilt er der betreffenden
Person gemäß Artikel 18 dieses Kodex die Gründe mit, warum er die Information nicht liefern kann.

4. Informationsbegehren zu Fragen, für die er nicht verantwortlich ist, leitet der Beamte an die zuständige Person weiter und gibt
deren Namen und Telefonnummer an. Der Beamte leitet Informationsbegehren, die eine andere Institution oder ein anderes
Organ der Gemeinschaft betreffen, an diese Institution bzw. dieses Organ weiter.

5. Gegebenenfalls verweist der Beamte – je nach Gegenstand des Begehrens – die Person, die um Informationen bittet, an die Dienst-
stelle der Institution, die für die Information der Öffentlichkeit zuständig ist.

Artikel 23
Anträge auf öffentlichen Zugang zu Dokumenten

1. Der Beamte befasst sich mit Anträgen auf Zugang zu Dokumenten gemäß den von der Institution angenommenen Regelungen
und gemäß den allgemeinen Grundsätzen und Beschränkungen aufgrund der Verordnung (EG) 1049/2001 3).
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2. Kann der Beamte einem mündlichen Antrag auf Zugang zu Dokumenten nicht nachkommen, wird dem Bürger nahegelegt,
seinen Antrag schriftlich zu formulieren.

Artikel 24
Führung angemessener Verzeichnisse

Die Abteilungen der Institution haben angemessene Verzeichnisse über ihren Postein und -ausgang, die ihnen zugestellten Doku-
mente und die von ihnen ergriffenen Maßnahmen zu führen.

Artikel 25
Werbung für den Kodex

1. Die Institution ergreift wirksame Maßnahmen, um die Öffentlichkeit über ihre Rechte im Rahmen dieses Kodex zu informieren.
Sie stellt den Wortlaut nach Möglichkeit in elektronischer Form auf der Homepage ihrer Website zur Verfügung.

2. Die Kommission veröffentlicht und verteilt den Kodex im Namen aller Institutionen als Broschüre an die Bürger.

Artikel 26
Recht auf Beschwerde beim Europäischen Bürgerbeauftragten

Gegen jedwedes Versäumnis einer Institution oder eines Beamten, den in diesem Kodex dargelegten Grundsätzen nachzukommen,
kann gemäß Artikel 195 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft und dem Statut des Europäischen Bürgerbe-
auftragten 4) eine Beschwerde an den Europäischen Bürgerbeauftragten gerichtet werden.

Artikel 27
Revision

Jede Institution überprüft ihre Ausführung des Kodex nach zweijähriger Anwendung. Die Institution unterrichtet den europäi-
schen Bürgerbeauftragten von den Ergebnissen ihrer Überprüfung.

Anmerkung:
Das Dokument wurde dem Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften wörtlich entnommen.
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Zusammenarbeit und Dank

Im Berichtszeitraum gestaltete sich die Zusammenarbeit mit den beteiligten Behörden überwiegend problemlos. Nur in Ausnahme-
fällen war es erforderlich, Behörden auf ihre Mitwirkungspflichten gemäß § 5 Abs. 2 des Landesgesetzes über den Bürgerbeauf-
tragten des Landes Rheinland-Pfalz hinzuweisen.

In aller Regel wendet sich der Bürgerbeauftragte zunächst an die jeweils zuständige Verwaltung. Erst wenn sich im Zuge der weiteren
Bearbeitung besondere Schwierigkeiten ergeben, wird gegebenenfalls auch die Aufsichtsbehörde oder auch das zuständige Minis-
terium eingeschaltet. Von dort aus erfolgt im Regelfall eine sehr eingehende Prüfung und Stellungnahme, die häufig zu einer ab-
schließenden Klärung der Angelegenheit beiträgt. 

Wie bereits berichtet, war es im Jahre 2000 vor allem bei der Zusammenarbeit mit der Stadtverwaltung Kaiserslautern zu Proble-
men gekommen. Weil den Mitwirkungspflichten nur unzureichend und zögerlich nachgekommen worden war, mussten die Auf-
sichtsbehörden eingeschaltet werden. 2001 wurde gegen den Oberbürgermeister wegen des während des Prüfungsverfahrens der
Aufsichtsbehörden begangenen Verstoßes eine bestandskräftige Disziplinarstrafe verhängt. Darüber hinaus hat der Petitionsaus-
schuss in seiner Sitzung am 21. August 2001 beanstandet, dass die Stadtverwaltung Kaiserslautern ihren Mitwirkungspflichten gemäß
§ 5 des Landesgesetzes über den Bürgerbeauftragten nur unzureichend und zögerlich nachkam, und beschlossen, dass er von der
Stadt Kaiserslautern und ihrem Oberbürgermeister erwartet, dass den Mitwirkungspflichten im Petitionsverfahren  gemäß § 5 des
Landesgesetzes über den Bürgerbeauftragten zukünftig umfassend und zeitnah nachgekommen wird und sich somit kein neuer An-
lass für Beanstandungen ergibt. Im Berichtszeitraum waren weitere Probleme so gut wie nicht mehr zu verzeichnen. Dasselbe gilt
bezüglich der Stadtverwaltung Mainz, bei der es im Jahre 2000 ebenfalls zu Problemen gekommen war.

Der Bürgerbeauftragte bedankt sich bei allen, die im Jahr 2001 mit Eingaben und deren Erledigung befasst waren. Im Bereich der
Ministerien gilt ein besonderer Dank der im Berichtszeitraum ausgeschiedenen Ministerin für Umwelt und Forsten, Klaudia
Martini. Mit ihrer Nachfolgerin Frau Ministerin Margit Conrad hat der Bürgerbeauftragte unmittelbar nach ihrem Amtsantritt ein
Gespräch geführt, in dem die Weiterführung der bisherigen guten Zusammenarbeit zugesagt wurde.

Der Bürgerbeauftragte dankt auch dem Petitionsausschuss des Landtags für die gute Zusammenarbeit. Aufgrund der Landtagswahl
hat sich der Petitionsausschuss neu konstituiert, wobei die Mehrzahl der bisherigen Mitglieder dem neuen Ausschuss nicht mehr
angehört; neuer Vorsitzender wurde der Abgeordnete Peter Wilhelm Dröscher, sein Stellvertreter der Abgeordnete Dr. Peter En-
ders. Mit Betroffenheit hat der Bürgerbeauftragte vom Tod des Abgeordneten Johannes Berg erfahren, der ebenfalls Mitglied des
Petitionsausschusses gewesen war. 

Im Berichtszeitraum sind auch eine Reihe von Landräten, Oberbürgermeistern und Bürgermeistern aus ihren Ämtern ausge-
schieden. Auch ihnen gilt Dank für die gute Zusammenarbeit. 

Im Bereich der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion Trier war es gelegentlich zu Irritationen gekommen, weil der Bürgerbe-
auftragte nicht über die weitere Entwicklung von Petitionen unterrichtet worden war und er deshalb die Petentinnen beziehungs-
weise die Petenten gelegentlich nicht über den aktuellen Sachstand unterrichten konnte. Auf eine entsprechende Bitte des Bürger-
beauftragten hin hat der Präsident der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion verfügt, den Bürgerbeauftragten in allen nicht ein-
vernehmlich abgeschlossenen Eingaben so lange unaufgefordert über neue Entwicklungen zu unterrichten, bis der Abschluss des
Verfahrens mitgeteilt ist.

Bei den vom Landtag nach seiner Konstituierung beschlossenen Änderungen der Geschäftsordnung ist für die Arbeit des Bürger-
beauftragten sowie des Petitionsausschusses von besonderer Bedeutung, dass nunmehr gemäß § 101 Abs. 3 Geschäftsordnung Ge-
genstände, die über die einzelne Eingabe hinausgehen und von allgemeiner Bedeutung sind, vom Petitionsausschuss den zuständigen
Fachausschüssen zugeleitet werden können. Der Petitionsausschuss hat von dieser Möglichkeit bereits in einem Fall Gebrauch ge-
macht und eine Eingabe an den Sozialpolitischen Ausschuss überwiesen. Hier ging es um Probleme im Zusammhang mit Leistun-
gen nach dem BSHG an eine Pflegebedürftige, die rückwirkend in eine höhere Pflegestufe eingestuft worden war. Eine weitere
Änderung der Geschäftsordnung erfolgte dahin gehend, dass bei der Protokollierung der Verhandlungen des Petitionsausschusses
bei Entscheidungen über Eingaben, die ohne Beratung ergehen, zur Dokumentation des Ergebnisses auf Vorlagen Bezug genommen
werden kann.

Eine gute Zusammenarbeit hat sich auch mit der Landesjustizkasse und deren Leiterin, Frau Gabriele Klemmer entwickelt. 
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2. Teil – Bericht zu den einzelnen Tätigkeitsbereichen

1 – Rechtspflege

1.1 Gerichte

Die Eingaben in diesem Sachgebiet haben nach einer deutlichen Zunahme im letzten Berichtszeitraum erneut, wenn auch nur leicht,
zugenommen. Schwerpunkte, die die Zunahme erklären könnten, sind nicht ersichtlich.

Erneut beklagten sich Bürgerinnen und Bürger über die lange Dauer ihres bei Gericht anhängigen Verfahrens. Wie schon bisher
konnte der Bürgerbeauftragte in diesen Fällen durch seine Bemühungen zu einer Klärung des jeweiligen Verfahrensstandes beitragen.
In der Regel war die Verfahrensdauer in der Schwierigkeit des jeweiligen Prozesses begründet. Bisweilen führten aber auch Richter-
wechsel, beispielsweise aufgrund Erkrankung des bisher zuständigen Richters, zu Verzögerungen.

Einige Stellungnahmen lassen allerdings auch erkennen, dass die Arbeitsbelastung der Richterinnen und Richter aufgrund der Per-
sonalsituation verhältnismäßig groß zu sein scheint. Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang die Eingabe eines Rechtsanwal-
tes, der die zusätzliche Schaffung von Richterstellen, insbesondere im Bereich der Sozialgerichtsbarkeit, begehrte. Die Ermittlun-
gen in dieser Angelegenheit ergaben, dass auch seitens des Minsteriums der Justiz zusätzlicher Personalbedarf gesehen wird, eine
Neueinstellung von Richterinnen und Richtern aufgrund der Haushaltssituation jedoch nur in eingeschränktem Maße möglich war.
Das Ministerium verwies darauf, dass die Schaffung weiterer Richterstellen von den Haushaltsberatungen des Landtags abhängt.

Eine Reihe der Eingaben, die Gerichte betreffen, bezieht sich nicht auf die Prozessführung, sondern allgemein auf den Umgang der
Gerichtsbediensteten mit den Bürgerinnen und Bürgern. Bei der Bearbeitung dieser Eingaben ergaben sich allerdings keine An-
haltspunkte dafür, dass etwa bewusst unfreundlich oder herablassend mit den Bürgerinnen und Bürgern umgegangen wird. Viel-
mehr liegt es in der Natur der Sache, dass Auskünfte zu rechtlichen Sachverhalten in der Regel komplex und daher mitunter für
Laien nur schwer verständlich sind. Darüber hinaus hat das Gerichtspersonal zu berücksichtigen, dass keine Rechtsauskünfte er-
teilt werden dürfen. So empfand es ein Petent als Zumutung, dass er auf seine Anfrage hin auf die Möglichkeit, anwaltliche Hilfe
in Anspruch zu nehmen, hingewiesen wurde.

Allerdings entstand bei einigen Eingaben der Eindruck, dass einzelne Gerichte insbesondere im Bereich der Zivilgerichtsbarkeit
wohl stets von dem anwaltlich geführten Prozess ausgehen; hier wäre etwas mehr Sensibilität im Umgang mit anwaltlich nicht ver-
tretenen Personen vielleicht von Vorteil. Auch dies geschieht offensichtlich unbewusst, was sich daran erkennen lässt, dass Gerichte
die sich hieraus ergebenden Anregungen gern annehmen. Beispielsweise seien hierfür zwei Eingaben genannt.

In einem Fall hatte sich eine Petentin zum Zwecke der Vollstreckung eines Vollstreckungsbescheids an das Gericht gewandt, das
den Vollstreckungsbescheid erlassen hatte. Dieses nannte ihr daraufhin das Gericht, das aufgrund des Wohnorts des Schuldners für
die Vollstreckung zuständig war. Für die Petentin war es mit Schwierigkeiten verbunden, die vollständige Anschrift dieses Gerichts
zu ermitteln. Der Bürgerbeauftragte regte daher bei dem betreffenden Gericht an, in Zukunft in diesen Fällen die vollständige An-
schrift des zuständigen Gerichts mitzuteilen. Der hiermit verbundene Mehraufwand ist minimal, da dem Gericht die Anschriften
bekannt sind. Diese Anregung wurde von dem Direktor des betreffenden Amtsgerichts zum Anlass genommen, die Bediensteten
in diesem Sinne anzuweisen.

In einem anderen Fall hatte eine Petentin eine Terminladung erhalten, die den folgenden Hinweis enthielt: „Erhalten Sie keine
weitere Nachricht, verbleibt es bei dieser Ladung.“ Später erhielt die Petentin von dem Gericht die Mitteilung, dass die Akten im
Zusammenhang mit einem Prozesskostenhilfegesuch der Gegenseite dem Landgericht zur weiteren Entscheidung übersandt
wurden. Dies hatte sie als „weitere Nachricht“ im Sinne der oben genannten Formulierung verstanden. Sie nahm daher den Gerichts-
termin nicht wahr mit der Folge, dass ein Versäumnisurteil gegen sie erging. Das Ministerium der Justiz nahm die Eingabe zum
Anlass, die ersatzlose Streichung der Formulierung aus allen Vordrucken zu veranlassen, da sie eine Selbstverständlichkeit darstellt
und deshalb nicht zwingend notwendig ist.

Der Bürgerbeauftragte begrüßt es, dass auf diesem Wege die jetzt schon grundsätzlich gute Zusammenarbeit der Justiz mit den
Bürgerinnen und Bürgern weiter verbessert werden konnte.

Der Bürgerbeauftragte bedankt sich auch für die auch in diesem Berichtszeitraum festzustellende konstruktive Mitwirkung der Ge-
richte bei der Bearbeitung von Eingaben.

1.2 Staatsanwaltschaften

Die Eingaben zu diesem Sachgebiet lagen bei leicht ansteigender Tendenz in etwa auf gleichem Niveau wie in den Vorjahren. Er-
neut lagen die Schwerpunkte einerseits bei Bürgerinnen und Bürgern, die sich über die Einstellung von ihnen veranlasster staats-
anwaltschaftlicher Ermittlungsverfahren beklagten, andererseits bei Strafgefangenen, soweit es um Entscheidungen der Staatsan-
waltschaften im Zusammenhang mit dem Strafvollzug ging. 

Von besonderem Interesse war die Eingabe eines Petenten, dessen Sohn aufgrund einer falschen Beschuldigung und eines offen-
sichtlichen polizeilichen Ermittlungsfehlers in Untersuchungshaft genommen worden war. Zunächst hatte er Maßnahmen gegen
die betreffenden Polizeibediensteten verlangt. Dies führte vor allem dazu, dass die Polizeibeamten in Dienstgesprächen auf die Prob-
lematik hingewiesen wurden, damit sich vergleichbare Fälle nicht wiederholen. Anschließend kam es zu einer Kontroverse mit der
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Generalstaatsanwaltschaft wegen der Höhe der Haftentschädigung. Im Hinblick auf das von seinem Sohn erlittene Unrecht emp-
fand es der Petent als eine unangemessene Zumutung, dass die geltend gemachten Schäden im Einzelnen belegt werden sollten. Hier-
bei galt es zwischen zwei Gesichtspunkten abzuwägen; einerseits müssen Schäden auch bei erlittenem Unrecht belegt werden, an-
dererseits sollten die Anforderungen an den Nachweis im Hinblick auf die Gesamtsituation nicht unnötig hoch angesetzt werden.
Der Bürgerbeauftragte schaltete sich ein und in einem Gespräch zwischen dem Petenten, seinem Rechtsanwalt und dem General-
staatsanwalt konnte eine zufrieden stellende Lösung, für die sich der Petent ausdrücklich bedankt hat, gefunden werden. Gerade in
derartigen, sicherlich nicht häufig vorkommenden Fällen sollte auch nicht außer Acht gelassen werden, dass durch vielfältige
Bemühungen bei den Betroffenen auch der „Glaube an die Gerechtigkeit“ wieder hergestellt wird. 

Der Bürgerbeauftragte begrüßt besonders, dass auf Einladung des Generalstaatsanwaltes der Generalstaatsanwaltschaft Koblenz eine
dreitägige Hospitanz des für dieses Sachgebiet zuständigen Referenten bei der Staatsanwaltschaft Koblenz erfolgen konnte. Nach
Abschluss der Maßnahme bestand übereinstimmendes Einvernehmen, dass hierdurch die ohnehin positive Zusammenarbeit
zwischen dem Bürgerbeauftragten und den Staatsanwaltschaften zusätzlich gefördert werden konnte.

1.3 Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, Notariate

Die Anzahl der Eingaben aus diesem Sachgebiet war gegenüber dem Vorjahr kaum verändert. Erneut beschränkte sich die Tätig-
keit des Bürgerbeauftragten in diesem Bereich im Wesentlichen auf Eingaben, mit denen Entscheidungen der zuständigen Rechts-
anwalts- beziehungsweise Notarkammer über Beschwerden beanstandet wurden.

1.4 Strafvollzug

1.5 Vollzugslockerungen

1.6 Ärztliche Versorgung im Strafvollzug

Die Eingaben von Strafgefangenen, die sich seit jeher auf hohem Niveau bewegen, haben im Berichtszeitraum um mehr als ein
Drittel zugenommen. Hierbei hat sich die bereits im Vorjahr zu beobachtende Entwicklung fortgesetzt, dass die meisten Eingaben
aus der JVA Wittlich stammen. Deutlich zugenommen haben auch die Eingaben aus der JVA Diez, wobei jedoch zu berücksichtigen
ist, dass diese bis einschließlich 1999 stets an der Spitze lag. Insoweit stellte die niedrigere Zahl im Vorjahr offensichtlich eine Aus-
nahme dar. Allerdings bleibt die JVA Diez weiterhin, wenn auch jetzt weniger deutlich, hinter der JVA Wittlich zurück.

Mit deutlichem Abstand folgen die JVAen Frankenthal und Zweibrücken sowie die Jugendstrafanstalt Wittlich und dann mit den
etwa gleichen Eingabezahlen die JVAen Mainz, Trier und Koblenz. Aus der JVA Kaiserslautern, der Jugendstrafanstalt Schiffer-
stadt sowie der Sozialtherapeutischen Anstalt Ludwigshafen gingen nur vereinzelte Eingaben zu.

Besondere Schwerpunkte, die die Eingabenhäufigkeit aus einer bestimmten JVA erklären könnten, sind auch für diesen Berichts-
zeitraum nicht ersichtlich. Allerdings fällt erneut auf, dass Beschwerden wegen verhängter Disziplinarmaßnahmen sowie im Zu-
sammenhang mit der Ablehnung von Vollzugslockerungen schwerpunktmäßig aus der JVA Wittlich stammen. Hier stellt sich er-
neut die Frage, weshalb gerade dort entsprechende Entscheidungen offensichtlich weniger akzeptiert werden als in den anderen
Anstalten.

Ebenso liegt es im Trend der letzten Jahre, dass Fragen des allgemeinen Vollzugs schwerpunktmäßig die JVA Diez betreffen. Hier
liegt die Vermutung nahe, dass sich Langzeithäftlinge eher an den alltäglichen Dingen reiben, während bei kürzeren Freiheitsstrafen
der Wunsch nach Lockerungen im Vordergrund steht. 

Aus dem Bereich der JVA Wittlich fiel ferner auf, dass mehrere Gefangene die Art und Weise der Durchführung von Urinproben
beanstandeten und insbesondere die Gefahr von Manipulationen geltend machten. Da die Eingaben jedoch einen weitgehend ähn-
lichen Wortlaut hatten, liegt auch die Vermutung nahe, dass hier eventuell eine Absprache der betreffenden Petenten vorliegen
könnte, ohne dass tatsächlich irgendein Missstand vorliegt. Hierfür spricht auch, dass die Durchführung der Urinkontrollen auch
Gegenstand mehrerer Entscheidungen der Strafvollstreckungskammer war, die allerdings keinen Grund für Beanstandungen finden
konnte.

Die starke Zunahme der Eingaben von Gefangenen dürfte auch auf den hohen Belegungsstand in den Anstalten zurückzuführen
sein. Abgesehen davon, dass die Zahl der Eingaben mit der Gesamtzahl der Gefangenen korrespondieren dürfte, scheinen Eingaben
gerade auch aus der Überbelegung und der damit verbundenen starken Belastung des Personals zu resultieren. Dies hat beispiels-
weise ein Gefangener, der mit seiner Eingabe eine Aufstockung des Personals begehrte, deutlich angesprochen. Er vertrat hierbei
die Ansicht, dass die von ihm geltend gemachten Missstände ausschließlich auf die Belastung des Personals, nicht etwa auf deren
Fähigkeit zurückzuführen seien. Er erkannte hierbei ausdrücklich an, dass die Bediensteten größtenteils engagiert seien.

Wie bei sämtlichen Eingaben ist der Bürgerbeauftragte auch bei den Eingaben der Gefangenen um eine zügige Bearbeitung bemüht.
In aller Regel wünschen auch die Gefangenen eine schnelle Lösung ihrer Probleme. Der Bürgerbeauftragte hat daher für die Jahre
1999, 2000 und 2001 in jedem Einzelfall die Bearbeitungsdauer erfasst. Im Vergleich zu anderen Eingaben ergibt sich in der Regel
eine längere Bearbeitungsdauer daraus, dass die Leiter der Vollzugsanstalten nicht unmittelbar dem Bürgerbeauftragten, sondern
dem Ministerium der Justiz gegenüber berichten. Von dort wird die Stellungnahme an den Bürgerbeauftragten weitergeleitet. Die
Beobachtungen zeigen, dass Verzögerungen nicht nur im Bereich der jeweiligen JVA eintreten, sondern auch im Bereich des
Ministeriums der Justiz und schließlich auch auf dem Weg vom Ministerium zum Bürgerbeauftragten. Wenn, was auch vorkam,
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in jeder Phase Verzögerungen eintreten, ergeben sich gegebenenfalls Bearbeitungszeiten, die verbesserungswürdig sind. Einzelheiten
werden in einem Gespräch zwischen dem Bürgerbeauftragten und dem Ministerium der Justiz erörtert werden.

Ansonsten haben die Beobachtungen gezeigt, dass sich, insbesondere in jüngster Zeit, die Bearbeitungszeiten durchaus verkürzt
haben. Es bleibt zu hoffen, dass diese Entwicklung anhält.

Ein von Zeit zu Zeit leider immer wiederkehrendes Ärgernis stellt es dar, dass Briefe von Gefangenen an den Bürgerbeauftragten
sowie des Bürgerbeauftragten an Gefangene im Rahmen der Postkontrolle geöffnet werden. Auch wenn zu unterstellen ist, dass
dies versehentlich und nicht in böser Absicht geschieht, kann dies nicht hingenommen werden. Für das Vertrauensverhältnis der
Gefangenen zum Bürgerbeauftragten ist es unbedingt erforderlich, dass diese ohne Wenn und Aber davon ausgehen können, dass
die JVA von dem Inhalt dieser Korrespondenz keine Kenntnis erlangt. Der Bürgerbeauftragte weist die Gefangenen im Übrigen
dann ausdrücklich darauf hin, dass die Korrespondenz nicht der Postkontrolle unterliegt, wenn er Anhaltspunkte dafür hat, dass
sich diese möglicherweise scheuen, sich dem Bürgerbeauftragten gegenüber offen zu äußern.

Wenn es zu einer Öffnung von Briefen kommt, wird in jedem Fall das Ministerium der Justiz hierüber unterrichtet. Dies klärt so-
dann den Vorfall sorgfältig auf und trägt dafür Sorge, dass Wiederholungen ausgeschlossen werden.

Ein besonderes Problem wurde ersichtlich, als sich ein Untersuchungshäftling darüber beklagte, dass seine Korrespondenz mit dem
Bürgerbeauftragten geöffnet worden war. Für die Postkontrolle von Untersuchungshäftlingen sind nämlich nicht die Vollzugsan-
stalten, sondern die jeweilige Untersuchungsrichterin oder der jeweilige Untersuchungsrichter beziehungsweise die Staatsanwalt-
schaft zuständig. Der Bürgerbeauftragte ist hierzu der Ansicht, dass auch in diesen Fällen eigentlich keine andere Sachbehandlung
als bei Strafgefangenen vertreten werden kann. Zwischenzeitlich konnte unter Mithilfe des Ministeriums der Justiz geklärt werden,
dass sich die gerichtliche und staatsanwaltschaftliche Praxis mit einer generellen Regelung einverstanden erklärt hat, wonach so-
wohl die an den Bürgerbeauftragten gerichtete Post der Untersuchungsgefangenen als auch die Schreiben des Bürgerbeauftragten
an Untersuchungsgefangene von der Überwachung ausgenommen sind.

Im Übrigen achtet der Bürgerbeauftragte selbstverständlich sorgfältig darauf, dass die oben genannten Ausnahmen von der Post-
kontrolle nicht missbraucht werden. So kommt es gelegentlich vor, dass Gefangene für andere Stellen bestimmte Briefe mit der
Bitte um Weiterleitung beifügen. Umgekehrt ist es in einem Fall vorgekommen, dass ein Angehöriger dem Bürgerbeauftragten
Schriftstücke mit der Bitte um Weiterleitung an den Gefangenen zukommen ließ. Die betreffenden Schriftstücke werden in jedem
Fall mit einem entsprechenden Hinweis zurückgesandt. 

Mit großer Aufmerksamkeit beobachtete der Bürgerbeauftragte während des Berichtszeitraumes die überraschende Zunahme der
von Gefangenen zurückgenommenen Eingaben, wobei dies nahezu ausschließlich die JVA Wittlich betrifft. Hierbei fällt insbe-
sondere auf, dass die Rücknahmen in der Regel in der Weise erfolgen, dass der betreffende Petent eine von einem Bediensteten der
JVA handschriftlich vorgefertigte Erklärung unterschreibt. Hierbei war es zunächst Praxis, dass diese Erklärung dem Bürgerbe-
auftragten auf dem üblichen Dienstweg, also über das Ministerium der Justiz, zugeleitet wurde, was zur Folge hatte, dass der Bürger-
beauftragte erst mit Verzögerung hiervon Kenntnis erhielt. Dies war dann besonders ärgerlich, wenn in der Zwischenzeit die
weitere, im Ergebnis nutzlose Bearbeitung der Angelegenheit erfolgte. Erfreulicherweise konnte der Bürgerbeauftragte erreichen,
dass ihm Rücknahmeerklärungen unmittelbar und unverzüglich zugesandt werden.

Teilweise erfolgten in der JVA Wittlich Rücknahmeerklärungen auch in der Weise, dass sie vom Petenten auf einer Kopie des Schrei-
bens, mit dem der Bürgerbeauftragte die JVA um Stellungnahme gebeten hatte, erklärt wurden. Dies wurde allerdings abgestellt,
nachdem der Bürgerbeauftragte darauf hingewiesen hatte, dass bezüglich der Eingabe kein Recht auf Akteneinsicht besteht, wes-
halb den Petenten der Schriftverkehr auch nicht in Kopie zur Kenntnis gebracht werden darf.

Zurzeit ist noch nicht eindeutig ersichtlich, wie der unverhältnismäßig hohe Anteil von Rücknahmen, insbesondere in der JVA
Wittlich, letztendlich zu beurteilen ist. Positiv fällt hierbei auf, dass der jeweiligen Rücknahmeerklärung offensichtlich eingehende
Gespräche mit den betreffenden Petenten vorausgehen, zumal eine Reihe von Eingaben erkennen lässt, dass sich die betreffenden
Gefangenen weniger über eine bestimmte Vorgehensweise der JVA beschweren, sondern eher eine Erklärung für aus ihrer Sicht
nicht nachvollziehbare Maßnahmen im Strafvollzug suchen. Bisweilen haben Eingaben sogar ausdrücklich die mangelnde Ge-
sprächsbereitschaft seitens der JVA zum Gegenstand. In einem Fall hatte sich ein Petent auch ausdrücklich dafür bedankt, dass es
aufgrund der Bemühungen zu einem Gespräch, bei dem es zu einer Klärung seines Anliegens kommen konnte, gekommen ist.

Dessen ungeachtet bleibt aber, solange es keine anderen Hinweise gibt, eine gewisse Skepsis bezüglich der Umstände, die schließ-
lich zur Rücknahme führen, gegeben. Der Bürgerbeauftragte fragt daher nach jedem Zugang einer Rücknahmeerklärung nochmals
ausdrücklich bei den betreffenden Petenten an, ob sich das Anliegen tatsächlich erledigt hat. Hierbei weist er ergänzend darauf hin,
dass die Korrespondenz mit dem Bürgerbeauftragten nicht der Postkontrolle unterliegt. Tatsächlich haben daraufhin einige Petenten
geltend gemacht, sie hätten sich durch entsprechende Äußerungen der Bediensteten veranlasst gesehen, ihre Eingabe zurückzu-
nehmen. In einem Fall soll sogar gedroht worden sein, der Betreffende werde „keinen Fuß mehr auf den Boden bekommen“, wenn
er seine Eingabe aufrechterhalte. In anderen Fällen seien Verzögerungen im Zusammenhang mit der Gewährung von Voll-
zugslockerungen in Aussicht gestellt worden. Dies sei damit begründet worden, dass sich im Hinblick auf die angespannte Personal-
situation für die Gewährung von Lockerungen erforderliche Beurteilungen verzögern könnten, wenn zunächst die Stellungnahme
für den Bürgerbeauftragten bearbeitet werden müsste. In einem anderen Fall sah sich der Petent nach einer Petition an den Bürger-
beauftragten mit einem biblischen Gleichnis konfrontiert. Ein Bediensteter erzählte ihm eine Geschichte, bei der ein Gefangener
zu Tode kam, weil er sich in seinem Bestreben, die Freiheit zu erlangen, mit dem Teufel eingelassen hatte. Über dieses Gleichnis
war nicht nur der betreffende Petent überrascht. 
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Bemerkenswert ist auch, dass einige Petenten ausdrücklich darauf hinweisen, dass sie über entsprechende Vorkommnisse nur be-
richten möchten; ein weiteres Tätigwerden des Bürgerbeauftragten jedoch nicht wünschen, da sie die in Aussicht gestellten Locke-
rungen beziehungsweise Vergünstigungen nicht gefährdet sehen möchten. Wenn die Petenten jedoch einverstanden sind, bittet der
Bürgerbeauftragte die betreffende JVA dennoch um Stellungnahme. Die JVA erklärt in solchen Fällen regelmäßig, dass dem Be-
treffenden zwar in einem eingehenden Gespräch die Situation dargestellt worden, eine Veranlassung zur Rücknahme der Eingabe
jedoch nicht erfolgt sei. Auch wurde generell zugesichert, dass selbstverständlich in keiner Weise Einfluss auf Gefangene genommen
werde, um von Eingaben abzusehen oder diese zurückzunehmen. Gleichwohl wird der Bürgerbeauftragte die Weiterentwicklung
äußerst aufmerksam verfolgen.

Bisweilen führen Eingaben über den Einzelfall hinaus zu einer generellen Befassung mit der betreffenden Problematik. So hat bei-
spielsweise eine rechtswidrige Anordnung der Fußfesselung bei einer Arztausführung dazu geführt, dass das Ministerium der Justiz
die betreffende JVA darum gebeten hat, dass künftig fehlerhafte Anordnungen dieser Art vermieden werden. Ferner hat der Peti-
tionsausschuss auf Vorschlag des Bürgerbeauftragten mehrere Eingaben zum Anlass für eine Überweisung an die Strafvollzugs-
kommission genommen. Diese hat sich dann generell mit der entsprechenden Problematik befasst. 

Eine solche Überweisung erfolgte beispielsweise in einer Eingabe, in der sich ein Petent gemeinsam mit mehreren Mitgefangenen
darüber beklagt hatte, dass es wegen der derzeitigen Belegungssituation in der JVA Diez vielfach nicht möglich ist, bisherige Unter-
suchungshäftlinge sofort dorthin zu verlegen, wenn sie rechtskräftig zu einer längeren Freiheitsstrafe verurteilt worden sind. Die
weitere Unterbringung erfolgt dann weiterhin in einer an sich nicht zuständigen JVA. In einem anderen Fall hat ein Petent bean-
standet, dass derzeit bei der Höhe des Taschengelds noch nicht berücksichtigt ist, dass das Entgelt für die Pflichtarbeit erhöht worden
ist.

Anders als bei den Eingaben, die den Strafvollzug betreffen, blieb die Anzahl der Eingaben bezüglich der ärztlichen Versorgung
konstant und auf niedrigem Niveau. Erneut konnten keine Schwerpunkte in bestimmten Anstalten festgestellt werden. Dies lässt
wie bereits im Vorjahr vermuten, dass die ärztliche Versorgung weitestgehend zufrieden stellend ist.

Allerdings ließen einige wenige Eingaben dennoch offensichtliche Unzulänglichkeiten erkennen, die aber aufgrund der betreffenden
Eingaben abgestellt wurden. So hatte sich zum Beispiel ein Gefangener aus der JVA Koblenz beschwert, dass er als Diabetiker nicht
die richtige Krankenkost erhielt. Die sodann angeforderte medizinische Fachberatung ergab, dass die medizinische Versorgung, so-
weit sie die Diät betraf, tatsächlich zu beanstanden war. Die JVA veranlasste daraufhin, dass die Diabetiker-Diätverpflegung von
einem Krankenhaus zubereitet wird. Darüber hinaus wurde eine Schulung beziehungsweise Nachschulung der in der Küche ein-
gesetzten Bediensteten veranlasst. In einem anderen Fall beanstandete eine Gefangene, dass sie in der JVA Mainz mit ihren Be-
schwerden nicht ernst genommen worden sei. Eine daraufhin veranlasste Überprüfung durch die Fachaufsicht über die Gesund-
heitsfürsorge der Gefangenen ergab, dass dieser Eindruck aufgrund des Geschehensablaufs nachzuvollziehen war. Die Fachaufsicht
empfahl der JVA, künftig kurzfristig die Abklärung unklarer Beschwerden vorzunehmen und gegebenenfalls hierzu mit der An-
staltsärztin telefonisch Kontakt aufzunehmen. Die JVA ist dieser Empfehlung nachgekommen und hat mit der medizinischen Fach-
aufsicht einen Maßnahmenkatalog abgestimmt, der sicherstellt, dass auch außerhalb der beiden Arztsprechtage die Anstaltsärztin
telefonisch konsultiert oder der ärztliche Bereitschaftsdienst oder Notfallarzt hinzugezogen werden kann. Diese Eingaben zeigen,
dass bei allen Bemühungen um eine umfassende medizinische Versorgung nicht ausgeschlossen werden kann, dass es gleichwohl
gelegentlich zu Unzulänglichkeiten kommt. Erfreulicherweise werden entsprechende Beschwerden aber zum Anlass genommen,
bekannt gewordene Missstände unverzüglich abzustellen.

Zusammenfassend bleibt festzustellen, dass sich die Justizvollzugsanstalten sowie das Ministerium der Justiz dem Gesetz über den
Bürgerbeauftragten entsprechend in der Regel eingehend mit der jeweiligen Eingabe befassen und um eine Klärung der Ange-
legenheit bemühen. Die Stellungnahmen sind so, dass sich der Bürgerbeauftragte fast immer ein umfassendes Bild der jeweiligen
Angelegenheit machen kann. Hierbei ist dem Bürgerbeauftragten sehr wohl bewusst, dass im Hinblick auf die derzeitige Be-
legungssituation und die damit verbundene Belastung des Personals die Bearbeitung einer Petition in jedem Einzelfall eine zusätz-
liche Belastung bedeutet, die allerdings im Hinblick auf das den Gefangenen uneingeschränkt zustehende Petitionsrecht nach Art. 11
der Landesverfassung nicht zu vermeiden ist. Deshalb sei an dieser Stelle allen Beteiligten ausdrücklich gedankt.

1.7 Gnadensachen

Wie bereits in den vorhergehenden Jahren bewegte sich die Anzahl von Eingaben, die Gnadensachen betreffen, auf niedrigem
Niveau.

2 – Ordnungsverwaltung

2.1 Allgemeine polizeiliche Angelegenheiten

2.2 Vollzugspolizei, polizeiliche Ermittlungsverfahren

Die Anzahl der Eingaben in diesen Sachgebieten war im Verhältnis zum Vorjahr in etwa gleich bleibend, allerdings mit steigender
Tendenz. Hierbei zeichnen sich in allen Bereichen polizeilichen Handelns zwei etwa gleich große Schwerpunkte ab. Einerseits wird
den Polizei- und Ordnungsbehörden vorgeworfen, dass sie nicht oder nur unzureichend auf Missstände reagieren, andererseits wird
ein zu forsches, aber überzogenes Reagieren geltend gemacht. Dies zeigt letztlich die Gratwanderung, die mit polizeilichem und
ordnungspolitischem Handeln verbunden ist. Es wird immer schwierig bleiben, einerseits dem Ordnungs- und Sicherheitsbedürfnis
der Bürgerinnen und Bürger zu entsprechen, andererseits ein möglicherweise als zu rigide empfundenes Eingreifen zu vermeiden.
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Diese generelle Problematik zeigt sich exemplarisch an Eingaben, die die Hundehaltung betreffen. Wie bereits im Vorjahr stellen
diese Eingaben einen Schwerpunkt dar, was insbesondere auch mit der im Vorjahr in Kraft getretenen Gefahrenabwehrverordnung
– Gefährliche Hunde – des Landes Rheinland-Pfalz und der damit einhergehenden Diskussion in Verbindung steht. 

Einerseits erwarten zahlreiche Bürgerinnen und Bürger ein entschiedenes Vorgehen der Behörden gegen ihrer Ansicht nach ge-
fährliche Hunde, wobei sie auch der Ansicht sind, dass die Gefahrenabwehrverordnung schon bei der geringsten Auffälligkeit eines
Hundes Anwendung finden müsste. Wenn andererseits die Behörden tätig werden, führt dies zu Eingaben der Hundehalterinnen
und Hundehalter, die geltend machen, ihr Hund sei trotz einer nach ihrer Ansicht eher belanglosen Auffälligkeit weit davon ent-
fernt, ein gefährlicher Hund zu sein. So kann schon die schlichte Frage, ob ein Hund angeleint oder nicht angeleint herumlaufen
darf, zu ausgiebigen Streitigkeiten beider Seiten führen. 

Alles in allem konnte aber während des Berichtszeitraums im Zusammenhang mit gefährlichen Hunden eine gewisse Beruhigung
festgestellt werden. Dies hängt sicherlich damit zusammen, dass, auch durch bereits zu dieser Thematik ergangene gerichtliche Ent-
scheidungen, mit der Verordnung verbundene Unsicherheiten beseitigt wurden und sich bei den betreffenden Behörden eine ge-
wisse Sicherheit bei der Anwendung der Verordnung eingestellt hat. Aus den Eingaben ergibt sich jedenfalls der Eindruck, dass in
diesem sensiblen Bereich durchweg mit dem nötigen Augenmaß vorgegangen wurde.

2.3 Straßenverkehrsrecht, Führerschein, Öffentlicher Personennahverkehr, Bahn

Eine gleich bleibende Zahl an Eingaben im Vergleich zum Vorjahr war im Berichtsjahr in diesem Sachgebiet zu verzeichnen. 

Wie auch in den früheren Berichtsjahren waren die zu behandelnden Themen und Probleme in diesem Sachgebiet naturgemäß sehr
vielfältig, konkrete Schwerpunkte waren nicht zu ermitteln. 

So konnte beispielsweise im Rahmen eines Petitionsverfahrens erreicht werden, dass in einem verkehrsberuhigten Bereich Park-
plätze auf einem im Bebauungsplan bezeichneten Park- und Wendeplatz markiert wurden. Die Ausführung der Markierungs-
arbeiten war zunächst nicht erfolgt, da viele Anwohnerinnen und Anwohner dies ebenso wie die Verwaltung zunächst nicht für
erforderlich gehalten hatten. Um mehr Rechtssicherheit zu erlangen, wurde dem Anliegen der Petenten aber entsprochen. 

Erfolgreich waren die Bemühungen im Petitionsverfahren eines Bürgers, der Verkehrsberuhigungsmaßnahmen für seine Orts-
durchfahrt wünschte. Seitens des zuständigen Straßen- und Verkehrsamts wurden mehrere Maßnahmen zur Geschwindigkeitsre-
duzierung, darunter punktuelle Einengungen und markierte Parkflächen, vorgeschlagen. Um die Wirksamkeit der Maßnahmen zu
prüfen, werden diese zunächst mittels provisorischer Elemente angelegt.

Immer wieder erreichen den Bürgerbeauftragten auch Eingaben, in denen von Bürgerinnen und Bürgern die Einrichtung von Über-
querungshilfen im Bereich von Ortsdurchfahrten gewünscht wird. In einem Petitionsverfahren konnte erreicht werden, dass der
Bau einer solchen Überquerungshilfe nun erfolgt. 

Nicht immer, wenn der Bau einer Überquerungshilfe gewünscht wird, kann diese jedoch realisiert werden. Zu beachten für den
Bau solcher Einrichtungen sind die gegebenen Richtlinien, die beispielsweise bestimmte Erfordernisse in Bezug auf die Verkehrs-
belastung, aber auch die Fußgängerfrequentierungsrate festlegen. So gab es auch im Berichtsjahr wieder Eingaben, die nicht mit
dem von Petentinnen und Petenten gewünschten Ergebnis abgeschlossen werden konnten. 

Auch im Bereich des öffentlichen Personennahverkehrs waren Eingaben zu bearbeiten. So beschwerte sich zum Beispiel ein Petent
über die geplante Einstellung der ORN-Schnellbuslinie Simmern – Mainz. Im Rahmen des Petitionsverfahrens wurde seitens der
ORN ein Fahrplankonzept unter Einbeziehung sowohl der Schnellbusverbindung als auch der RegioLinie Bingen – Stromberg –
Simmern – Flughafen Hahn erarbeitet. Die künftigen Verbindungen Simmern – Mainz müssen zunächst aber öffentlich ausge-
schrieben werden. Die Betriebsaufnahme kann daher voraussichtlich erst im Frühjahr 2002 erfolgen. Es ist jedoch gewährleistet,
dass die derzeitige Schnellbusverbindung zwischen Simmern und Mainz bis zur Einführung eines Folgeangebots aufrechterhalten
wird. 

Wie in jedem Berichtsjahr waren auch im Jahr 2001 wieder Eingaben in Führerscheinangelegenheiten zu bearbeiten. Die Mehrzahl
dieser Eingaben steht im Zusammenhang mit dem Entzug der Fahrerlaubnis nach einer Trunkenheitsfahrt. Aber auch andere Sach-
verhalte rund um den Führerschein beschäftigten den Bürgerbeauftragten. So wünschte beispielsweise eine Petentin, dass die von
ihr in Frankreich im Rahmen eines Auslandsaufenthalts abgelegte theoretische Führerscheinprüfung für den Erwerb der Fahrer-
laubnis in Deutschland anerkannt wird. Dem Anliegen der Petentin wurde im Rahmen des Petitionsverfahrens auch entsprochen. 

Ein Petent beschwerte sich darüber, dass es bei der Umschreibung seiner bei der damaligen Deutschen Bundespost erworbenen
Fahrerlaubnis zu Problemen gekommen war. Der Petent hatte bereits im Jahr 1972 eine Fahrerlaubnis bei der damaligen Deut-
schen Bundespost erworben. Erst im Jahr 2001 beantragte der Petent die Umschreibung des Führerscheins. Im Rahmen des
Petitionsverfahrens wurde seinem Antrag auf Umtausch der Dienstfahrerlaubnis letztlich stattgegeben. Hierfür erfolgte eine
Wiedereinsetzung in die bereits abgelaufene zweijährige Antragsfrist. 

2.4 Ausländerwesen, Staatsangehörigkeit

Nach wie vor liegt die Anzahl der Eingaben aus diesem Sachgebiet auf hohem Niveau. Allerdings ist gegenüber dem Vorjahr ein
Rückgang um gut 10 % zu verzeichnen. Ihr Anteil liegt nunmehr hinter den Eingaben aus dem Bereich soziale Hilfen an zweiter
Stelle. 
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Erneut war in rund einem Drittel der Fälle der Eingaben ein erfolglos verlaufenes Asylverfahren vorausgegangen. Obwohl die be-
treffenden Personen in diesen Fällen vollziehbar ausreisepflichtig sind, konnte in Ausnahmefällen, zum Beispiel bei Reiseunfähig-
keit oder kurz bevorstehendem Schulabschluss, eine Duldungsverlängerung erreicht werden. Abgesehen von Fällen von Reiseun-
fähigkeit ist es den zuständigen Ausländerbehörden aufgrund der insoweit zwingenden ausländerrechtlichen Bestimmungen nicht
möglich, ein dauerndes Bleiberecht zu gewähren. Insbesondere die immer wieder vorgebrachten Gesichtspunkte der guten Inte-
gration sowie Verfolgungsgefahren im Herkunftsland können von ihnen nicht berücksichtigt werden.

Ob das derzeit im Entwurf vorliegende Zuwanderungsgesetz diesbezüglich Abhilfe schaffen wird, lässt sich derzeit noch nicht ab-
sehen. Aus Sicht des Bürgerbeauftragten wäre es begrüßenswert, wenn den Landesbehörden im Wege einer Härteklausel die Mög-
lichkeit gegeben würde, in Ausnahmefällen bei Vorliegen besonderer Gründe ein befristetes oder gegebenenfalls auch dauerndes
Aufenthaltsrecht zu gewähren.

Als erfreulich ist es zu bezeichnen, dass die Ausländerbehörden in sämtlichen Fällen, bei denen das Asylverfahren eines oder
mehrerer Familienangehörigen noch nicht abgeschlossen war, auch den bereits ausreisepflichtigen Familienangehörigen eine weitere
Duldung erteilt haben. Nachdem es in vergangenen Jahren diesbezüglich teilweise heftige Diskussionen gegeben hatte, hat sich offen-
sichtlich die Erkenntnis durchgesetzt, dass Familien nicht unnötigerweise zerrissen werden sollten.

Ein weiterer gleich bleibend hoher Anteil der Eingaben betrifft Bürgerkriegsflüchtlinge aus dem ehemaligen Jugoslawien. Auch in
diesen Fällen ist häufig ein erfolglos verlaufenes Asylverfahren vorausgegangen. Hierbei ist die letzten Jahre über zu beobachten,
dass im Laufe der Konflikte im ehemaligen Jugoslawien die Mehrzahl der jeweiligen Petentinnen und Petenten der Nationalität be-
ziehungsweise Volkszugehörigkeit angehörte, die gerade von dem jeweiligen Konflikt betroffen war. Während es sich zunächst über-
wiegend um kroatische Staatsangehörige, später dann um Staatsangehörige von Bosnien und Herzegowina handelte, betreffen die
Eingaben im Berichtszeitraum überwiegend jugoslawische Staatsangehörige aus dem Kosovo. Dies hängt insbesondere damit zu-
sammen, dass nach Beendigung des Kosovokonfliktes mit der Rückführung von Personen albanischer Volkszugehörigkeit begonnen
worden ist. Diese halten sich teilweise schon recht lange im Bundesgebiet auf, sodass ihnen sowie ihrem Umfeld nur schwer ver-
mittelt werden kann, dass sie insbesondere bei guter Integration und Erwerbstätigkeit in ein ihnen „fremd“ gewordenes und zudem
problembeladenes Land zurückkehren sollen, das ihnen zudem kaum Zukunftschancen bietet. 

Die Bearbeitung der Eingaben von Ausländerinnen und Ausländern war im Übrigen wie bereits in den Vorjahren geprägt durch
diverse Altfall- und Bleiberegelungen. Dies galt sowohl im Vorfeld in Erwartung dieser Regelungen sowie bezüglich ihrer Anwen-
dung nach deren Erlass.

Zur Verdeutlichung sollen die maßgeblichen Regelungen kurz skizziert werden. Zunächst war die Altfallregelung vom 19. No-
vember 1999, die Staatsangehörige aus Bosnien und Herzegowina sowie Jugoslawien ausdrücklich ausnahm, maßgebend. Führte
die Anwendung dieser Regelung im Berichtszeitraum 2000 noch zu vielfältigen Problemen, spielte sie im jetzigen Berichtszeitraum
allenfalls noch eine untergeordnete Rolle. Es ist davon auszugehen, dass praktisch in allen in Betracht kommenden Fällen eine ab-
schließende Regelung getroffen worden ist. Eine neue Sachlage ergab sich durch den Erlass des Ministeriums des Innern und für
Sport vom 6. Dezember 2000, in dem angeordnet wurde, dass zunächst bis Mai 2001 nicht abgeschoben werden sollte, wenn die
Betreffenden in einem unbefristeten Arbeitsverhältnis stehen und die Familien keinen Anspruch auf Leistungen nach dem Bundes-
sozialhilfegesetz oder dem Asylbewerberleistungsgesetz haben. Diese Regelung gab insbesondere zwei Personengruppen Anlass zur
Hoffnung, nämlich zum einen den Staatsangehörigen aus Bosnien und Herzegowina sowie aus Jugoslawien, die von der bisherigen
Altfallregelung nicht erfasst waren, sowie andererseits anderen Ausländerinnen und Ausländern, die die zeitlichen Voraussetzungen
der Altfallregelung vom 19. November 1999 nicht erfüllten. Auffallend hoch war hierbei insbesondere der Anteil von Vietname-
sinnen und Vietnamesen, die sich große Hoffnungen machten, aufgrund der zu erwartenden endgültigen Regelung ein erneutes
Aufenthaltsrecht zu erhalten.

Schließlich hat die Innenministerkonferenz am 10. Mai 2001 eine Regelung beschlossen, die jedoch ausschließlich für Staatsan-
gehörige aus Bosnien und Herzegowina sowie Jugoslawien gilt. Die Regelung sieht im Wesentlichen vor, dass den betreffenden
Personen eine Aufenthaltsbefugnis erteilt werden kann, wenn sie sich am 15. Februar 2001 seit mindestens sechs Jahren ununter-
brochen im Bundesgebiet aufhalten, seit mehr als zwei Jahren in einem dauerhaften Beschäftigungsverhältnis stehen und der Arbeit-
geber dringend auf den Arbeitnehmer angewiesen ist. Einbezogen sind Ehegatten und minderjährige Kinder. So positiv es auch zu
bewerten ist, dass überhaupt eine Regelung getroffen wurde, so darf jedoch nicht verkannt werden, dass sie hinter den Erwartungen
zurückblieb und dadurch Enttäuschungen ausgelöst wurden. Dies gilt zum einen für die bereits erwähnten Vietnamesinnen und
Vietnamesen, zum anderen aber auch deshalb, weil die doch recht langen Fristen bezüglich Aufenthalt und Erwerbstätigkeit viel-
fach nicht erreicht werden. Vor allem an der Voraussetzung der zweijährigen Erwerbstätigkeit fehlt es vielfach, zumal es wegen der
strengen arbeitsrechtlichen Voraussetzungen für die Betreffenden nicht leicht war, einen Arbeitsplatz zu finden. Gerade dann, wenn
schließlich doch ein offensichtlich auf Dauer angelegter Arbeitsplatz gefunden war, schien den Betreffenden die Hoffnung auf ein
dauerndes Aufenthaltsrecht durchaus begründet. Leider konnte jedoch auch in diesen Fällen wegen der insoweit eindeutigen Rege-
lung nicht geholfen werden.

Schließlich traf die Innenministerkonferenz am 7./8. November eine weitere Regelung, wonach vor dem Hintergrund der nach
wie vor bestehenden örtlichen Unterbringungsproblematik im Kosovo bis zum 31. März 2002 keine Abschiebungen dorthin zu
veranlassen sind. Daher konnten für diesen Personenkreis die Duldungen entsprechend verlängert werden.

Neben den großen Problemfeldern gibt es auch immer wieder Einzelfälle, die Zweifel aufkommen lassen, ob die geltende Regelung
tatsächlich eine optimale Problemlösung darstellt. Dies gilt beispielsweise für die Fälle, in denen ausländische Familien über viele

31



Drucksache 14/934 Landtag Rheinland-Pfalz – 14. Wahlperiode

Jahre hinweg geduldet werden, weil sie nicht über die erforderlichen Ausreisepapiere verfügen. In diesen Fällen liegt zwar ein Ab-
schiebungshindernis vor, jedoch kann eine Aufenthaltsbefugnis nicht erteilt werden, wenn sich die Betreffenden weigern, zumut-
bare Anforderungen zur Beseitigung des Abschiebungshindernisses zu erfüllen. Dies gilt auch für die Passbeschaffung. Die fehlende
Aufenthaltsbefugnis hat Benachteiligungen zur Folge, was insbesondere für die Kinder, die für die jeweilige Situation mit Sicher-
heit nicht verantwortlich sind, oft besonders schmerzhaft ist. Dies gilt insbesondere dann, wenn so eine gewünschte Ausbildung
scheitert. Abgesehen von dem jeweiligen Einzelschicksal kann es auch nicht im öffentlichen Interesse liegen, dass ausländische
Jugendliche völlig perspektivlos aufwachsen, obwohl aufgrund der jeweiligen Umstände absehbar ist, dass sie voraussichtlich auf
Dauer im Bundesgebiet bleiben werden. 

Ein ungewöhnlicher Fall betrifft einen togoischen Staatsangehörigen, dessen Großvater Deutscher war. Dieser war zur Kolonial-
zeit nach Togo gekommen und hatte nach Standesrecht mit einer Togolesin eine Ehe geschlossen, die nach deutschem Recht weder
registriert noch anerkannt wurde. Der Petent hatte sich zunächst im Zusammenhang mit der Frage, ob er hierdurch eventuell die
deutsche Staatsangehörigkeit erworben hat, an den Petitionsausschuss des Deutschen Bundestags gewandt. Die zuständige Stadt-
verwaltung hat sich bereit erklärt, zumindest bis zum Abschluss des dort anhängigen Petitionsverfahrens von aufenthaltsbe-
endenden Maßnahmen abzusehen. Darüber hinaus bemüht sich der Bürgerbeauftragte, dass dem Petenten und seiner Familie auch
unabhängig von der Frage der Staatsangehörigkeit ein Aufenthaltsrecht gewährt wird. 

Zu Irritationen ist es im Berichtszeitraum bei einigen Ausländerbehörden gekommen, wenn Ausländerinnen und Ausländer eine
Eingabe einreichen, nachdem sie sich bereits zur freiwilligen Ausreise bereit erklärt haben. Während die Ausländerbehörden dieses
Vorgehen als widersprüchlich erachten, ist dies für den Bürgerbeauftragten durchaus nachvollziehbar. Die Erklärung, freiwillig aus-
reisen zu wollen, erfolgt in den meisten Fällen nur deshalb, weil sich die Betroffenen zwar den Gegegebenheiten fügen, während
sie tatsächlich aber lieber in Deutschland bleiben würden. Wenn sie sodann von der Möglichkeit Kenntnis erlangen, dass ihnen
möglicherweise im Petitionsverfahren doch noch geholfen werden kann, ist es allzu verständlich, dass sie auch hiervon noch Ge-
brauch machen. Hieraus kann allerdings nicht zwingend gefolgert werden, dass sie nun nicht mehr zur freiwilligen Ausreise bereit
sind, sofern das Petitionsverfahren erfolglos verläuft. Der Bürgerbeauftragte bittet daher die betreffenden Ausländerbehörden stets,
wenn er von einer solchen Problematik erfährt, den Betreffenden im Falle eines negativen Abschlusses des Petitionsverfahrens trotz
der Eingabe Gelegenheit zur freiwilligen Ausreise zu geben. 

2.5 Pass- und Meldewesen

2.6 Personenstandswesen

Die Eingaben zu diesen Sachgebieten bewegen sich konstant auf niedrigem Niveau. Hierbei war ein gewisser Schwerpunkt im Be-
reich des Meldewesens in den Fällen zu beobachten, bei denen es zu zwangsweisen Um- oder Abmeldungen kam. Hierbei ist zu
berücksichtigen, dass es sich beim Meldewesen um ein weitgehend formalisiertes Massenverfahren handelt und die gesetzlichen
Regelungen zwingende Bestimmungen bezüglich des Wohnsitzes vorsehen. Hierbei kommt es nicht darauf an, wo die betreffende
Person ihren Lebensmittelpunkt sieht, sodass diese bisweilen bezüglich ihres Hauptwohnsitzes ganz anderer Auffassung ist. Dies
gilt beispielsweise in den Fällen, bei denen ein Studienort in weiter Entfernung vom Wohnort liegt. Aufgrund der weiten Entfernung
geht das Melderecht davon aus, dass sich die betreffende Person überwiegend am Studienort aufhält, sodass dieser als Hauptwohn-
sitz gilt. 

Eine Zwangsabmeldung ist vorzunehmen, wenn nach den getroffenen Feststellungen am bisherigen Hauptwohnsitz keine Woh-
nung mehr vorhanden ist. Ein in Frankreich lebender Petent nahm einen solchen Vorgang zum Anlass für eine Petition, in der er
geltend machte, von der Meldebehörde in das Ausland „vertrieben“ und der Obdachlosigkeit ausgesetzt worden zu sein. Da jedoch
in dem betreffenden Ort keine Wohnung mehr vorhanden war, war die Meldebehörde daran gehindert, ihn erneut dort anzumelden.

In den Bereich des Personenstandswesens fällt auch die Anwendung des am 1. August 2001 in Kraft getretenen Lebenspartner-
schaftsgesetzes. Hierzu war allerdings bisher nur eine Eingabe zu verzeichnen, die ihren Grund darin hatte, dass sich die betreffenden
Personen bereits zu einem Zeitpunkt an die zuständige Behörde gewandt hatten, als das Landesgesetz zur Ausführung des Lebens-
partnerschaftsgesetzes noch nicht in Kraft getreten war. Es konnte erreicht werden, dass trotz der Kürze der zur Verfügung
stehenden Zeit die Lebenspartnerschaft bereits am 1. August 2001 eingetragen wurde. Hiermit konnte dem Anliegen der Petenten
entsprochen werden. 

2.7 Wahlen und Statistik

2.8 Brand- und Katastrophenschutz

2.9 Bestattungswesen

Ein leichter Rückgang der ohnehin geringen Eingabezahlen war in den Sachgebieten 2.7 – obwohl im Berichtsjahr Landtagswahlen
stattfanden – und 2.8 zu beobachten. Eine Zunahme gab es im Bereich des Sachgebiets 2.9, also bei den Eingaben in Bezug auf das
Bestattungswesen. 

So beschwerte sich beispielsweise eine Petentin über die beabsichtigte Entfernung des Kindergrabes ihres vor 15 Jahren im Kindes-
alter verstorbenen Sohnes. Im Rahmen des Petitionsverfahrens wurde mit der betreffenden Stadtverwaltung vereinbart, dass vor
Einebnung des Kindergrabes eine Umbettung in ein anderes Grab erfolgt. 
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3 – Gemeindeverfassungsrecht – Kommunales Abgabenrecht

3.1 Gebühren

3.2 Beiträge

3.3 Anschlusskosten

3.4 Sonstige kommunale Abgaben

Der Anteil der Eingaben in diesen Sachgebieten hat sich im Verhältnis zu den Vorjahren erhöht. Dies hängt damit zusammen, dass
die Anzahl der Petitionen zu Ziffer 3.2 wieder das hohe Niveau früherer Jahre erreicht hat. Eine konkrete Ursache dafür konnte
aber nicht festgestellt werden.

„Dauerbrenner“ bei den Eingaben in diesem Zusammenhang ist nach wie vor die Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen für
die Oberflächenwasserbeseitigung. Zu einer Legislativeingabe mit dem Ziel, die Erhebung wiederkehrender Beiträge bereits für die
Möglichkeit der Einleitung von Schmutz- und Niederschlagswasser abzuschaffen, hat das Ministerium des Innern und für Sport
unmissverständlich unter anderem wie folgt Stellung genommen:

„Im Bereich der Abwasserbeseitigung erhebt die überwiegende Mehrheit der kommunalen Gebietskörperschaften wiederkehrende
Beiträge. Die Abschaffung dieser Finanzierungsart ist nicht mehr möglich, da einmalige Beiträge, wiederkehrende Beiträge und Be-
nutzungsgebühren ein einheitliches Finanzierungssystem bilden, das aufeinander abgestimmt ist. Wiederkehrende Beiträge ver-
ringern die Belastung aus einmaligen Beiträgen und Benutzungsgebühren. Zum anderen stellt das im Kommunalabgabengesetz ver-
ankerte Kostenüberschreitungsverbot und das Verbot der Doppelfinanzierung sicher, dass die bereits über einmalige Beiträge
finanzierten Kostenanteile nicht in die wiederkehrenden Beiträge oder Benutzungsgebühren einbezogen werden dürfen.“

Der Petitionsausschuss hat angesichts dessen entschieden, dass der Eingabe nicht abgeholfen werden kann.

Ebenfalls nicht abgeholfen werden konnte, trotz intensiver Bemühungen und Einschaltung der Aufsichtsbehörde, einer Eingabe
zum Thema Erschließungsbeiträge zur erstmaligen Herstellung einer Verkehrsanlage. Interessant an dieser Eingabe ist, dass ein
Grundstück, das immer entweder von der Verkehrsanlage A beziehungsweise der Verkehrsanlage B erschlossen wurde, bei der Er-
hebung von Erschließungsbeiträgen bei keiner Verkehrsanlage berücksichtigt wurde.

Hintergrund ist, dass die Straße A 1987 endgültig abgerechnet wurde, das Grundstück zu diesem Zeitpunkt aber von der Straße B
erschlossen wurde. Nach Umsetzung eines zwischenzeitlich beschlossenen Bebauungsplans wird das Grundstück jetzt von Straße A
und nicht mehr von Straße B, die zur Abrechnung anstand, erschlossen. So kann das Grundstück jetzt weder für die Straße A nach-
veranlagt werden noch kann vom Grundstückseigentümer für die Straße B ein Erschließungsbeitrag verlangt werden, da diese das
Grundstück ja nicht mehr erschließt.

Auf den Vorschlag des Bürgerbeauftragten, das fragliche Grundstück in die Verteilungsmasse für die Straße B aufzunehmen, aber
auf die Heranziehung der beitragsfähigen Kosten zu verzichten, wurde jedoch nicht eingegangen. Durch diese Maßnahme wären
die Beitragspflichtigen entsprechend entlastet worden.

3.5 Grundstücksangelegenheiten

3.6 Wirtschaftliche Einrichtungen

3.7 Gemeindeverfassungsrecht

Die Zahl der Eingaben in diesen Bereichen bewegt sich seit einigen Jahren prozentual gesehen in etwa auf dem gleichen Niveau,
wobei das Thema „Wirtschaftliche Einrichtungen“ aufgrund seiner stets geringen Zahl an Petitionen vernachlässigt werden kann.

So werden zum Beispiel Beschwerden über Bürgermeister oder Ratsmitglieder vorgetragen. Im folgenden Fall erwartete zum Bei-
spiel ein Petent eine Entschuldigung der Verbandsgemeinde. Anlass hierfür war ein Schreiben der Verwaltung, welches keine Gruß-
formel, dafür aber Rechtschreibfehler enthielt. Der Petent sah darin einen Ausdruck von Arroganz beziehungsweise Unhöflich-
keit ihm gegenüber. Nach Schilderung des Sachverhalts lehnte der Bürgermeister eine Entschuldigung ab. Der Petent ging nicht
auf den Vorschlag des Bürgerbeauftragten ein, den Vorgang im persönlichen Gespräch mit dem Bürgermeister zu klären.

Nach der Mitteilung des Bürgerbeauftragten, dass auch der Petitionsausschuss dem Anliegen des Petenten nicht entsprechen konnte,
schickte dieser dann seine Wahlbenachrichtigungskarten ohne Kommentar an den Bürgerbeauftragten beziehungsweise den
Petitionsausschuss.

Im Rahmen der Sachgebiete wurde auch versucht, dem Wunsch einer Bürgerin, eine „Mutter-Gottes“-Figur auf dem eigenen
Familiengrab aufstellen zu können, nachzukommen. Diese Statue hatte bisher auf einem alten Grab gestanden, welches die Peten-
tin beziehungsweise deren Familie jahrzehntelang gepflegt hatte. Das Nutzungsrecht an der fremden Grabstätte war aber bereits
seit Jahren abgelaufen, sodass die Ortsgemeinde laut der einschlägigen Satzung Eigentümerin der in einer Steingrotte stehenden
Figur geworden war. Da auch die katholische Kirchengemeinde an der Übernahme von Grotte und Figur interessiert war, erklärte
sich die Ortsgemeinde dazu bereit, gegenüber demjenigen von ihrem Eigentumsrecht zurückzutreten, der die alte Grabstätte kom-
plett abräumt.

Im Gegensatz zu der Petentin war die Kirchengemeinde mit dem Vorschlag der Ortsgemeinde einverstanden. 
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4 – Tarif-, Beamten- und Sozialversicherungsrecht

4.1 BAT und Zusatzversorgung

4.2 Besoldung, Beihilfe

4.3 Anstellungsverhältnis

4.4 Versorgung

Die Eingaben zu den Bereichen BAT und Zusatzversorgung, Besoldung und Beihilfe, beamtenrechtliche Anstellungsverhältnisse
und Versorgung sind gegenüber dem Vorjahr der Zahl nach in etwa gleich geblieben. Besondere Schwerpunkte lassen sich dabei
nicht feststellen.

Im Zusammenhang mit der Zusatzversorgung von Angestellten und Arbeitern im öffentlichen Dienst ist den Petentinnen und
Petenten oft kaum zu vermitteln, dass der Bürgerbeauftragte gegenüber den verschiedenen Zusatzversorgungskassen und -anstalten
nicht tätig werden kann, weil die Zusatzversorgung auch für Bedienstete des öffentlichen Dienstes privatrechtlich geregelt ist, so-
dass Schwierigkeiten und Streitigkeiten abschließend nur durch die zuständigen Zivilgerichte geklärt werden können.

Im gleichen Sachgebiet befassen sich einige, noch nicht abgeschlossene Eingaben mit den Folgen der verschiedenen Urteile des
Bundesverfassungsgerichts zur Sicherstellung des Existenzminimums für Kinder und den Auswirkungen auf Beamtenverhältnisse.
Schwierigkeiten bereitet in diesem Zusammenhang offensichtlich die unterschiedliche Zuständigkeit von Finanzämtern und Be-
soldungsstellen.

Mehrere Eingaben befassen sich mit Versetzungswünschen von Lehrerinnen und Lehrern sowie von Polizeibeamtinnen und -be-
amten. Weiterhin wandten sich ältere Lehrerinnen und Lehrer an den Bürgerbeauftragten, weil sie aufgrund ihrer eingeschränkten
Leistungsfähigkeit eine Reduzierung der wöchentlichen Pflichtstundenzahl anstrebten.

Eine Petentin beklagte, dass im Rahmen von Mutter-Kind-Kuren die Kosten für die Teilnahme nicht behandlungsbedürftiger Kinder
im Rahmen der Beihilfe nicht anerkannt werden, während dies bei Mitgliedern der gesetzlichen Krankenversicherung der Fall sei.
Mit Hilfe des zuständigen Ministeriums der Finanzen konnte im vorliegenden Falle eine Lösung gefunden werden, die dem An-
liegen wenigstens teilweise entsprach. 

Neben den üblichen Problemen bei der beamtenrechtlichen Versorgung bereitete die Bearbeitung von Eingaben, in denen es um
den Versorgungsausgleich nach der Scheidung einer Ehe einer Beamtin oder eines Beamten ging, besondere Schwierigkeiten. Da-
bei handelt es sich allerdings regelmäßig um Fragen, die sich aus den allgemeinen Regelungen zum Versorgungsausgleich bei der
Scheidung einer Ehe ergeben. Dem Anliegen einer Beamtin, den Versorgungsausgleich aus einer früheren Ehe mit einem Beamten
im Rahmen des Beamtenrechts durchzuführen, konnte aufgrund der bestehenden Rechtslage nicht entsprochen werden. Vielmehr
ergab sich, dass auch in diesen Fällen der Versorgungsausgleich über die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte in Berlin durch-
zuführen ist. Wegen des Wunsches der Petentin, ihrem Anliegen durch eine Änderung der bestehenden gesetzlichen Regelungen
zu entsprechen, wurde die Angelegenheit an den Petitionsausschuss des Deutschen Bundestags in Berlin abgegeben.

4.5 Krankenversicherung

Nahezu gleich bleibend war die Zahl der Eingaben im Bereich der gesetzlichen Krankenversicherung im Verhältnis zum Vorjahr. 

Auch im Berichtszeitraum 2001 war Gegenstand von Eingaben, dass von den Petentinnen und Petenten gewünschte Therapien und
Medikamente unter Hinweis auf das Budget nicht verordnet wurden. Bereits im letzten Jahresbericht wurde diesbezüglich darauf
hingewiesen, dass eine Verordnung nur dann abgelehnt werden kann, wenn die behandelnde Ärztin oder der behandelnde Arzt
diese medizinisch nicht für erforderlich hält. 

Im letztjährigen Bericht wurde auch angesprochen, dass in mehreren Eingaben die Übernahme von Kosten für eine neuartige Be-
handlung einer krankheitsbedingten Kinderlosigkeit begehrt wurde. Diesbezüglich ist es im Berichtsjahr zu einer neuen Entwick-
lung gekommen. Aufgrund einer neuen Eingabe wurde eine ergänzende Überprüfung vorgenommen. Hierbei ergab sich, dass
aktuelle Urteile des Bundessozialgerichts vorliegen. In einem Streitfall wurde der Revision der Betroffenen stattgegeben und die be-
klagte Krankenkasse zur Kostentragung für die gewünschte intrazythoplasmatische Spermieninjektion verurteilt. In zwei weiteren
Streitfällen hatte die Revision hingegen keinen Erfolg. Aufgrund der Entscheidungen des Bundessozialgerichts wird es aus Sicht des
Ministeriums für Arbeit, Soziales, Familie und Gesundheit notwendig sein, dass sich der Bundesausschuss der Ärzte und Kranken-
kassen mit den aus den Urteilen zu ziehenden Konsequenzen befasst. Auch die Petentinnen und Petenten, deren Eingaben bereits
zu einem früheren Zeitpunkt abgeschlossen worden waren, wurden vom Bürgerbeauftragten über diese neue Entwicklung in-
formiert.

Durch verschiedene Eingaben wurde der Bürgerbeauftragte im Berichtsjahr darauf aufmerksam, dass es bei der Beitragsbemessung
für freiwillig versicherte Sozialhilfeempfänger zu Problemen mit der AOK Rheinland-Pfalz kommt. Die frühere Satzungsregelung
der AOK Rheinland-Pfalz sah vor, dass die Beiträge freiwillig versicherter Sozialhilfeempfänger nach dem Vierfachen des monat-
lichen Sozialhilferegelsatzes Rheinland-Pfalz für Haushaltsvorstände/Alleinerziehende zu bemessen waren. Das Bundessozialgericht
stellte mit Urteil vom 19. Dezember 2000 fest, dass sich entgegen dieser Regelung die Beitragsbemessung freiwillig versicherter
Sozialhilfeempfänger an den individuellen Einnahmen des Mitglieds zu orientieren hat. Dies führt in der Praxis dazu, dass seitens
der AOK monatliche Einkommensnachweise von Sozialhilfeempfängerinnen und Sozialhilfeempfängern gefordert werden. Wegen
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der hieraus resultierenden Probleme in der Praxis wird auf diesen Themenkomplex im Abschnitt Besondere Themen näher einge-
gangen. 

Mehrere Petentinnen und Petenten beschwerten sich in der Vergangenheit darüber, dass die AOK Rheinland-Pfalz Fahrtkosten zu
Ärzten, Kliniken, Therapeuten usw. nicht mehr als Sachleistung erbringt und direkt mit den Verkehrsunternehmen abrechnet,
sondern die Kosten von den Patientinnen und Patienten zunächst vorgelegt werden müssen, bevor sie nach entsprechender Prü-
fung später erstattet werden. Ausgehend von einigen Einzelfällen bemühte sich der Bürgerbeauftragte zu erreichen, dass zumindest
in den Fällen eine direkte Abrechnung möglich wird, in denen Bürgerinnen und Bürger mit einem nur geringen Einkommen oder
Sozialhilfeempfängerinnen und Sozialhilfeempfänger wegen einer Dauererkrankung laufend auf medizinische Behandlungen an-
gewiesen sind, bei denen Fahrtkosten in erheblichem Umfang anfallen. Die im Rahmen dieses Selbstaufgriffs des Bürgerbeauftragten
zunächst eingeschalteten Dienststellen des Landes Rheinland-Pfalz (AOK Rheinland-Pfalz, Ministerium für Arbeit, Soziales, Familie
und Gesundheit, kommunale Spitzenverbände) sahen keine Möglichkeit, dem Anliegen zu entsprechen. Eine Rückfrage beim
Bundesministerium für Gesundheit in Bonn ergab allerdings, dass verschiedene gesetzliche Krankenversicherungen Regelungen
kennen, die den Vorschlägen des Bürgerbeauftragten entsprechen.

Die AOK Rheinland-Pfalz teilte letztlich mit, dass sie sich aufgrund der Entwicklung der Ausgaben für Fahrtkosten, insbesondere
im Bereich der Taxi- und Mietwagenfahrten, veranlasst sah, nur in wenigen Einzelfällen ausnahmsweise Ausweise für die Befreiung
von Fahrtkosten auszustellen. Derartige Ausweise würden nur für Versicherte ausgestellt, die aufgrund ihrer Erkrankungen sehr
hohe Ausgaben im Bereich der Fahrtkosten haben und bei denen die medizinische Begründung für die Fahrten mit dem Taxi
unzweifelhaft gegeben ist, zum Beispiel Dialyse-Patienten, Serienbehandlungen zur Chemo- oder Strahlentherapie. Daraus ergibt
sich auch die Möglichkeit der Direktabrechnung des Taxi- und Mietwagenunternehmens mit der AOK. 

4.6 Rentenversicherung

Die Zahl der Eingaben zur Rentenversicherung und zur Landwirtschaftlichen Altersversorgung war im Vergleich zum Vorjahr
deutlich rückläufig.

Eine besondere Häufung von Eingaben in Bezug auf spezielle Probleme war im Berichtsjahr nicht ersichtlich. 

Im Berichtsjahr war auch eine „grenzüberschreitende“ Eingabe zu bearbeiten. Eine Petentin beschwerte sich darüber, dass ihr
Rentenantrag vom luxemburgischen Versicherungsträger abgelehnt worden sei, da sie seitens der Landesversicherungsanstalt Rhein-
land-Pfalz hinsichtlich des Nachzahlens von Beiträgen an diese Rentenversicherung nicht ausreichend beraten worden sei. Im
Rahmen des Petitionsverfahrens konnten die Probleme geklärt werden. Die Petentin erhielt die Möglichkeit, freiwillig zwei Monats-
beiträge nachträglich beim luxemburgischen Versicherungsträger zu entrichten, sodass ein Anspruch auf die Alterspension bestand. 

Geholfen werden konnte auch einem Petenten, der sich über die Höhe seiner Erwerbsunfähigkeitsrente beklagte. Im Rahmen des
Petitionsverfahrens wurde diesem Petenten die Möglichkeit eröffnet, nachträglich freiwillige Beiträge für acht Monate zu je
121,59 DM zu leisten. Bei Zahlung bis zu einem bestimmten Zeitpunkt errechnete sich eine rückwirkende Rentenerhöhung von
fast 197,00 DM monatlich. Der Petent hat von dieser Möglichkeit auch Gebrauch gemacht. 

4.7 Unfallversicherung

Deutlich rückläufig war, wie im Bereich der Rentenversicherung, auch die Zahl der Eingaben im Bereich der Unfallversicherung
und der Landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft. 

Der Schwerpunkt im Sachgebiet lag erneut bei Eingaben in Bezug auf die Beitragsforderungen der Landwirtschaftlichen Berufsge-
nossenschaft. Die Rechtmäßigkeit der gesetzlichen Bestimmungen und auch der Satzungsbestimmungen der Landwirtschaftlichen
Berufsgenossenschaft in Bezug auf die Beitragserhebung auch für kleine Grundstücke wurde inzwischen mehrfach gerichtlich be-
stätigt. Diesbezüglich kann den Eingaben daher regelmäßig nicht abgeholfen werden.

In Einzelfällen ist hingegen gegebenenfalls Abhilfe möglich, so zum Beispiel wenn im Rahmen eines Petitionsverfahrens geklärt
werden kann, dass Flächen brachliegen oder verkauft oder verpachtet wurden. 

Geholfen werden konnte beispielsweise einem Ehepaar, das aufgrund der veranlagten Flächengröße zu einem erhöhten Grund-
beitrag von 200,00 DM herangezogen wurde. Die Petenten machten geltend, dass ein Teil der Fläche Ödland und ein anderer Teil
verpachtet sei. Im Rahmen des Petitionsverfahrens wurden die Beitragsbescheide ab dem Jahr 1996 geändert und der Grundbeitrag
auf den Mindestbeitrag von 120,00 DM reduziert, da die Überprüfung die Angaben der Petenten bestätigte. Ab 2002 wird die Bei-
tragspflicht für diese Petenten ganz entfallen, da diese inzwischen auch die ihnen gehörende Forstfläche verpachtet haben. 

5 – Sozialwesen

Nach einem leichten Rückgang im Jahr 2000 hat sich die Zahl der Eingaben zu den Rechts- und Lebensbereichen, die unter dem
Begriff Sozialwesen zusammengefasst sind, wieder erhöht.

5.1 Sozialhilfe, soziale Hilfen allgemein

Die Zahl der Eingaben zum Bundessozialhilfegesetz und zu allgemeinen sozialen Fragen ist gegenüber dem Vorjahr um mehr als
20 % angestiegen. Die Eingaben beziehen sich auf nahezu alle Lebenssituationen, in denen Menschen auf Hilfe angewiesen sind.
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Anders als in den Vorjahren gab es bei den Eingaben zu diesem Bereich diesmal keine besonderen Schwerpunkte. 

In verhältnismäßig vielen Fällen konnte den Anliegen der Petentinnen oder Petenten ganz oder teilweise entsprochen werden. Ein-
vernehmliche Lösungen in diesem Sinne beruhen meist darauf, dass es dem Bürgerbeauftragten gelang, die Besonderheiten des je-
weiligen Einzelfalles deutlich zu machen und herauszuarbeiten. Auf diese Weise war es den zuständigen Verwaltungen dann mög-
lich, eine Lösung im Sinne der Petentinnen und Petenten zu finden. 

Immer wieder wenden sich Petentinnen und Petenten dagegen, dass die ihnen gewährte Hilfe zum Lebensunterhalt gekürzt worden
war oder werden sollte, weil sie die von ihnen geforderten zusätzlichen und gemeinnützigen Arbeiten nicht ordnungsgemäß ge-
leistet hatten oder sich entgegen den Aufforderungen des Sozialamts nicht um die Vermittlung eines Arbeitsplatzes auf dem allge-
meinen Arbeitsmarkt bemüht hatten. Sofern sich nicht – ausnahmsweise – ergab, dass aufgrund bestehender gesundheitlicher Be-
einträchtigungen oder aus anderen Gründen die Forderung, gemeinnützige Arbeiten zu verrichten oder sich um einen Arbeitsplatz
zu bemühen, nicht aufrechtzuerhalten war, konnten die Petentinnen und Petenten meistens davon überzeugt werden, dass sie zur
Leistung zusätzlicher und gemeinnütziger Arbeiten verpflichtet sind und sich auch selbstständig und mit Hilfe der Arbeitsverwal-
tung um einen Arbeitsplatz bemühen müssen. Die gegenüber früheren Jahren verbesserte Zusammenarbeit zwischen Sozialämtern
und Arbeitsämtern sowie Verträge der Sozialhilfeträger mit Firmen, die sich gezielt um die Wiedereingliederung von Sozialhilfe-
empfängerinnen und Sozialhilfempfängern in den Arbeitsmarkt bemühen, führten auch in schwierigen Fällen zu Lösungen, die
den Petentinnen oder Petenten eine Perspektive eröffnen. Häufig bedankten sich die Petentinnen und Petenten dafür, dass sie nun-
mehr wiederum ihren Lebensunterhalt durch ein Erwerbseinkommen wenigstens teilweise sicherstellen können. 

Wie in den vergangenen Jahren war die Vermittlung von Heimplätzen ebenso Gegenstand verschiedener Eingaben wie Beschwerden
über die Betreuung und Pflege vor allem älterer Menschen in Heimen. Nach wie vor ist es offenbar gelegentlich schwierig, für
Menschen, die im hohen Maße pflegebedürftig sind, angemessene Plätze in Heimen zu finden.

Eine Petentin hatte durch einen Bericht in einer Zeitschrift über eine Tagung von Rechtsmedizinern von einem Fall Kenntnis be-
kommen, in dem die Bewohnerin eines Altenpflegeheimes sich bei dem Versuch, sich aus den angelegten Fixiergurten zu befreien,
stranguliert hatte und verstorben war. Sie bat um nähere Aufklärung. Später wurden die bereits eingestellten staatsanwaltlichen Er-
mittlungen wieder aufgenommen. Sie dauern noch an.

Nach wie vor erreicht den Bürgerbeauftragten eine größere Zahl von Eingaben, bei denen es um Unterstützung bei der Vermitt-
lung einer Wohnung geht. Diese Eingaben betreffen vor allem die größeren Städte. Dabei musste den Petentinnen und Petenten
oft wiederholt deutlich gemacht werden, dass es ihnen in erster Linie selbst obliegt, sich um eine angemessene Wohnung zu
bemühen. Dennoch konnte der Bürgerbeauftragte in zahlreichen Fällen weiterhelfen.

Auch wandten sich Petentinnen und Petenten wie in den vergangenen Jahren an den Bürgerbeauftragten, weil die Kosten für ihre
Wohnung im Rahmen der Hilfe zum Lebensunterhalt nur teilweise anerkannt wurden. Sofern nicht ausnahmsweise festgestellt
werden konnte, dass die vorhandene Wohnung etwa wegen der Behinderung eines Mitbewohners als angemessen anzuerkennen
war, konnte den Petentinnen und Petenten weitgehend deutlich gemacht werden, dass im Rahmen der Hilfe zum Lebensunterhalt
nach dem Bundessozialhilfegesetz nur die Kosten für eine von der Größe und den Quadratmeterpreisen her angemessene Woh-
nung anerkannt werden können. 

5.2 Pflegeversicherung, Landespflegegeld, Blindengeld

5.3 Wohngeld

5.4 Bundesausbildungsförderung, Bundeserziehungsgeldgesetz

Die Zahl der Eingaben zu den Bereichen Landespflegegeld, Pflegeversicherung, Blindengeld, Wohngeld, Bundesausbildungsförde-
rung und -erziehungsgeldgesetz ist gegenüber dem Vorjahr nahezu gleich geblieben.

Eingaben, bei denen es um Leistungen der Pflegeversicherung ging, konnten vor allem dann positiv abgeschlossen werden, wenn
entsprechend den Vorschlägen des Bürgerbeauftragten die erforderlichen Hilfen in so genannten Pflegetagebüchern erfasst wurden,
sodass der Hilfebedarf schließlich im Einzelnen nachgewiesen werden konnte.

Zu umfangreichen Überprüfungen führte eine Eingabe zum Landesblindengeldgesetz. Im Ergebnis konnte dem Petenten nicht ver-
mittelt werden, dass das seiner siebenjährigen Tochter nach dem Landesblindengeldgesetz gewährte Blindengeld wegen des Besuchs
der Grundschule zu kürzen ist, während diese Kürzung bei der Gewährung von Blindenhilfe nach dem Bundessozialhilfegesetz
nicht durchzuführen gewesen wäre.

Die Gewährung von Wohngeld wie auch seine Weitergewährung nach Ablauf des Bewilligungszeitraums setzen einen Antrag vor-
aus. Dies führte gelegentlich bei älteren Menschen, die aufgrund ihres Alters manchmal die Notwendigkeit eines Weiter-
gewährungsantrags übersehen, zu Schwierigkeiten. Grundsätzlich kann in diesen Fällen kaum geholfen werden, es sei denn, im Ein-
zelfall kann dargelegt werden, dass die Voraussetzungen für eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegeben sind.

Einige Petentinnen und Petenten beklagten die Bearbeitungsdauer ihres Wohngeldantrags. Dies lag nach den Ermittlungen des
Bürgerbeauftragten in erster Linie in den zum 1. Januar 2001 in Kraft getretenen Neuregelungen begründet, die die Zahl der Wohn-
geldanträge und der Leistungsberechtigten erheblich erhöht hat. Eine größere Zahl von Petentinnen und Petenten beklagte den
Umfang der Unterlagen, die von den Wohngeldstellen zur Bearbeitung ihres Antrages gefordert wurden. Regelmäßig war es aus-
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gesprochen schwierig und mühsam, diese Petentinnen und Petenten davon zu überzeugen, dass sie die geforderten Unterlagen nach
den bestehenden gesetzlichen Regelungen vorlegen müssen, wenn sie die gewünschten Leistungen nach dem Wohngeldgesetz er-
halten wollen. 

5.5 Schwerbehinderte und Kriegsopfer

5.6 Wiedergutmachung, Lastenausgleich

5.7 Behindertenrecht

Die Eingaben zu den vorgenannten Bereichen sind im Berichtsjahr gegenüber den Vorjahren nahezu gleich geblieben. Die Eingaben
zum Schwerbehindertengesetz, die wiederum den Schwerpunkt in dem genannten Bereich bilden, befassten sich erneut vielfach
mit der Frage von Parkerleichterungen für besondere Schwerbehinderte mit dem Merkzeichen „G“ nach der rheinland-pfälzischen
Regelung. Vielfach ging es auch um die Zuerkennung des Merkzeichens „aG“ und die damit verbundenen Parkerleichterungen.

Im Zusammenhang mit den mit dem Merkzeichen „aG“ verbundenen Parkerleichterungen konnte aufgrund früherer Bemühungen
des Bürgerbeauftragten und des Petitionsausschusses erreicht werden, dass die für die Parkerleichterungen zuständigen Straßen-
verkehrsbehörden von den Ämtern für soziale Angelegenheiten von Amts wegen unterrichtet werden, falls bei einer Bürgerin oder
einem Bürger die Voraussetzungen für das Merkzeichen festgestellt werden. Von den Straßenverkehrsbehörden werden dann, ohne
dass es eines weiteren Antrags bedarf, die entsprechenden Parkerleichterungen gewährt.

In einem Einzelfall hatte das Amt für soziale Angelegenheiten bereits vor Monaten festgestellt, dass ein Petent die Voraussetzungen
für die Gewährung von Parkerleichterungen für besondere Schwerbehinderte mit dem Merkzeichen „G“ nach der rheinland-pfäl-
zischen Regelung („kleines aG“) erfüllt. Der Petent hatte es allerdings unterlassen, bei seiner Straßenverkehrsbehörde einen ent-
sprechenden Antrag zu stellen. Diese war auch nicht vom Amt für soziale Angelegenheiten unterrichtet worden. Später wandte
sich der Petent wegen seiner Schwierigkeiten bei der Teilnahme am Straßenverkehr erneut an die Verbandsgemeindeverwaltung.

Die daraufhin eingeleiteten Bemühungen des Bürgerbeauftragten mit dem Ziel, dass die Ämter für soziale Angelegenheiten die zu-
ständige Straßenverkehrsbehörde auch dann unterrichten, wenn bei einem schwer behinderten Menschen die Voraussetzungen für
das rheinland-pfälzische „kleine aG“ vorliegen, waren ohne Erfolg. Die zuständigen Ministerien befürchten, dass bei einer Aus-
weitung der Antragsformulare der Versorgungsverwaltung wegen der meistens eingeschalteten Außengutachter keine einheitliche
Beurteilung mehr gewährleistet werden könnte.

Eingaben zum Stichwort Behindertenrecht befassten sich mit den Schwierigkeiten behinderter Menschen am Arbeitsplatz, mit der
Bereitstellung behindertengerechter Wohnungen und der Übernahme von Kosten für Integrationshelferinnen und -helfer im Zu-
sammenhang mit der Beschulung behinderter Kinder in Regelschulen.

5.8 Gesundheitswesen

Die Eingaben zum Gesundheitswesen haben gegenüber dem Vorjahr abgenommen. Zum einen erreichten den Bürgerbeauftragten
kaum noch Eingaben von Petenten, die sich aufgrund eines strafrechtlichen Urteils im Maßregelvollzug der forensischen Abteilung
der Rhein-Mosel-Fachklinik Andernach, Nette-Gut, befinden. Zum anderen waren im Berichtsjahr keine neuen Eingaben zum
Psychotherapeutengesetz festzustellen. 

6 – Wirtschaftsordnung

6.1 Wirtschaftsförderung

6.2 Wirtschaftsordnung

6.3 Fremdenverkehr

Nahezu gleich bleibend und auf niedrigem Niveau war die Zahl der Eingaben in diesen Sachgebieten. 

Eine Eingabe bezog sich beispielsweise auf die Höhe der zu zahlenden Beiträge für die Handwerkskammer. Die Beitragssystematik
sieht eine Staffelung der Beiträge vor, die von einem Petenten als ungerecht empfunden wurde. Den Beschwerden des Petenten
konnte nicht abgeholfen werden. Die Beitragshöhe wird von der Handwerkskammer in einer Satzung geregelt; im Rahmen von
Gerichtsverfahren ergaben sich bislang keine Zweifel an der Rechtmäßigkeit dieser Satzung. 

Geholfen werden konnte hingegen einem Petenten, der mit seiner Eingabe erreichen wollte, dass er den bislang gemeinsam mit sei-
nem Vater geführten Handwerksbetrieb allein weiterführen darf, obwohl er seine Meisterprüfung vor einigen Jahren nicht be-
standen hatte. Im Rahmen des Petitionsverfahrens wurde dem Petenten eine Ausnahmebewilligung erteilt, die eine Eintragung in
die Handwerksrolle möglich machte. Dem Petenten wurde außerdem angeboten, dass die bereits bestandenen Teile der Meister-
prüfung im Rahmen einer Wiederholungsprüfung anerkannt werden. 
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6.4 Wohnungsbauförderung

6.5 Modernisierung, sonstige Förderprogramme

6.6 Gesetz zum Abbau der Fehlsubventionierung im Wohnungswesen

Auch in den oben genannten Sachgebieten war die Zahl der Eingaben im Verhältnis zum Vorjahr nahezu gleich bleibend, der Bürger-
beauftragte erhält jedoch insgesamt nur vereinzelt Eingaben. 

6.7 Steuern

Eine leichte Zunahme der Eingabezahlen ergab sich im Sachgebiet Steuern.

Besondere Auffälligkeiten in diesem Sachgebiet waren im Berichtsjahr nicht festzustellen. Die Zusammenarbeit mit den Finanz-
behörden des Landes Rheinland-Pfalz gestaltet sich insgesamt gut. So kann insbesondere dann, wenn es um Zahlungserleichterungen
in Bezug auf Steuerschulden geht, im Einzelfall durchaus eine einvernehmliche Lösung gefunden werden. 

Beispielsweise wurde im Rahmen eines Petitionsverfahrens erreicht, dass ein über nur geringe Geldmittel verfügender Student seine
Kfz-Steuer in zwei Raten zahlen konnte. 

Geholfen werden konnte auch Petenten, die sich darüber beschwerten, dass die Nachzahlung des kinderbedingten Ortszuschlags
für die Kalenderjahre 1998 bis 1999 im Jahr 2000 zusammen mit dem Einkommen des Jahres 2000 versteuert wurde, wodurch sich
die Einkommensteuer erhöhte. Zwar ergab die Überprüfung, dass die Versteuerung im Einklang mit den gesetzlichen Vorschriften
erfolgte, das Finanzamt war allerdings wegen des im Einzelfall gegebenen besonderen Härtefalls bereit, den Petenten die Nach-
zahlung der Einkommensteuer in Höhe von 934,00 DM aus Billigkeitsgründen zu erlassen. 

Weitere Beispiele für ein – soweit rechtlich möglich – durchaus entgegenkommendes Verhalten der Finanzbehörden finden sich
im 4. Teil des Jahresberichts für das Jahr 2001. Bürgerinnen und Bürgern kann seitens des Bürgerbeauftragten nur empfohlen
werden, sich rechtzeitig bei Schwierigkeiten auch persönlich mit dem Finanzamt in Verbindung zu setzen, um so eventuell
Lösungen zu finden.

7 – Kultur

7.1 Schulische Angelegenheiten

Die Zahl der Eingaben ist wieder auf dem Stand der vorangegangenen Jahre. Neben den Themen Schülerbeförderung, Lernmittel-
freiheit oder Beschwerden über Art und Weise der Unterrichtsführung einzelner Lehrkräfte soll mit den nachfolgenden Beispielen
ein Überblick über die ansonsten bestehende Vielfalt des Aufgabengebiets vermittelt werden.

Eine Petentin, Inhaberin einer Buchhandlung, beklagte sich mit ihrer Eingabe über Schwierigkeiten im Zusammenhang mit der
Abrechnung von Lernmittelgutscheinen. Laut Auskunft des zuständigen Ministeriums reichen die Buchhändler die entgegen-
genommenen Gutscheine bei der Buchhändler-Abrechnungsgesellschaft in Frankfurt/Main ein. Von dort erhalten sie dann eine
dem Gutscheinwert entsprechende Zahlung aus den Haushaltsmitteln für die Lernmittelfreiheit. Die Kosten dieses Abrechnungs-
verfahrens werden von den teilnehmenden Buchhändlern solidarisch getragen. 

Das Abrechnungsverfahren ist Bestandteil einer vertraglichen Vereinbarung zwischen dem Land und der Abrechnungsgesellschaft.
Dieser Vertrag enthält unter anderem folgende Bestimmung: „Wird durch missbräuchliche Anwendung des Gutscheinverfahrens
dem Land oder anderen Händlern Schaden zugefügt, kann ein Händler vom Verfahren ausgeschlossen und strafrechtlich belangt
werden. Über die Konventionalstrafe und den Ausschluss entscheidet das Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Weiter-
bildung.“

Im vorliegenden Fall hatte das Ministerium die Petentin bereits von dem Abrechnungsverfahren ausgeschlossen, nachdem die
Petentin trotz Zahlungsaufforderung und Anhörung einem Rückzahlungsanspruch als Folge zweier von der Petentin ausgestellter
Restgutscheine nicht nachgekommen ist. Diese Entscheidung hat das Ministerium auch nach erneuter Prüfung im Petitionsver-
fahren bestätigt, sodass der Eingabe nicht abgeholfen werden konnte.

In einem anderen Fall war die Petentin nach langjährigem Aufenthalt in den USA mit ihrer 16-jährigen Tochter nach Deutschland
zurückgekehrt. Die Bemühungen der Petentin, dass ihre Tochter eine staatliche Schule zwecks Sprachunterricht beziehungsweise
Erwerb eines Schulabschlusses besuchen kann, waren wegen der nicht ausreichenden Deutschkenntnisse nicht erfolgreich. Um der
Tochter weiterzuhelfen und damit ihr die zur Einbürgerung erforderlichen Sprachkenntnisse vermittelt werden, hat die Schul-
behörde im Rahmen des Petitionsverfahrens mit dem Leiter einer berufsbildenden Schule deren Aufnahme in das dortige Berufs-
grundbildungsjahr Wirtschaft vereinbart. Denn der erfolgreiche Besuch eines Berufsgrundbildungsjahres vermittelt den Sekundar-
abschluss I (Hauptschulabschluss). Die Angelegenheit konnte so einvernehmlich geregelt werden.

Eine andere Petentin war zunächst der Auffassung, dass die für ihre körperbehinderte Tochter notwendige krankengymnastische
Betreuung in der für ihren Wohnort zuständigen Schule nicht ausreichend sei. Im Zuge des Petitionsverfahrens konnte die Peten-
tin während eines Gesprächs mit der Schulleitung von der inzwischen deutlich verbesserten therapeutischen Versorgung in der
Schule überzeugt werden, woraufhin die Petentin ihre Tochter dort anmeldete.
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In einem weiteren Fall beabsichtigte die Schulbehörde zunächst die Zuweisung eines Schülers von der Grundschule an eine Sonder-
schule, damit dieser dort hinsichtlich der festgestellten Lernmängel zielgerichtet gefördert werden kann. Die Eltern hingegen konn-
ten sich mit diesem Standpunkt nicht abfinden und wollten erreichen, dass ihr Sohn weiterhin die Grundschule besuchen kann.
Die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion hat im Laufe des Petitionsverfahrens nach nochmaliger Prüfung dem ausdrücklichen
Wunsch der Eltern, Wiederholung der zweiten Klasse der Grundschule durch deren Sohn, dann doch entsprochen.

7.2 Weiterbildung

7.3 Hochschulwesen

7.4 Rundfunk, Fernsehen, Gebührenbefreiung

7.5 Sonstige kulturelle Angelegenheiten

7.7 Sport

Zu diesen Gebieten haben – wie in den Jahren zuvor – nur wenige Eingaben vorgelegen. Problemlos ist weiterhin die Zusammen-
arbeit mit dem Südwestrundfunk. Wann immer möglich, arbeitet der Südwestrundfunk, gegebenenfalls im Wege einer Kulanz-
regelung, auf eine einvernehmliche Lösung hin. Verschiedene Eingaben werden im 4. Teil näher dargestellt.

Schwierig sind einvernehmliche Regelungen zum Beispiel in den Fällen zu erreichen, bei denen die grundsätzlich von den Ge-
bührenpflichtigen zu beachtenden Mitwirkungspflichten, wie zum Beispiel regelmäßige Kontrolle des von der GEZ vorge-
nommenen Gebühreneinzugs oder die rechtzeitige Beantragung einer erneuten Gebührenbefreiung, nicht wahrgenommen
wurden. Aufgrund des hier vorliegenden Massenverfahrens ist der Südwestrundfunk wegen der Gefahr von Präzedenzfällen regel-
mäßig verständlicherweise nicht zu einem Entgegenkommen bereit.

Ein Beispiel hierfür ist die Eingabe eines Petenten, dem über Jahre hinweg unter zwei unterschiedlichen Teilnehmernummern
Rundfunk- beziehungsweise Rundfunk- und Fernsehgebühren abgebucht wurden. Hinsichtlich der Teilnehmernummer, unter der
tatsächlich kein Gerät bereitgehalten wurde, begehrte er eine Rückzahlung der Gebühr.

Der Südwestrundfunk hat dem Petenten, nachdem die Doppelzahlung festgestellt wurde, die Gebühren bis zu einem gewissen Zeit-
punkt zurückerstattet. Darüber hinaus wurde die Einrede der Verjährung geltend gemacht. Bei diesem Stand der Angelegenheit
wandte sich der Petent dann an den Bürgerbeauftragten.

Im Rahmen der Ermittlungen wurde dann aber festgetstellt, dass ein weiter gehender Anspruch nach den gesetzlichen Vorschriften
sowie dem Gleichbehandlungsgrundsatz mit allen anderen Teilnehmerinnen und Teilnehmern nicht besteht.

Es ist im Übrigen ständige Rechtsprechung, dass eine Teilnehmerin beziehungsweise ein Teilnehmer seine Kontoauszüge zu
kontrollieren hat. Im vorliegenden Fall hatte der Petent einen Kontoauszug neueren Datums vorgelegt, aus dem eindeutig Ab-
buchungen unter anderem sogar für zwei verschiedene Teilnehmernummern ersichtlich sind.

7.6 Kinder-, Jugend- und Personensorge

Die Zahl der Eingaben in diesem Bereich ist gegenüber dem Vorjahr leicht zurückgegangen. Gegenstand der Petitionen war zum
Beispiel das Vorgehen von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Jugendämter im Zusammenhang mit der Regelung der Personen-
sorge für Kinder nach Trennung oder Scheidung der Eltern. Dabei gelang es meist nicht, den Petentinnen und Petenten deutlich
zu machen, dass der Bürgerbeauftragte nicht befugt ist, die in diesem Zusammenhang ergangenen Entscheidungen des Familienge-
richts zu überprüfen. Ebenso wenig wollten und konnten Petentinnen und Petenten nachvollziehen, dass fachliche Äußerungen
und Gutachten des Jugendamts inhaltlich vom Bürgerbeauftragten nicht bezüglich einzelner Aussagen überprüft werden können.
Sofern die Beratungstätigkeit der Jugendämter Gegenstand von Beschwerden war, konnten Petentinnen und Petenten auf Bera-
tungsmöglichkeiten durch freie Träger der Jugendhilfe verwiesen werden.

Wie in den vergangenen Jahren auch waren Fragen der Kindertagesstätten und der Übernahme von Fahrtkosten in diesem Zu-
sammenhang Gegenstand einzelner Eingaben.

Schwierig war die Bearbeitung von Eingaben, in denen es um die Förderung von Kindern ging, die an einem frühkindlichen Autis-
mus leiden. Dabei war vor allem zu klären, ob sie in der jeweiligen Kindertagesstätte für behinderte Kinder ausreichend gefördert
werden können oder ob dies nicht der Fall ist, sodass im Rahmen der Eingliederungshilfe nach dem Kinder- und Jugendhilfegesetz,
SGB VIII, die Kosten für eine zusätzliche Förderung in einer speziellen Einrichtung zu übernehmen waren. Den Anliegen dieser
Petentinnen und Petenten konnte aufgrund von Kompromissvorschlägen häufig wenigstens teilweise entsprochen werden.

Wegen der Förderung von Kindern und Jugendlichen mit Teilleistungsschwächen (Legasthenie, Dyskalkulie) wird auf Teil 3 des
Berichts verwiesen.
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8 – Landwirtschaft und Umwelt

8.1 Landwirtschaft und Weinbau

8.2 Jagd, Forst und Fischerei

8.3 Landschaftspflege, Umweltschutz, Tierschutz

8.4 Katasterwesen

In allen oben genannten Sachgebieten war die Zahl der Eingaben im Berichtsjahr im Vergleich zum Vorjahr rückläufig.

Schwerpunkt des Sachgebiets 8.1 waren erneut Fragen im Zusammenhang mit Fördermitteln für die Landwirtschaft und Eingaben
zu Flurbereinigungsverfahren.

Ein Petent wandte sich beispielsweise gegen Beanstandungen seines landwirtschaftlichen Unternehmens aufgrund einer Vor-Ort-
Kontrolle, die ergeben hatte, dass aus Sicht der kontrollierenden Behörde der Weinbaubetrieb des Petenten und der Betrieb seines
Sohnes nicht als getrennte Unternehmen anzusehen sind. Dies hatte zur Folge, dass dem Petenten gewährte Leistungen aus dem
Förderprogramm umweltschonende Landbewirtschaftung „FUL“ zurückgefordert wurden. Die Überprüfung im Rahmen des
Petitionsverfahrens ergab, dass die für die Anerkennung einer Unternehmensteilung einzuhaltenden Kriterien weitestgehend er-
füllt werden. Von den Petenten wurde allerdings gefordert, einige Nachbesserungen vorzunehmen und zusätzliche Unterlagen nach-
zureichen. Die Trennung der Betriebe wurde letztlich anerkannt. 

Im Zusammenhang mit Flurbereinigungsverfahren war eine Eingabe zu bearbeiten, mit der sich der Petent gegen die Durchführung
eines Flurbereinigungsverfahrens, insbesondere aber gegen die Heranziehung zu den Flurbereinigungskosten wandte, da wegen der
Aufgabe des Weinbaubetriebs seinerseits kein Interesse an den Flächen mehr bestand. Im Rahmen des Petitionsverfahrens konnte
aufgrund der Vermittlung des zuständigen Kulturamts eine abschließende Vereinbarung erzielt werden, wonach der wesentliche
Teil der dem Petenten gehörenden Flächen an einen anderen Beteiligten veräußert wird. Dieser wird den hierauf entfallenden Teil
der Flurbereinigungskosten übernehmen. Der Bürgerbeauftragte bedankt sich für den besonderen Einsatz des Kulturamts, um das
Problem des betroffenen Bürgers zu lösen.

Anfang des Jahres 2001 fand auch ein Treffen des Bürgerbeauftragten mit Herrn Staatsminister Bauckhage und den Leitern der
Kulturämter und der Spruchstelle für Flurbereinigung beim Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau
statt. 

Der Bürgerbeauftragte möchte die Gelegenheit nutzen, auf die recht hohe Befriedungswirkung der – unabhängigen – Arbeit der
Spruchstelle für Flurbereinigung hinzuweisen. So endeten 39 % der von der Spruchstelle entschiedenen Widerspruchsfälle der Jahre
1994 bis 2000 durch Zurücknahme des Widerspruchs, 37 % durch Änderung des angefochtenen Verwaltungsakts – zum Beispiel
durch gütliche Einigung – und 24 % durch Erlass eines Widerspruchsbescheids. 51 % der Widerspruchsbescheide wurden ange-
fochten, lediglich 12 % der an die Spruchstelle gelangten Widersprüche waren Gegenstand eines Verwaltungsrechtsstreits. 

Ein weiterer Petent beschwerte sich im Sachgebiet 8.1 über die Ablehnung seines Antrags auf Gewährung einer Mutterkuh-Prämie.
Die Überprüfung ergab, dass der Petent in seinem Antrag angegeben hatte, er habe die Mütterkühe über einen längeren Zeitraum
auf einer „Pensionsweide“ in Nordrhein-Westfalen gehalten. Zur Gewährung der Mutterkuh-Prämie ist es aber erforderlich, dass
die Tiere im eigenen Betrieb gehalten werden. Im Rahmen des Petitionsverfahrens hat der Petent dann einen Pachtvertrag über die
beweideten Flächen vorgelegt, sodass hierdurch nachgewiesen war, dass die Tiere ununterbrochen in seinem Betrieb gehalten wur-
den. Die beantragte Mutterkuh-Prämie konnte ausgezahlt werden. Die Eingabe konnte, nachdem die Missverständnisse geklärt
waren, einvernehmlich abgeschlossen werden.

In den Sachgebieten 8.2 bis 8.4 im Berichtsjahr waren keine Besonderheiten festzustellen.

Im Berichtsjahr waren beispielsweise nur wenige Eingaben im Sachgebiet Katasterwesen zu bearbeiten. Gegenstand der Eingaben
sind hier insbesondere immer wieder die Höhe der von den Vermessungs- und Katasterämtern erhobenen Gebühren. 

Der Bürgerbeauftragte dankt in diesem Zusammenhang dem Präsidenten des Landesamts für Vermessung- und Geobasisinforma-
tion Rheinland-Pfalz für die gute Zusammenarbeit, mit dem er anlässlich eines Arbeitsgesprächs im März 2001 zusammengetroffen
war. 

8.5 Gewässerunterhaltung, Wasserrecht, Hochwasser

8.6 Frisch- und Abwasser, Strom- und Gasversorgung

8.9 Abfallwirtschaft

Der Anteil an der Gesamtzahl der Eingaben in diesen Bereichen erhöht sich seit 2000 kontinuierlich.

Themenschwerpunkte konnten nicht ausgemacht werden. Vielmehr waren die den Eingaben zugrunde liegenden Sachverhalte breit
gefächert. Allerdings war der Bereich der Abfallwirtschaft vermehrt Hintergrund für gebührenrechtliche Probleme.

Ein etwas außergewöhnlicher Fall soll an dieser Stelle dennoch Erwähnung finden. Der Petent sowie weitere Einwohnerinnen und
Einwohner eines Neubaugebietes beklagten sich darüber, dass die Gemeindeverwaltung die Einleitung von Hausabwässern in die
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bereits vorhandene Kanalisation untersagte, nachdem es mit den Erschließungsträgern wegen der bei der Bauabnahme festgestell-
ten Mängel zu Schwierigkeiten gekommen war und die Verwaltung unter anderem das Eindringen von Abwässern in das Grund-
wasser befürchtete.

Bürgerinnen und Bürger, die ihre Mietverträge bereits gekündigt hatten, mussten übergangsweise in Hotels, Pensionen oder bei
Freunden einziehen oder benutzten gemietete mobile Toiletten auf ihren Grundstücken.

Im Laufe des Petitionsverfahrens konnte dann zwischen dem Abwasserwerk der Gemeinde und den Bauträgern ein Vergleich ab-
geschlossen werden, sodass die Gemeindeverwaltung eine Duldung der Einleitung aussprechen konnte.

8.7 Gewerbeaufsicht

8.8 Immissionsschutz, Schornsteinfeger

Ein leichter Anstieg der Eingaben war im Berichtsjahr im Sachgebiet 8.7 Gewerbeaufsicht feststellbar, ein deutlicher Rückgang hin-
gegen im Bereich des Sachgebiets 8.8 Immissionsschutz, Schornsteinfeger.

Schwerpunkte im Bereich des Sachgebiets 8.8 waren erneut Lärmbelästigungen aller Art, insbesondere standen hierbei gewerblicher
Lärm und Straßenverkehrslärm im Vordergrund. Bereits im letzten Bericht wurde auf die Lärmproblematik näher eingegangen.

Eine Petentin beschwerte sich beispielsweise über Lärmbelästigungen durch ein benachbartes Sägewerk. Im Rahmen des Petitions-
verfahrens wurde seitens der Gewerbeaufsicht eine Lärmmessung vorgenommen. Es wurde festgestellt, dass der zulässige Lärm-
immissionsrichtwert für Dorfgebiete, der im Einzelfall Anwendung fand, überschritten wurde. Dem Sägewerksbetreiber wurden
Maßnahmen zur Lärmminderung aufgegeben. Die Eingabe konnte daher einvernehmlich abgeschlossen werden.

Auch landwirtschaftliche Betriebe waren Gegenstand von Beschwerden. So beschwerten sich beispielsweise gleich zwei Nachbarn
über Immissionen durch einen Schweinemastbetrieb. Neben Geruchsbelästigungen wurden auch Lärmbelästigungen durch den
Schlachtbetrieb angeführt. Im Rahmen des Petitionsverfahrens bestätigte eine Ortsbesichtigung in den frühen Morgenstunden, dass
außerhalb der genehmigten Zeiten geschlachtet worden war. Die Auflagen im Bauschein wurden somit nicht beachtet. Die Über-
prüfung ergab weiter, dass die Stallungen teilweise nicht genehmigt waren. Auch eine zunächst getroffene Vereinbarung, ent-
sprechende Unterlagen für ein Baugenehmigungsverfahren vorzulegen, wurde von dem betroffenen Landwirt nicht eingehalten.
Es wurde daher eine bauaufsichtliche Anordnung erlassen, mit der die Nutzung der ungenehmigten Ställe vorläufig bis zur Erteilung
einer Baugenehmigung sowie der Erfüllung etwaiger Nebenbestimmungen untersagt wurde.

In einer weiteren Eingabe wegen Lärmbelästigungen durch ein benachbartes Unternehmen wurde von der zuständigen Behörde
eine Verfügung erlassen, die gewerblichen Arbeiten sofort einzustellen. Wegen der erheblichen und unzumutbaren Lärmbelästi-
gungen wurde auch der sofortige Vollzug angeordnet.

Insgesamt ist festzuhalten, dass die Zusammenarbeit mit den Struktur- und Genehmigungsdirektionen im Bereich der Gewerbe-
aufsicht positiv zu beurteilen ist.

Eine Häufung von Eingaben im Hinblick auf Standorte von Windkraftanlagen war im Berichtsjahr nicht feststellbar, auch wenn
die Frage zwischenzeitlich an Aktualität gewonnen hat. 

9 – Bauordnungs- und Bauplanungsrecht

9.1 Bauleitpläne, Regionalplanung

9.2 Baugenehmigungsverfahren

9.3 Abrissverfügungen

Am 1. Januar 1999 ist die letzte Novelle der Landesbauordnung in Kraft getreten. Eine der Zielsetzungen der Novelle ist es, die
Regelungen und Festlegungen durch den Staat auf ein Minimum zu reduzieren und jeden Einzelnen zu mehr eigenverantwortlichem
Handeln zu verpflichten und gleichzeitig das Bauen einfacher zu machen. Unter anderem wurde die Anwendung des vereinfach-
ten Genehmigungsverfahrens und des Freistellungsverfahrens erweitert.

Nachdem die neue Landesbauordnung nun einige Zeit Anwendung gefunden hat, wurde im Büro des Bürgerbeauftragten anhand
der vorliegenden Eingaben untersucht, ob die Neuregelungen zu einer Verschiebung des Eingabeschwerpunktes von den Bauher-
ren zu den von Bauvorhaben betroffenen Nachbarn geführt haben beziehungsweise ob sich jetzt mehr Bürgerinnen und Bürger
über baurechtliche Verstöße bei Bauvorhaben eines Nachbarn beschweren sowie Antragsteller über die Dauer des Genehmi-
gungsverfahrens.

Hierfür ergaben sich aber keine konkreten Anzeichen. Vielmehr blieb die absolute Zahl der Bürgerinnen und Bürger, die sich gegen
fremde Bauvorhaben wenden, sowie das Verhältnis zur Zahl der Eingaben von Bauherren in etwa gleich. Auch spielten Schwierig-
keiten mit der Abstandsflächenregelung sowohl auf Seiten der Bauherren als auch auf Seiten der Nachbarn eher eine untergeordnete
Rolle.

Allerdings war auffällig, dass sich Bauherren vor der Novelle insbesondere wegen der Ablehnung des Bauvorhabens aufgrund § 35
Absatz 2 Baugesetzbuch an den Bürgerbeauftragten wandten. Nach In-Kraft-Treten der Novelle baten vermehrt Bauherren auch
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bei Schwierigkeiten, die mit Verstößen gegen die Landesbauordnung, einem Bebauungsplan oder einer Baugenehmigung zu-
sammenhingen, um die Unterstützung des Bürgerbeauftragten.

Petitionen zu bereits vorliegenden Abrissverfügungen sind für den Bürgerbeauftragten ein eher „unergiebiger“ Tätigkeitsbereich.
Dies hängt sicherlich auch damit zusammen, dass die Verwaltungen wegen des sehr intensiven Eingriffs und der zu erwartenden
Rechtsbehelfe vor Erlass einer solchen Verfügung deren Rechtmäßigkeit sehr genau prüfen. Trotzdem erzielt der Bürgerbeauftragte
auch in diesem Zusammenhang immer wieder Erfolge im Sinne der Petentinnen und Petenten; dazu ein Beispiel: 

Ein Petent wollte mit seiner Eingabe erreichen, dass sein Holzhaus trotz unanfechtbarer Beseitigungsverfügung so lange vonseiten
der unteren Bauaufsichtsbehörde geduldet wird, bis eine Entscheidung über den Verbleib seines Erachtens vergleichbarer baulicher
Anlagen gefallen ist. Auf die Eingabe hin hat die Kreisverwaltung entschieden, dass bei der gegebenen Sachlage aufgrund des Gleich-
behandlungsgebotes Vollstreckungsmaßnahmen letztlich nicht durchsetzbar sind. Die Kreisverwaltung lässt daher das Verfahren
gegen den Petenten so lange ruhen, bis über die vergleichbaren baulichen Anlagen rechtskräftig entschieden ist.

9.4 Denkmalpflege

9.5 Umlegungsverfahren

9.6 Straßenbauplanung

9.7 Grunderwerb für Straßenbau

9.8 Straßenunterhaltung

Diese Themen spielen – von der Anzahl der eingehenden Ausgaben aus betrachtet – weiterhin eine untergeordnete Rolle.

3. Teil – Besondere Themen

Psychotherapeutengesetz

Bereits im letzten Jahresbericht wurde ausführlich über Eingaben berichtet, bei denen es den Petentinnen und Petenten darum ging,
die Approbation als Psychologische Psychotherapeutin beziehungsweise Psychologischer Psychotherapeut oder als Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapeutin beziehungsweise Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut nach den Übergangsbestimmungen des
am 1. Januar 1999 in Kraft getretenen Psychotherapeutengesetzes zu erhalten. 

Die Eingaben zu diesem Fragenkomplex konnten im Laufe des Berichtsjahres abgeschlossen werden. Lediglich eine neue Eingabe
einer Mitarbeitervertretung eines Arbeitgebers, der in seinen Beratungs- und sonstigen Dienststellen eine größere Zahl von Psycho-
loginnen und Psychologen beschäftigt, konnte noch nicht abschließend bearbeitet werden.

Zahlreiche Eingaben mussten negativ abgeschlossen werden, weil die Petentinnen und Petenten nicht über die vor dem In-Kraft-
Treten des Psychoterapeutengesetzes zur Ausübung von Psychotherapie notwendige Erlaubnis nach dem Heilpraktikergesetz ver-
fügten. Von diesen Petentinnen und Petenten wurde allerdings darauf verwiesen, dass nach ihren Informationen in anderen Bundes-
ländern die angestrebte Approbation erteilt wird, und zwar unabhängig davon, ob eine Erlaubnis nach dem Heilpraktikergesetz
vorgelegen hat oder nicht. Umfangreiche Ermittlungen dazu ergaben, dass ohne eine Erlaubnis nach dem Heilpraktikergesetz durch-
geführte psychotherapeutische Behandlungen bei einem Antrag auf Approbation nach dem Psychotherapeutengesetz nicht berück-
sichtigt werden können. Die Ausübung der Psychotherapie zählt zur Heilkunde. Heilkundliche Tätigkeiten sind nur dann erlaubt,
wenn entweder eine Approbation als Ärztin oder Arzt oder eine Erlaubnis nach dem Heilpraktikergesetz vorliegt. Personen, die
ohne Approbation oder ohne Erlaubnis nach dem Heilpraktikergesetz heilkundliche Tätigkeiten ausüben, machen sich strafbar.
Deswegen konnten in dieser Weise durchgeführte psychotherapeutische Behandlungen nicht zu Gunsten von Antragstellerinnen
oder Antragstellern berücksichtigt werden. Im Übrigen wurde das entsprechende Vorgehen des zuständigen Landesamts für Jugend,
Soziales und Versorgung durch ein Urteil des Verwaltungsgerichts Neustadt an der Weinstraße vom Februar 2000 bestätigt. Ob
andere Bundesländer möglicherweise großzügiger verfahren sind und verfahren, konnte nicht abschließend geklärt werden. Im
Übrigen wäre dies nach Auffassung des zuständigen Ministeriums für Arbeit, Soziales, Familie und Gesundheit des Landes Rhein-
land-Pfalz und des Bundesministeriums für Gesundheit Ausfluss des föderativen Staatsaufbaus der Bundesrepublik Deutschland.
Aus der Praxis anderer Bundesländer könnten keine Ansprüche auf eine vergleichbare Handhabung in Rheinland-Pfalz hergeleitet
werden. Im Übrigen bestehen aus der Sicht des Bundesministeriums für Gesundheit gegen die dargelegte Anwendung des Psycho-
therapeutengesetzes durch das Land Rheinland-Pfalz keine Bedenken.

Auch wurden einige Petitionen zurückgenommen oder wegen Klageerhebung abgeschlossen.

Lese-, Rechtschreib- und Rechenschwäche (Legasthenie, Dyskalkulie)

Die Förderung von Kindern und Jugendlichen im Schulalter, die an einer Lese-, Rechtschreib- und Rechenschwäche oder an einer
anderen Teilleistungsschwäche leiden, war auch im Berichtsjahr Gegenstand verschiedener Eingaben.

Trotz vielfältiger Regelungen, trotz Absprachen zwischen den in Betracht kommenden Leistungsträgern und vielfältiger prakti-
scher Erfahrungen bereitet es immer wieder Schwierigkeiten, in einzelnen Fällen festzustellen, ob eine der genannten Schwächen
vorliegt und ob und gegebenenfalls welche Behandlung oder Förderung erforderlich und ausreichend ist.
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Einvernehmen besteht allerdings darüber, dass beim Auftreten einer Lese-, Rechtschreib- oder Rechenschwäche zunächst die
jeweilige Schule entsprechend ihrem Bildungsauftrag dafür Sorge zu tragen hat, dass die Schülerinnen und Schüler so gefördert
werden, dass Störungen der kindlichen Psyche nicht entstehen und eine Verfestigung der Schwäche im Sinne einer drohenden see-
lischen Behinderung vermieden wird.

Einzelheiten zur Förderung von Kindern mit Teilleistungsstörungen in den Grundschulen ergeben sich aus der Verwaltungsvor-
schrift des Bildungsministeriums über die „Förderung von Kindern mit Lernschwierigkeiten und Lernstörungen“ aus den Jahren
1993. Für die Sekundarstufe I ist die Verwaltungsvorschrift „Bewertung der Rechtschreib- und Zeichensetzungsleistungen in den
Hauptschulen, Realschulen, Gymnasien, Regionalen Schulen und Integrierten Gesamtschulen in den Klassenstufen 5 bis 9/10“ aus
dem Jahre 1999 maßgebend. Im Übrigen steht der Schulpsychologische Dienst den Eltern und Lehrkräften in diesem Zusammen-
hang ebenfalls helfend zur Seite.

Soweit schulische Maßnahmen nicht ausreichen, um die vorhandene Leistungsschwäche zu beheben, kommen Leistungen der
Krankenversicherung oder der Eingliederungshilfe nach dem Kinder- und Jugendhilfegesetz (SGB VIII) in Betracht. Sofern psy-
chische oder neurologische Störungen oder Beeinträchtigungen von Sinnesfunktionen Ursache für die Leistungsstörungen sind,
diese Beeinträchtigungen und Störungen von ihrem Umfang her als Krankheit zu bewerten sind und eine Ärztin oder ein Arzt eine
entsprechende Behandlung verordnet, besteht eine Leistungspflicht der gesetzlichen Krankenversicherung. Eine Lese- und Recht-
schreibschwäche für sich ist nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts keine Krankheit. Sie kann allerdings Ursache für
krankhafte psychische Symptome sein, die Krankheitswert erreichen können und deswegen behandlungsbedürftig im Sinne der
Krankenversicherung sind. 

Im Rahmen der Leistungen der Krankenversicherung kommen in der Regel therapeutische Behandlungen durch Psychotherapeu-
tinnen und Psychotherapeuten in Betracht, deren Tätigkeit insgesamt und deren Teilnahme am Versorgungsauftrag der gesetzlichen
Krankenversicherung mit dem am 1. Januar 1999 in Kraft getretenen Psychotherapeutengesetz eine klare rechtliche Grundlage er-
halten hat. Weiterhin besteht nach Mitteilung des Bundesverbandes Legasthenie e. V. zwischen den Spitzenverbänden der gesetz-
lichen Krankenkassen und den kommunalen Spitzenverbänden Einvernehmen, dass auch die Kosten für nichtärztliches Personal
mit einer logopädischen, krankengymnastischen, ergotherapeutischen, krankenpflegerischen oder psychologischen oder ähnlichen
medizinischen Ausbildung von den Krankenkassen vergütet werden. Demgegenüber sind nach dieser Absprache die Kosten für
nicht-ärztliches Personal wie Heil- und Sozialpädagoginnen und -pädagogen sowie Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter von den
Jugend- oder Sozialämtern zu übernehmen.

Sofern die schulische Förderung nicht ausreicht und die Voraussetzungen für eine Krankenbehandlung nicht vorliegen, kommen
Leistungen der Eingliederungshilfe nach dem Kinder- und Jugendhilfegesetz, SGB VIII, in Betracht, § 35 a SGB VIII. Voraussetzung
dafür ist, dass das betreffende Kind seelisch behindert oder von einer solchen Behinderung bedroht ist. Wegen der Schwierigkeiten
festzustellen, ob diese Voraussetzungen tatsächlich vorliegen, haben Vertreter des Landesjugendamts, der Schulaufsicht, des Schul-
psychologischen Dienstes und der Jugendämter für Rheinland-Pfalz eine „Arbeitshilfe für die Kooperation von Schule und Jugend-
hilfe – Fördermaßnahmen bei Lese-, Rechtschreib- und Rechenschwäche –“ entwickelt. Diese Arbeitshilfe wurde herausgegeben
vom Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung und vom Ministerium für Kultur, Jugend, Familie und Frauen.
Dort ist im Einzelnen geregelt, welche Voraussetzungen jeweils erfüllt werden sollen und welches Verfahren zu deren Feststellung
durchgeführt werden soll.

Gerade bei Lese-, Rechtschreib- und Rechenschwächen sowie bei anderen Teilleistungsstörungen ist es wichtig, dass sie so früh wie
möglich erkannt und unverzüglich Maßnahmen eingeleitet werden, um sie zu beheben. Andernfalls muss damit gerechnet werden,
dass die zunächst als Schwäche zu bezeichnende Beeinträchtigung sich zu einer Störung und schließlich zu einer Erkrankung ent-
wickeln kann. Deswegen ist es nach Auffassung des Bürgerbeauftragten angezeigt, dass sich die beteiligten öffentlichen Dienststellen
und die Eltern möglichst bald auf vorläufige Fördermaßnahmen einigen und gleichzeitig festlegen, dass nach einem bestimmten
Zeitraum aufgrund der dann gewonnenen Erfahrung eine Überprüfung stattfindet und über weitere Maßnahmen und deren Art
und Weise entschieden wird. Auf diese Weise konnten im Berichtsjahr einige Eingaben im Sinne der betroffenen Kinder abge-
schlossen werden.

Probleme bei der Anerkennung von in Luxemburg abgelegten Meisterprüfungen

Bereits im Jahresbericht 2000 hat der Bürgerbeauftragte unter Darstellung eines Einzelfalls über Probleme bei der Anerkennung
von in Luxemburg abgelegten Meisterprüfungen berichtet. Hierbei geht es darum, dass von deutschen Staatsangehörigen in Luxem-
burg abgelegte Meisterprüfungen in Deutschland nicht ohne weiteres anerkannt werden. Eine Lösungsmöglichkeit zeichnet sich
in Gestalt eines eventuellen Abkommens zwischen Luxemburg und Deutschland über die Gleichstellung der Meisterprüfungen ab.
Obwohl beide Seiten hierum bemüht sind, ist bislang ein solches Abkommen noch nicht zustande gekommen.

Unabhängig davon ist der Bürgerbeauftragte der Ansicht, dass bereits jetzt schon in Fällen, in denen die übrigen Voraussetzungen
vorliegen, im Hinblick auf die offensichtliche Gleichwertigkeit der Ausbildung in Deutschland und Luxemburg Ausnahmege-
nehmigungen erteilt werden sollten, zumal weitere Ermittlungen ergeben haben, dass die Anzahl der betreffenden Fälle außer-
ordentlich gering ist.

Leider konnte in dem genannten Fall bisher eine einvernehmliche Regelung nicht erzielt werden. Dies nahm der Bürgerbeauftragte
zum Anlass, dem Petitionsausschuss vorzuschlagen, die Angelegenheit an die Landesregierung zur Berücksichtigung zu überweisen,
damit auf diesem Wege nochmals alle in Betracht kommenden Möglichkeiten geprüft werden. Der Petitionsausschuss hat einen
entsprechenden Beschluss gefasst, sodass erstmals eine Überweisung einer Petition zur Berücksichtigung erfolgte.
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In diesem Zusammenhang hat der Bürgerbeauftragte anlässlich der Konferenz der Bürgerbeauftragten und der regionalen Petitions-
ausschüsse der Europäischen Union vom 19. bis 21. September 2001 in Brüssel die Auffassung zum Ausdruck gebracht, dass die be-
treffende Petentin als deutsche Staatsangehörige gegenüber luxemburgischen Staatsangehörigen benachteiligt ist (so genannte
Inländerdiskriminierung), zumal eine weitgehende Gleichwertigkeit der Meisterprüfungen in Luxemburg und Deutschland gege-
ben zu sein scheint , wie auch die Handwerkskammern von Luxemburg und Trier am 1. Juni 2000 in einer „gemeinsamen Erklärung
betreffend die Teilnahme deutscher Staatsbürger an den luxemburgischen Meistervorbereitungskursen und Meisterprüfungen“ fest-
gestellt hat.

Die Tagung zeigte, dass es ähnliche Probleme auch in anderen Mitgliedstaaten gibt. 

Ausgabe des Kartenführerscheins bei der Verbandsgemeindeverwaltung – ein bürgerfreundliches Angebot 

Im Rahmen einer Eingabe wurde der Bürgerbeauftragte von einem Bürger, der erreichen wollte, dass ihm beim Umtausch der alten
Fahrerlaubnis in einen EU-Kartenführerschein dieser bei der für seinen Wohnsitz zuständigen Verbandsgemeindeverwaltung aus-
gehändigt wird, um Unterstützung gebeten. Im Rahmen dieses Petitionsverfahrens wurde im Sinne des Petenten eine einver-
nehmliche Lösung mit dem betroffenen Rhein-Lahn-Kreis erzielt. Darüber hinaus wurde infolge der Eingabe seitens des Rhein-
Lahn-Kreises mit den kreisangehörigen Verbandsgemeinden eine generelle Vereinbarung für gleich gelagerte Fälle getroffen. Es
wurde erreicht, dass beim Umtausch des bisherigen Führerscheins in einen neuen EU-Kartenführerschein auf ausdrücklichen
Wunsch von Antragstellerinnen und Antragstellern die Verbandsgemeindeverwaltung des Wohnsitzes die Verwaltungsgebühr der
Kreisverwaltung für den Umtausch entgegennimmt, den neuen EU-Kartenführerschein aushändigt und den bisherigen Führerschein
einzieht. Die Antragstellung war schon zuvor bei der zuständigen Verbandsgemeindeverwaltung möglich. Der Bürgerbeauftragte
möchte sich für das Einführen dieses bürgerfreundlichen Verfahrens bei der Kreisverwaltung des Rhein-Lahn-Kreises und auch bei
den beteiligten Verbandsgemeindeverwaltungen bedanken.

Dieser Sachverhalt und das aus Sicht der Bürgerinnen und Bürger erfreuliche Ergebnis des Petitionsverfahrens wurde vom Bürger-
beauftragten zum Anlass genommen, sich für eine generelle Einführung eines solchen bürgerfreundlichen Services einzusetzen. Ein
entsprechender Vorstoß über das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau und den Landkreistag Rhein-
land-Pfalz blieb leider erfolglos, sodass seitens des Bürgerbeauftragten unmittelbar Kontakt mit allen Landkreisen des Landes Rhein-
land-Pfalz aufgenommen wurde. 

Bei einigen Anfragen stellte sich heraus, dass das oben beschriebene bürgerfreundliche Verfahren so oder jedenfalls so ähnlich be-
reits praktiziert wird. 

Andere Landkreise nahmen die Anfrage zum Anlass, die Möglichkeit einer Einführung dieser bürgerfreundlichen Regelung zu
prüfen. Dies nahm naturgemäß einige Zeit in Anspruch, da eine Abstimmung mit den kreisangehörigen Verbandsgemeinden er-
forderlich war. 

Im Ergebnis ist es in 16 Landkreisen des Landes Rheinland-Pfalz für die Bürgerinnen und Bürger möglich, den neuen Kartenführer-
schein bei der für den Wohnsitz zuständigen Verbandsgemeindeverwaltung ausgehändigt zu bekommen. Im Kreis Mayen-Koblenz
kann die Fahrerlaubnis bei sieben Verbandsgemeindeverwaltungen abgeholt werden, lediglich die Verbandsgemeindeverwaltung
Vallendar und die Stadtverwaltung Bendorf räumen diese Möglichkeit derzeit noch nicht ein. Im Landkreis Mainz-Bingen sind eben-
falls nicht alle Verbandsgemeindeverwaltungen an dem Verfahren beteiligt. Allerdings besteht in verschiedenen Servicestellen, so
in Bingen, Oppenheim und Ingelheim, die Möglichkeit, die Fahrerlaubnis abzuholen. 

Die Landkreise Bitburg-Prüm, Südwestpfalz und Alzey-Worms haben es abgelehnt, das Verfahren einzuführen. Auch die Kreis-
verwaltung Südliche Weinstraße hat mitgeteilt, dass zunächst keine Änderung des bisherigen Verfahrens geplant sei. Allerdings
könne in begründeten Einzelfällen die Antragstellung und Aushändigung des Kartenführerscheins auf mündlichen Antrag hin bei
der Verbandsgemeindeverwaltung erfolgen. 

In den Landkreisen Bad Kreuznach und Ahrweiler ist die Überprüfung derzeit noch nicht abgeschlossen. 

Insgesamt ist der Bürgerbeauftragte über die Resonanz erfreut und hofft, dass auch in den Landkreisen, in denen eine Entscheidung
bislang noch nicht abschließend getroffen wurde beziehungsweise in denen es bislang abgelehnt wird, das oben beschriebene Ver-
fahren einzuführen, die Bürgerinnen und Bürger vielleicht doch noch die Möglichkeit erhalten, ihren Führerschein bei der Ver-
bandsgemeindeverwaltung ihres Wohnsitzes abzuholen. 

Probleme bei der Beitragsbemessung freiwillig versicherter Sozialhilfeempfängerinnen und Sozialhilfeempfänger

Im Rahmen mehrerer Eingaben wurde der Bürgerbeauftragte im Berichtsjahr auf die Probleme von Sozialhilfeempfängerinnen und
Sozialhilfeempfängern im Zusammenhang mit der Berechnung ihrer Beiträge als freiwillig Versicherte bei der AOK Rheinland-
Pfalz aufmerksam.

Hierbei handelt es sich um ein Problem, das auf ein aktuelles Urteil des Bundessozialgerichts zurückgeht. Die frühere Satzungs-
regelung der AOK Rheinland-Pfalz sah vor, dass die Beiträge freiwillig versicherter Sozialhilfeempfänger nach dem Vierfachen des
monatlichen Sozialhilferegelsatzes Rheinland-Pfalz für Haushaltsvorstände/Alleinerziehende zu bemessen waren. Das Bundes-
sozialgericht hat hierzu mit Urteil vom 19. Dezember 2000 festgestellt, dass sich die Beitragsbemessung freiwillig versicherter Sozial-
hilfeempfänger an den individuellen Einnahmen des Mitglieds unter Zugrundelegung der Regelungen des § 240 SGB V zu orien-
tieren habe. Die oben näher beschriebene Satzungsregelung der AOK wurde daher für unwirksam erklärt.
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Infolge dieser Entscheidung nahm die AOK Rheinland-Pfalz nun die Beitragsberechnung auf der Basis der konkret festgestellten
Einnahmen des jeweiligen Sozialhilfeempfängers vor. Hierzu forderte die AOK einen monatlichen Nachweis über die beitrags-
pflichtigen Einnahmen der Sozialhilfeempfängerinnen und -empfänger. Nach Mitteilung verschiedener Petentinnen und Petenten
soll unter anderem der Verlust der Mitgliedschaft in der gesetzlichen Krankenversicherung angedroht worden sein, falls die Hilfe-
empfängerinnen und -empfänger nicht bis zu einem bestimmten Zeitpunkt in jedem Monat den Nachweis über die erzielten Ein-
nahmen vorlegen. Diese Vorgehensweise führte zum einen zu einem vermehrten Aufwand bei den Sozialbehörden, da ein Sozial-
hilfebescheid grundsätzlich jeweils nur dann ergeht, wenn eine Änderung gegeben ist, zum anderen waren die freiwillig versicher-
ten Sozialhilfeempfängerinnen und Sozialhilfeempfänger selbst unmittelbar von dieser Neuregelung betroffen, da sie sich als Ver-
sicherte um die rechtzeitige Beschaffung eines entsprechenden Nachweises zu bemühen hatten.

Der Bürgerbeauftragte hatte sich zunächst bei der AOK Rheinland-Pfalz um eine Klärung der Probleme bemüht. Die AOK Rhein-
land-Pfalz war jedoch nicht bereit, ihre Vorgehensweise zu ändern.

Daraufhin hat der Bürgerbeauftragte Kontakt mit dem Landkreistag Rheinland-Pfalz, dem Städtetag Rheinland-Pfalz und dem
Ministerium für Arbeit, Soziales, Familie und Gesundheit aufgenommen.

Landkreistag Rheinland-Pfalz und Städtetag Rheinland-Pfalz teilten übereinstimmend mit, dass die oben genannten Probleme dort
ebenso wie vom Bürgerbeauftragten empfunden werden. Seitens des Landkreistags und des Städtetags Rheinland-Pfalz wurde
diesbezüglich ebenfalls bereits Kontakt mit dem Ministerium für Arbeit, Soziales, Familie und Gesundheit als Rechtsaufsicht über
die AOK Rheinland-Pfalz aufgenommen; dort wurden die Probleme im Einzelnen geschildert, nachdem Verhandlungen mit der
AOK ebenfalls ergebnislos geblieben waren.

Seitens des Ministeriums für Arbeit, Soziales, Familie und Gesundheit wurden die Vertreter der kommunalen Spitzenverbände so-
wie der Vorsitzende des Vorstands der AOK Rheinland-Pfalz zu Gesprächen eingeladen, um die mit der Beitragsbemessung frei-
willig versicherter Sozialhilfeempfängerinnen und -empfänger entstandenen Fragen zu erörtern.

Im Rahmen dieser Gespräche wurde dann auch – was der Bürgerbeauftragte sehr begrüßt – ein einvernehmliches Ergebnis erzielt.
Die Beitragsfestsetzung für freiwillig versicherte Sozialhilfeempfänger erfolgt wieder pauschal. Für die Empfängerinnen und Emp-
fänger ambulanter Hilfe zum Lebensunterhalt wird die Lohnstufe 55 (851,30 Euro), für die Hilfeempfängerinnen und Hilfeemp-
fänger, die in Anstalten, Heimen oder gleichartigen Einrichtungen untergebracht sind, die Lohnstufe 70 (1 081,31 Euro) berück-
sichtigt. Damit hat auch die Problematik im Zusammenhang mit der monatlichen Vorlage eines Einkommensnachweises eine Er-
ledigung im Sinne der Betroffenen gefunden. Der Bürgerbeauftragte freut sich über den positiven Abschluss der Angelegenheit. 

Mobilfunksendemasten – mehr Transparenz im Verfahren – mehr Information für Bürgerinnen und Bürger

In der Öffentlichkeit wurde in den vergangenen Monaten über die Errichtung von Mobilfunksendemasten durchaus heftig und
kontrovers diskutiert. 

Anlass war das offenbar vermehrte Aufstellen neuer Sendeanlagen innerhalb geschlossener Ortslagen. Aus der öffentlichen Dis-
kussion ergab sich, dass Bürgerinnen und Bürger, aber auch die Kommunalpolitikerinnen und Kommunalpolitiker teilweise mit
neuen Masten überrascht wurden, da vorab keine Information über die geplante Aufstellung gegeben wurde. 

Rechtlich gesehen kann an das Thema von zwei verschiedenen Seiten aus herangegangen werden. Zum einen sind immissions-
schutzrechtliche Bestimmungen zu beachten, zum anderen kann der Sachverhalt unter baurechtlichen Gesichtspunkten geprüft
werden. 

Eine Mobilfunkantenne ist Bestandteil einer sog. Mobilfunkbasisstation. Mobilfunkbasisstationen unterliegen als Hochfrequenz-
anlagen der 26. Verordnung zur Durchführung des Immissionsschutzgesetzes. Diese definiert die Immissionsgrenzwerte und die
Bedingungen, die zum Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor schädlichen Umwelteinwirkungen einzuhalten sind.
Sie regelt auch, dass vor Inbetriebnahme einer Hochfrequenzanlage der immissionsschutzrechtlichen Aufsichtsbehörde eine An-
zeige vorzulegen ist. Dieser Anzeige ist eine Standortbescheinigung der Regulierungsbehörde für Telekommunikation und Post,
also einer Bundesbehörde, beizufügen. In der Standortbescheinigung werden die Sicherheitsabstände festgelegt, die zur Einhaltung
der Grenzwerte der 26. Bundes-Immissionsschutzverordnung erforderlich sind. Gesundheitliche und immissionsfachliche Aspekte
sind mit Vorlage dieser Standortbescheinigung abgeklärt. 

In baurechtlicher Hinsicht stellt sich die Rechtslage so dar, dass die Landesbauordnung Rheinland-Pfalz das Errichten solcher
Antennenanlagen bis zu zehn Meter Schafthöhe genehmigungsfrei stellt. Der Hessische Verwaltungsgerichtshof hat unter Bezug-
nahme auf die einschlägige landesrechtliche Regelung des Landes Hessen entschieden, dass das Anbringen einer – an sich ge-
nehmigungsfreien – Mobilfunkantenne auf einem vorhandenen Gebäude in dem zu beurteilenden Fall eine baugenehmigungs-
pflichtige Nutzungsänderung war. Da die diesbezügliche Rechtslage in Rheinland-Pfalz der in Hessen im Wesentlichen entspricht,
ist aus Sicht des Ministeriums der Finanzen das genannte Urteil auch hier von Bedeutung.

Das Ministerium der Finanzen hat hierzu weiter mitgeteilt, dass eine mit dem Anbringen einer Mobilfunkantenne verbundene un-
zulässige Nutzungsänderung des Basisgebäudes ein Verstoß gegen Bestimmungen der §§ 30 ff. des Baugesetzbuches sein kann, ge-
gen den die Bauaufsichtsbehörde vorgehen kann. Zu beachten sei jedoch, dass Mobilfunkanlagen bauplanungsrechtlich als nicht
störende Gewerbebetriebe gelten. 
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Soweit man von einer baurechtlichen Genehmigungsbedürftigkeit ausgeht und soweit das Einvernehmen mit der jeweiligen Ge-
meinde erforderlich wird, ist diese zu beteiligen. Hierbei ist jedoch zu beachten, dass die Gemeinde ihr Einvernehmen nur aus maß-
geblichen planungsrechtlichen Gründen verweigern darf. 

Wie oben bereits angesprochen richtet sich der Ärger der Bürgerinnen und Bürger – in vielen Fällen aber auch der betreffenden Ge-
meinde – gegen die mangelnde beziehungsweise gänzlich fehlende rechtzeitige Information. Hier ist der Gesetzgeber – gegebenen-
falls im baurechtlichen Bereich – gefordert, Regelungen zu schaffen, die eine frühzeitige Information über geplante Standorte sicher-
stellen. 

Auf freiwilliger Basis ist es diesbezüglich bereits zu einer den Informationsfluss stärkenden Vereinbarung zwischen Kommunen
und Netzbetreibern gekommen. Im Juli 2001 wurde die „Vereinbarung über den Informationsaustausch und die Beteiligung der
Kommunen beim Ausbau des Mobilfunknetzes“ zwischen den drei kommunalen Spitzenverbänden Deutscher Städte- und Ge-
meindebund, Deutscher Städtetag und Deutscher Landkreistag sowie den UMTS-Lizenznehmern abgeschlossen. Darin haben sich
die Betreiber verpflichtet, die Kommunen über ihre Pläne zum Netzausbau detailliert zu unterrichten und alle in Frage kommen-
den Standorte zu benennen. Auch haben die Kommunen das Recht, alternative Standorte vorzuschlagen. Die Mobilfunkbetreiber
haben sich verpflichtet, diese Vorschläge der Kommunen zu prüfen und sofern sie technisch und unter zumutbaren wirtschaftlichen
Bedingungen möglich sind, vorrangig zu berücksichtigen. Das Abstimmungsverfahren soll grundsätzlich innerhalb von acht
Wochen abgeschlossen werden. 

Aus Sicht des Bürgerbeauftragten ist aufgrund der nun offensichtlich gewordenen Probleme auch die Politik gefordert, die be-
stehenden rechtlichen Regelungen neu zu überdenken, insbesondere die planungsrechtlichen Grundlagen und die derzeit geltenden
Grenzwerte. Durchaus umstritten ist ja die Frage möglicher Gesundheitsschäden durch den sog. Elektrosmog. Auch Fragen der
frühzeitigen Bürgerbeteiligung beziehungsweise -information, der Transparenz im Verfahren und der Klarheit und Präzision der
Planung sollten hier einfließen.

Die angesprochenen Probleme sind jedoch nicht allein auf Deutschland beschränkt. Darauf hat der Bürgerbeauftragte anlässlich
einer Vorstandssitzung des Europäischen Ombudsman Instituts im November in Zürich hingewiesen und vorgesehen, diesbezüg-
lich eine Umfrage unter den Mitgliedern zu veranlassen und den Themenkomplex anlässlich einer Tagung zu behandeln.

Abstimmung der Schulbehörde mit anderen Aufgabenträgern

Entscheidungen der Schulbehörde können vielfach erst umgesetzt werden, wenn andere Dienststellen mitwirken und ergänzende
Leistungen erbringen. Fehlende Abstimmungen in diesem Zusammenhang führten im Berichtszeitraum zu mehreren Eingaben. In
allen Fällen hatte die Schulbehörde eine Entscheidung im Sinne der Petenten beziehungsweise deren Kinder getroffen.

Hierbei handelt es sich insbesondere um

– die Rückstellung schulpflichtiger Kinder vom Schulbesuch und die Anregung beziehungsweise Anordnung des Besuchs eines
Schulkindergartens,

– die Zuweisung eines behinderten Kindes an eine Regelgrundschule 
– sowie um die Erweiterung eines Grund- und Hauptschulbezirks um mehrere Ortsgemeinden. 

Problematisch bei der Umsetzung dieser Entscheidungen wurde 
– die Beförderung der Kinder 
– die Kostenübernahme für einen Integrationshelfer.

Beispielsweise hatte die Schulbehörde empfohlen, dass ein sechsjähriger, vom Schulbesuch zurückgestellter Junge aus Traben-Trar-
bach (Landkreis Bernkastel-Wittlich) den Schulkindergarten in Bullay (Landkreis Cochem-Zell; Entfernung bei Benutzung eines
Pkw 21 km beziehungsweise der Bahn elf km) besucht. Im Nachhinein stellte sich dann aber heraus, dass das Kind mit der Benut-
zung der öffentlichen Verkehrsmittel überfordert war, wenn zum Beispiel durch eventuelle Verspätungen oder Ausfälle das Um-
steigen von Bus auf Bahn erschwert wird.

Die Petentin bat in ihrer Eingabe um Prüfung, ob eine andere Beförderungsmöglichkeit geschaffen werden kann. Für den Fall, dass
dies nicht möglich sein sollte, wünschte sie die Einrichtung eines Schulkindergartens in ihrer Nähe.

Auf die Übernahme der Kosten für zum Beispiel den Einsatz eines Taxis oder eines Schulbusses von Traben-Trarbach nach Bullay
und zurück konnten sich beide beteiligten Kreisverwaltungen nicht verständigen, zumal die Schulbehörde den Jungen dorthin nicht
formell zugewiesen hat, was zu einer Verpflichtung des Landkreises Cochem-Zell geführt hätte, die Beförderung des Kindes nach
Bullay zu gewährleisten. Auch das Ministerium sah nach den geltenden Regelungen des Schulgesetzes keinen Anspruch der Petentin
auf diese Möglichkeit. Allerdings übernahm der Landkreis Cochem-Zell die im ÖPNV entstehenden Fahrtkosten. Der Vorschlag,
die Beförderung privat in Fahrgemeinschaft gegen Kostenerstattung durchzuführen, wurde von der Petentin abgelehnt.

Laut Auskunft der Schulbehörde wurde in der Vergangenheit in dieser Gegend von der Einrichtung weiterer Schulkindergärten
abgesehen, da ein entsprechender Bedarf nicht angemeldet wurde und nach dortigen Feststellungen auch nicht gegeben gewesen ist.
Die Einrichtung eines weiteren Schulkindergartens würde sich auch nicht kurzfristig umsetzen lassen und somit dem Sohn der
Petentin nicht mehr zugute kommen, da dieser dann wahrscheinlich schon die Grundschule besuchen dürfte.
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Das Ministerium hat aus Anlass dieses Falles mitgeteilt, dass sich natürlich die grundsätzliche Frage stelle, ob den Eltern für ein
noch nicht schulreifes sechsjähriges Kind der Besuch eines weit entfernten Schulkindergartens empfohlen werden dürfe, solange
nicht geklärt sei, ob auch eine zumutbare Beförderung des Kindes zu der in Aussicht genommenen Einrichtung möglich und
finanziell gesichert sei. Letzteres sei eine unverzichtbare Voraussetzung für eine entsprechende Empfehlung der Schulbehörde. Das
Ministerium werde deshalb darauf hinwirken, dass bei Fallgestaltungen der vorliegenden Art künftig auch die Beförderungs-
problematik rechtzeitig in die Entscheidungsfindung einbezogen werde.

In einem weiteren Fall hatte die zuständige Grundschule im Auftrag und auf Weisung der Schulbehörde den Sohn einer Petentin
antragsgemäß im Juni 2000 für die Dauer eines Jahres vom Schulbesuch zurückgestellt. Im August 2000 hatte dieselbe Grundschule,
wiederum im Auftrag und auf Weisung der Schulbehörde, das Kind – antragsgemäß und mit Zustimmung der aufnehmenden Grund-
schule – dem Schulkindergarten einer anderen Grundschule zugewiesen. Trotzdem hat die Kreisverwaltung dann im Oktober 2000
die Übernahme der Fahrtkosten mit dem Argument abgelehnt, dass der Sohn der Petentin nicht den für ihn zuständigen Schul-
kindergarten besucht.

Hiermit war die Petentin nicht einverstanden. Erst im Laufe des Petitionsverfahrens und nach Ablauf des Schuljahres hat die zu-
ständige Kreisverwaltung der Petentin im September 2001 zugesagt, die Kosten in der Höhe zu übernehmen, wie sie bei der Fahrt
des Sohns zur eigentlich zuständigen Grundschule angefallen wären. Die Petentin musste also für geraume Zeit die Fahrtkosten
zunächst in voller Höhe vorfinanzieren und erhielt später nur einen Teil erstattet.

Der Sohn einer anderen Petentin hat bis zum Sommer 2000 einen Sonderkindergarten besucht. Auf Empfehlung eines Gutachters
hat die Schulbehörde den Sohn der Petentin probeweise für das erste Schulhalbjahr in die Grundschule eingeschult. Dem Kind sollte
zu seiner Unterstützung stundenweise ein Integrationshelfer zur Seite gestellt werden, was aber mit Beginn des Schuljahres nicht
erfolgte, weshalb der Schulleiter den Sohn der Petentin zunächst wieder ausschulen wollte.

Laut Darstellung des Jugendamts der Kreisverwaltung konnte die Grundschule die schulische Integration mit pädagogischen Kräften
nicht im gebotenen Umfang bewerkstelligen. Die der Petentin vonseiten der Schule gegebene Auskunft, für derartige Integrations-
maßnahmen sei das Jugendamt zuständig, sei rechtlich nicht haltbar. Da in Rheinland-Pfalz öffentliche Schulen für verhaltensge-
störte und -behinderte Kinder nicht vorhanden seien und die Integration dieser Kinder in den Regelschulen mit den entsprechen-
den Maßnahmen zu erfolgen habe, sei eine solche Integration von den Schulen auch tatsächlich zu leisten. Grundsätzlich sei die
Jugendhilfe hierfür nicht zuständig. Es könne nicht sein, dass wegen fehlender Integrations- beziehungsweise Förderlehrer die be-
treffenden Kinder zu Empfängern von Eingliederungshilfe „gemacht“ würden.

Erst im Zuge des Petitionsverfahrens haben Schulbehörde und Kreisjugendamt gemeinsam eine Hilfe für den Sohn der Petentin ab
Januar 2001 eingerichtet. Die zusätzliche Betreuung des Kindes wird an zwei Tagen vom Jugendamt, an zwei Tagen von einer
Sonderschule und an einem Tag von der Grundschule geleistet.

In einem weiteren Fall hatte die Schulbehörde ein behindertes Kind (Down-Syndrom) einer Grundschule (Schwerpunktschule) zu-
gewiesen. Der Antrag der Mutter auf Übernahme der Kosten für einen Integrationshelfer im Wege der Eingliederungshilfe wurde
vom städtischen Sozialamt abgelehnt. Die Stadt selbst hat gegen die Schulzuweisung durch die Schulbehörde Widerspruch erhoben. 

Problematisch ist hier wohl, ob für die Finanzierung eines Integrationshelfers verlangt werden kann, dass das beeinträchtigte Kind
das Lernziel einer Grundschule voraussichtlich erreichen wird. Genau dies verlangt aber die Stadtverwaltung und lehnt die Über-
nahme geschätzter jährlicher Kosten von ca. 50 000,– DM ab.

Der dagegen von der Petentin erhobene Widerspruch soll jetzt nach dem Wunsch der Stadtverwaltung ruhen, bis in dem von der
Stadt gegen die Schulbehörde geführten Verwaltungsrechtsstreit eine bestandskräftige Entscheidung vorliegt.

In diesem Gesamtzusammenhang kann auch noch folgender Fall dargestellt werden: Die Schulbehörde hatte den Bezirk einer
Hauptschule auf Antrag des Schulträgers nach Durchführung eines Verwaltungsstreitverfahrens um zwei Ortsgemeinden erweitert.
Da die entsprechende Schülerbeförderung bisher auf ein anderes Fahrziel (ca. sechs km entfernt) ausgerichtet war, bestand keine
durchgehende Beförderungsmöglichkeit mit dem ÖPNV zur neuen Schule (ca. 20 km entfernt).

Dies führte unter anderem dazu, dass die Schülerinnen und Schüler morgens und mittags als vollständigen Schulweg rund eine
Stunde zu Fuß sowie mit Bus und Bahn unterwegs seien. Auch sei die Verbindung an einem Wochentag so gestaltet, das der Linien-
bus drei Minuten nach Schulschluss abfahre.

Die Kreisverwaltung ist dazu der Auffassung, dass die ausgearbeiteten ÖPNV-Verbindungen unter Beachtung der rechtlichen Vor-
gaben für die Schülerinnen und Schüler zumutbar seien. Nach Mitteilung der Verkehrsunternehmen könne eine umsteigefreie Bus-
verbindung derzeit nicht kostenneutral betrieben werden und führe auch nicht zu einer spürbaren zeitlichen Einsparung im Ver-
hältnis zum zusätzlichen Kostenaufwand.

Die Kreisverwaltung teilte der Schulbehörde zunächst mit, dass sich die Beförderungszeiten von der einen Gemeinde von bisher
15 Minuten zum bisherigen Schulort auf vermutlich 35 Minuten zum neuen Schulort und ausgehend von der anderen Gemeinde
von bisher 20 Minuten auf vermutlich 40 Minuten verlängern würden.

Anhand des mit der Eingabe vorgelegten Informationsschreibens der Kreisverwaltung an die Eltern über die Organisation der
Schülerbeförderung ergab sich für die Schulbehörde ein völlig neues Bild. Die Behörde wird die Angelegenheit aufgreifen und ver-
suchen, eine Lösung zu erreichen, die dem berechtigten Anliegen der Schülerinnen und Schüler entgegenkomme.
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Im weiteren Verlauf des Petitionsverfahrens teilte die Verbandsgemeindeverwaltung dem Bürgerbeauftragten dann mit, dass alle
politischen Parteien im Verbandsgemeinderat bei den der Antragstellung zur Erweiterung des Schulbezirks vorausgegangenen Ge-
sprächen davon ausgegangen seien, dass der Landkreis als Träger der Schülerbeförderung eine durchgehende Busverbindung zum
neuen Schulort einrichten werde. Die jetzt angebotenen Fahrmöglichkeiten seien aus der Sicht von Verwaltung und Rat nicht trag-
bar. Deshalb habe der Hauptausschuss der Verbandsgemeinde dem Vorschlag der Verwaltung zugestimmt, dass die Schülerinnen
und Schüler zunächst für das erste Schulhalbjahr mit einem Bus der Jugendfeuerwehr zur neuen Hauptschule gebracht werden.

Die Kreisverwaltung erklärte sich daraufhin bereit, die im ÖPNV entstehenden Schülerfahrtkosten, soweit die Eltern eine ent-
sprechende Abtretungserklärung unterzeichnen, der Verbandsgemeindeverwaltung zur Finanzierung dieser Schülerbeförderung
zur Verfügung zu stellen.

Eine endgültige Lösung konnte bisher von den beteiligten Stellen noch nicht vereinbart werden.

Fazit: 
Die Schulbehörde sollte vor ihrer jeweiligen Entscheidung in jedem Einzelfall genauestens bei den anderen Stellen abklären, ob
diese dazu bereit sind beziehungsweise die rechtlichen Voraussetzungen dafür vorliegen, die Beförderung zu organisieren und zu
gewährleisten sowie ergänzende Hilfen, wie Integrationshelfer, bereitzustellen. Es sollte daher die Regel sein, dass die Schulbehörde
zum Zeitpunkt der Entscheidung die bestehenden Möglichkeiten in gemeinsamen Verhandlungen mit den Vertretern der anderen
Verwaltungen sowie den Betroffenen bespricht und nachweisbar festlegt.

Verkürzung der Dauer von Widerspruchsverfahren

Nachdem der Bürgerbeauftragte noch im Jahr 1999 – wie auch in den Jahren zuvor – auf Fälle hinweisen musste, bei denen Wider-
spruchsverfahren zu lange dauerten, scheint jetzt eine deutliche Verbesserung in dieser Hinsicht gegeben zu sein.

Die Beschwerden im Büro des Bürgerbeauftragten über zu lange Laufzeiten von Widerspruchsverfahren sind praktisch auf null
zurückgegangen. Zu dieser positiven Entwicklung hat sicherlich auch das im Juni 2000 vom Inhaber des Lehrstuhls für öffentliches
Recht an der Deutschen Hochschule für Verwaltungswissenschaften in Speyer, Herrn Prof. Dr. Jan Ziekow, durchgeführte und
vom Bürgerbeauftragten gemeinsam mit dem Ministerium des Innern und für Sport initiierte Projekt „Beschleunigung der Streit-
erledigung im Widerspruchsverfahren“ beigetragen.

Der Bürgerbeauftragte möchte deshalb die Gelegenheit nutzen, sich im Namen der Bürgerinnen und Bürger bei all denjenigen zu
bedanken, die mit eigenen Bemühungen hierzu beigetragen haben.

4. Teil – Einzelbeispiele

1. Zurückweisung einer Besucherin, die unter Alkoholeinfluss steht

Ein Gefangener beschwerte sich, weil seine Ehefrau anlässlich eines Besuchstermins zurückgewiesen worden war. Hierbei sei sie
gegenüber anderen Besucherinnen und Besuchern gedemütigt worden. Die Zurückweisung war erfolgt, da die Ehefrau des Petenten
erkennbar unter Alkoholeinfluss gestanden hatte. Sie konnte daher aus Sicherheitsgründen nicht zum Besuch zugelassen werden.
Die Zurückweisung erfolgte innerhalb der Besucherschleuse, die von außen nicht eingesehen werden konnte. Eine Demütigung
gegenüber anderen Personen war daher mit der Zurückweisung nicht verbunden.

2. Kauf eines Koaxialkabels

Entsprochen werden konnte dem Wunsche eines Gefangenen, die JVA möge ein Koaxialkabel anschaffen, um das in seiner Abtei-
lung befindliche Fernsehgerät anzuschließen. 

3. Kosten für eine ohne Veranlassung erfolgte Obduktion können nicht erhoben werden

Ein Bürger wandte sich gegen die Heranziehung zu Kosten, die im Zusammenhang mit der Obduktion seines verstorbenen Groß-
vaters entstanden waren. Er machte geltend, dass für die Obduktion keine Veranlassung bestanden habe. Aufgrund der Eingabe
wurde festgestellt, dass die Voraussetzungen für eine Inanspruchnahme des Petenten nicht vorlagen, sodass der entsprechende
Kostenbescheid aufgehoben wurde.

4. Todesfall in einem Altenpflegeheim

Eine Ärztin hatte durch einen Bericht in einer Fachzeitung über eine Tagung von Gerichtsmedizinern davon erfahren, dass eine
über 80-jährige Frau in einem Pflegeheim verstorben war, weil sie sich bei ihrem Versuch, sich aus den Fixiergurten zu befreien,
stranguliert hatte. Sie wandte sich wegen weiterer Aufklärung in dieser Angelegenheit an den Bürgerbeauftragten. Die Überprü-
fungen des Bürgerbeauftragten ergaben, dass das staatsanwaltschaftliche Ermittlungsverfahren im Zusammenhang mit dem Todesfall
inzwischen eingestellt worden war. Aufgrund der Eingabe wurde dieses Verfahren wieder aufgenommen. Damit konnte dem An-
liegen der Petentin entsprochen werden.

Zum Zeitpunkt der Abfassung des Berichtes dauerten die staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen noch an.
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5. Bloß schlechte Erziehung eines Hundes rechtfertigt keine polizeilichen Maßnahmen

Ein Bürger fühlte sich gefährdet, weil er des Öfteren im Wald einem Hundehalter begegnet, dessen Hund offensichtlich nicht so-
fort aufs Wort folgt. Da es jedoch zu weiteren Auffälligkeiten nicht gekommen ist, sieht die Ordnungsbehörde keine Möglichkei-
ten für polizeiliche Maßnahmen. Auch wenn der Hund möglicherweise nicht besonders gut erzogen ist, stellt dies noch keine Ge-
fahr dar, der mit Mitteln des Ordnungsrechts zu begegnen wäre.

6. Auch ein schwerer Arbeitsunfall kann kein Aufenthaltsrecht begründen

Ein polnischer Staatsangehöriger, der im Jahre 1988 in Deutschland bei einem Arbeitsunfall schwere Verletzungen erlitten hatte,
begehrte ein Aufenthaltsrecht und machte geltend, dass weitere Behandlungsmaßnahmen in Deutschland erforderlich seien. Dem
Petenten war es in der Vergangenheit bereits mehrfach ermöglicht worden, in der Unfallklinik der zuständigen Berufsgenossen-
schaft behandelt zu werden. Dies wird auch in Zukunft möglich sein, soweit eine Notwendigkeit besteht. Zur Erteilung einer Auf-
enthaltsgenehmigung sah sich die zuständige Stadtverwaltung allerdings nicht in der Lage.

7. Aufenthaltsrecht bei Erkrankung eines Familienangehörigen

Ein aserbaidschanischer Staatsangehöriger, bei dem das Bundesamt für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge wegen einer Er-
krankung Abschiebungshindernisse festgestellt hatte, begehrte, dass auch seine Ehefrau und Kinder im Bundesgebiet bleiben
können. Aufgrund der Eingabe hat die zuständige Stadtverwaltung den Familienangehörigen Duldungen mit Arbeitserlaubnis aus-
gestellt.

8. Vermittlung eines Gesprächs

Der Petent hatte gegenüber dem Bürgerbeauftragten die Vermutung geäußert, dass eine Fachbehörde seine beruflichen Fähigkeiten
im Rahmen von öffentlichen Ausschreibungen nicht in einem ausreichenden Maße anerkennt. Während eines auf die Anregung
des Bürgerbeauftragten hin erfolgten Gesprächs konnte der Direktor der Behörde die Zweifel des Petenten ausräumen. Dieses Bei-
spiel zeigt, mit welch einfachen Mitteln Eingaben zur Zufriedenheit der Petentinnen und Petenten erledigt werden können.

9. Eingeschränkte Duschmöglichkeiten müssen hingenommen werden

Ein Petent, der in der JVA eine Freiheitsstrafe verbüßt, beanstandete, dass er lediglich zweimal wöchentlich duschen darf. Im Hin-
blick auf die Anzahl der vorhandenen Duschplätze ist es nicht möglich, den Gefangenen Gelegenheit zu geben, mehr als zweimal
die Woche zu duschen. Im Einvernehmen mit dem Gesundheitsamt wird den Gefangenen darüber hinaus Gelegenheit gegeben,
einmal wöchentlich zehn Liter warmes Wasser zum Haarewaschen zu erhalten. Ausnahmen sind nur möglich bei Verrichtung
schmutziger Arbeiten sowie nach sportlicher Betätigung.

10. Probleme bei der Beschaffung von Urkunden aus dem Kosovo

Bei der beabsichtigten Eheschließung einer Deutschen mit einem jugoslawischen Staatsangehörigen aus dem Kosovo war es zu Ver-
zögerungen gekommen, da der Standesbeamte Zweifel an der Echtheit der vorgelegten Urkunden hatte. Es war festgestellt worden,
dass von derselben Behörde stammende Urkunden sich voneinander unterschieden. Nachdem festgestellt worden war, dass die vor-
liegenden Urkunden in Ordnung sind, konnte die Eheschließung erfolgen.

11. Erlass von Rundfunkgebühren

Dem Petenten ging es um eine Forderung in Höhe von 762,75 DM, die aufgrund des von ihm nicht rechtzeitig gestellten weiteren
Befreiungsantrags aufgelaufen waren. Der SWR hat sich auf die Eingabe hin zum einen dazu bereit erklärt, angesichts der Besonder-
heit des Falls und des Alters des Petenten auf die Hälfte der noch offenen Gebühren zu verzichten. Zum anderen hat der SWR eine
Ratenzahlung von jeweils 42,37 DM über einen Zeitraum von neun Monaten eingeräumt. In Übereinstimmung mit dem SWR
konnte der Bürgerbeauftragte den Petenten dazu bewegen, auf diesen Vorschlag einzugehen.

12. Bearbeitungsdauer eines Wohngeldantrags

Wegen der am 1. Januar 2001 in Kraft getretenen Änderungen des Wohngeldgesetzes verzögerte sich vielfach die Bearbeitung von
Wohngeldanträgen. Sofern deswegen der Bürgerbeauftragte eingeschaltet wurde, konnte den Anliegen regelmäßig entsprochen
werden.

So erhielt eine Petentin innerhalb von vier Wochen nach ihrer Eingabe die Bescheide über das ihr zustehende Wohngeld vom 1. Ok-
tober 2000 bis zum 30. September 2001.

13. Fristen für die Löschung der Eintragungen im Bundeszentralregister können verlängert werden

Ein Petent, der die Erteilung der Erlaubnis zur Führung der Berufsbezeichnung „Physiotherapeut“ beantragt hatte, wandte sich da-
gegen, dass im Führungszeugnis eine Verurteilung aus dem Jahre 1992 wegen eines Sexualdelikts eingetragen war. Er machte geltend,
dass nach dem zum Zeitpunkt der Verurteilung geltenden Recht die Eintragung zum Zeitpunkt seiner Antragstellung bereits ge-
tilgt gewesen wäre. Hierauf habe er vertraut, als er mit der Ausbildung begonnen habe. Die Übergangsvorschrift des Gesetzes zur

49



Drucksache 14/934 Landtag Rheinland-Pfalz – 14. Wahlperiode

Bekämpfung von Sexualdelikten und anderen gefährlichen Straftaten vom 26. Januar 1998 regelt jedoch ausdrücklich, dass das neue
Recht auch für Verurteilungen gilt, die bereits vor In-Kraft-Treten des Gesetzes erfolgt waren. Es entspricht somit dem Willen des
Gesetzgebers, dass auch entsprechend länger zurückliegende Verurteilungen Berücksichtigung finden sollen. Eine Tilgung der Ein-
tragung war daher nicht möglich.

14. Längere Wartezeiten vor Verlegung in die zuständige JVA Diez sind unvermeidbar

Ein Petent beklagte sich über seine Unterbringung in der so genannten „Wartezone“ der JVA Mainz. Er wies bei dieser Gelegen-
heit darauf hin, dass sich noch weitere Gefangene in dieser unbefriedigenden Situation befinden. Seinem Anliegen konnte nicht
kurzfristig entsprochen werden, da es wegen der derzeitigen Belegungssituation in der JVA Diez vielfach nicht möglich ist, bis-
herige Untersuchungshäftlinge sofort dorthin zu verlegen, wenn sie rechtskräftig zu einer längeren Freiheitsstrafe verurteilt worden
sind. Die JVA Mainz ist darum bemüht, die Haftbedingungen so zu gestalten, dass die Betreffenden hierdurch keine Benachteili -
gungen erfahren. So wird bereits ein Vollzugsplan erstellt und gegebenenfalls fortgeschrieben. Darüber hinaus ist es gängige Praxis,
gerade auch Gefangene mit langen Haftstrafen bei entsprechender Eignung vorrangig zur Arbeit einzusetzen. So wird die Tätigkeit
als Flurreiniger zeitlich befristet, um auf diese Weise die Mehrzahl der Betreffenden, wenn auch jeweils nur vorübergehend, zu be-
schäftigen.

15. Erhöhung der Eckvergütung wird bei der Höhe des Taschengelds noch nicht berücksichtigt

Ein Gefangener begehrte die Erhöhung des Taschengelds im Hinblick auf die Erhöhung der Eckvergütung. Die Ermittlungen er-
gaben, dass sich die Höhe des Taschengeldes nach der Eckvergütung richtet. Daher sind die bundeseinheitlichen Verwaltungsvor-
schriften an die Erhöhung der Eckvergütung anzupassen. Dies ist jedoch bisher noch nicht geschehen, da das Abstimmungsver-
fahren unter den Bundesländern noch nicht abgeschlossen ist. Bis zur bundeseinheitlichen Regelung hat das rheinland-pfälzische
Ministerium der Justiz vorläufige Regelungen getroffen, wonach keine Erhöhung des Taschengelds für nicht arbeitende Gefangene
infolge der Erhöhung des Entgelts für die Pflichtarbeit erfolgt. Das Ministerium beabsichtigt nicht, diese Regelung bis zur bundes-
einheitlichen Regelung abzuändern.

16. Ausweisung wegen angeblicher Au-pair-Tätigkeit konnte verhindert werden

Eine polnische Staatsangehörige, die sich besuchsweise bei einer deutschen Familie aufhielt, war in den Verdacht geraten, ohne Ge-
nehmigung eine Au-pair-Tätigkeit ausgeübt zu haben. Es erging eine Ausreiseverfügung, die jedoch aufgrund der Eingabe aufge-
hoben wurde. Der Besuchsaufenthalt konnte daher wie vorgesehen beendet werden.

17. Bitte um Duldung bis zum Abschluss eines Asylfolgeverfahrens konnte entsprochen werden

Eine türkische Familie begehrte die Duldung bis zum Abschluss eines bei Gericht anhängigen Asylfolgeverfahrens, obwohl dieses
keine aufschiebende Wirkung hat. Da das Verwaltungsgericht eine medizinische Begutachtung der Ehefrau beschlossen hatte, ver-
längerte die Kreisverwaltung die Duldung.

18. Keine staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen, wenn Äußerungen durch die Pressefreiheit gedeckt sind

Ein Petent beschwerte sich, weil die Staatsanwaltschaft auf seine Anzeige hin keine öffentliche Klage gegen eine Rundfunkanstalt
erhoben hatte. Gegenstand der Anzeige war der folgende Satz, der im Rahmen einer Moderation gefallen war: „Die NPD will zurück
zum Dritten Reich. Doch ohne Konten geht es nicht.“ Die Staatsanwaltschaft orientierte sich bei der Bearbeitung der Anzeige an
einem Urteil des Landgerichts Mainz, wonach Äußerungen dieser Art zwar einen Eingriff in das Persönlichkeitsrecht darstellen,
aber durch die Pressefreiheit als Unterfall der grundrechtlich geschützten Meinungsfreiheit gedeckt sind. Auch das Ministerium der
Justiz sah keine Veranlassung, die Staatsanwaltschaft im Sinne des Petenten anzuweisen.

19. Mitwirkung

Eine Studentin hatte Wohngeld beantragt. Sie beschwerte sich über die in diesem Zusammenhang von der zuständigen Dienststelle
geforderten Nachweise und Unterlagen. 

Aufgrund der Eingabe legte die Petentin die geforderten Unterlagen vor, ihr konnte schließlich Wohngeld gewährt werden.

20. Versorgungsausgleich nach Scheidung

Fragen des Versorgungsausgleichs nach einer Ehescheidung waren im Berichtsjahr wiederholt Gegenstand von Eingaben. 

Ein Petent wandte sich an den Bürgerbeauftragten, weil das Ruhegehalt seines überlebenden Elternteils aufgrund der Scheidung um
nahezu 53 % gekürzt wurde. Er verwies darauf, dass der ausgleichsberechtigte Elternteil inzwischen verstorben ist und zuvor trotz
der Scheidung von seinem überlebenden Elternteil betreut wurde. 

Die angestrebte Verringerung der Kürzung des Ruhegehaltes konnte nicht erreicht werden. Die zuständige Verwaltung wies zu
Recht darauf hin, dass das Bundesverfassungsgericht die Verfassungsmäßigkeit der einschlägigen Regelungen bestätigt hat. Weiter-
hin ergaben die Ermittlungen, dass seitens des Bundesministeriums der Justiz in absehbarer Zeit keine Änderung der einschlägigen
Vorschriften beabsichtigt ist.
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21. Rechenschwäche

Bei dem elfjährigen Sohn einer Petentin war es wegen der bei ihm bestehenden Dyskalkulie (Rechenschwäche) zu erheblichen schu-
lischen Schwierigkeiten gekommen.

Aufgrund einer Eingabe beim Bürgerbeauftragten konnte erreicht werden, dass wegen einer nunmehr festgestellten drohenden see-
lischen Behinderung die zuvor abgelehnten Kosten für die Förderung des Sohns der Petentin befristet übernommen wurden.

22. Petentin muss Steuerschulden des verstorbenen Ehemanns nicht übernehmen

Eine Petentin beklagte, dass sie seitens des Finanzamts für Steuerschulden ihres zwischenzeitlich verstorbenen Ehemanns heran-
gezogen wurde.

Im Rahmen des Petitionsverfahrens wurde der Petentin ein Gespräch mit dem Finanzamt vermittelt. Daher wurde ihr die Mög-
lichkeit aufgezeigt, einen Aufteilungsbescheid zu beantragen. Danach können Gesamtschuldner, die zusammen zur Einkommen-
steuer veranlagt worden sind, beantragen, dass die Vollstreckung dieser Steuern jeweils auf den Betrag beschränkt wird, der nach
der Aufteilung noch auf sie entfällt. Die Petentin hat den entsprechenden Antrag gestellt. Bei Aufteilung der Gesamtschuld entfällt
keine Steuernachzahlung auf sie. Dem Anliegen konnte damit entsprochen werden. 

23. Darstellung von Gewalt in einem TV-Film

Auf die der Eingabe zugrunde liegende Beschwerde hin hat das ZDF gegenüber der Staatskanzlei eingeräumt, dass die fragliche
Sendung aus jugendschutzrechtlicher Sicht bereits zum Zeitpunkt der Erstausstrahlung Anlass zur Kritik gegeben habe. Die Sendung
sei auf die Bedenken des ZDF-Jugendschutzbeauftragten an der betreffenden Stelle gekürzt und in einer abgemilderten Version
wiederholt worden.

Bei der Erstsendung habe es sich aus der Sicht des ZDF um einen Ausnahmefall gehandelt, bei dem im Programm des ZDF die
Jugendschutzgrenze überschritten worden sei. Auch nach dem Selbstverständnis des ZDF seien die Belange des Jugendschutzes in
den Programmen selbstverständlich zu beachten. Ein Programm, das den Anspruch erhebe, von kulturellem Verantwortungsbe-
wusstsein und Menschlichkeit getragen zu sein, müsse gerade auch den Schutz der Menschenwürde und damit den Forderungen
des Jugendschutzes entsprechen. Nach diesen und weiteren Ausführungen hat sich die Petentin nicht mehr gemeldet. 

24. In der JVA kann kein Marihuana ausgegeben werden

Ein Petent, der sich wenige Wochen als Untersuchungshäftling in einer JVA befunden hatte, beklagte, er habe nicht die benötigten
Medikamente erhalten, weshalb er tagelang unter asthmatischer Atemnot sowie starken Kopfschmerzen gelitten habe. Die daraufhin
eingeleiteten Ermittlungen ergaben, dass der Petent die Abgabe von Marihuana verlangt hatte. Der behandelnde Arzt sah sich nicht
in der Lage, diesem Ansinnen zu entsprechen. Ein stattdessen verschriebenes Arzneimittel lehnte der Petent ab.

25. Einbürgerungsbewerber muss nicht in jedem Fall den Abschluss des Ausbürgerungsverfahrens abwarten

Dem Einbürgerungsantrag eines kroatischen Staatsangehörigen war zunächst nicht entsprochen worden, da er noch nicht aus der
kroatischen Staatsangehörigkeit entlassen worden war. Er machte geltend, dass er gegen die Ablehnung seines Ausbürgerungsan-
trags Klage erhoben hatte. Er hielt es jedoch nicht für zumutbar, dieses Verfahren abzuwarten, da es laut Mitteilung des kroatischen
Verwaltungsgerichts mehrere Jahre dauern könnte. Die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion Trier schloss sich dieser Ansicht
an und stimmte dem Vollzug der Einbürgerung unter Hinnahme dauernder Mehrstaatigkeit zu.

26. Mutter von zwei kleinen Kindern muss Ersatzfreiheitsstrafe nicht verbüßen

Eine Petentin begehrte, dass von der Vollstreckung einer Ersatzfreiheitsstrafe abgesehen werden möge und machte geltend, dass sie
Mutter von zwei Jahre alten Zwillingen ist. Außerdem wies sie auf ihre finanzielle Situation hin, die zu Problemen bei der Zahlung
der verhängten Geldstrafe führte. Aufgrund der besonderen persönlichen Situation nahm die Staatsanwaltschaft die Ladung zum
Strafantritt zurück, stundete den noch offenen Restbetrag der Geldstrafe für einige Monate und gewährte anschließend Raten-
zahlungen in der von der Petentin angebotenen Höhe.

27. Markierung von Wanderwegen

Ein Petent beschwerte sich über den von der Wanderkarte des Landesvermessungsamts Rheinland-Pfalz abweichenden Verlauf eines
Wanderwegs und fehlende Markierungen.

Das Landesvermessungsamt hat festgestellt, dass die Beschwerden des Petenten zutreffen. Es wurde infolge der Beschwerden eine
engere Zusammenarbeit mit den für die Beschilderung zuständigen Wandervereinen veranlasst. Aufgrund des fünfjährigen Fort-
führungsturnus für Wanderkarten ist eine aktuelle Darstellung des Wegeverlaufs nicht in jedem Fall möglich. Aufgrund der abge-
sprochenen Zusammenarbeit ist dafür Sorge getragen, dass das Landesvermessungsamt bei der Informationsbeschaffung von den
Wandervereinen unterstützt wird. Daher konnte die Eingabe einvernehmlich erledigt werden.
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28. Auf Wunsch konnte Verlegung auf einen Gemeinschaftsraum erfolgen

Ein Gefangener begehrte die Verlegung auf eine Gemeinschaftszelle und machte geltend, ein erhöhtes Mitteilungs- und Ansprache-
bedürfnis bezüglich seiner Probleme zu haben. Es war möglich, ihn seinem Wunsch entsprechend in einen Gemeinschaftshaftraum
zu verlegen.

29. Maßnahmen gegen das Einschmuggeln von Drogen sind gerechtfertigt

Eine Gefangene beschwerte sich über besondere Maßnahmen wie Trennscheibenbesuch, Briefzensur, Telefonate nur vom Sozial-
dienst aus sowie eine Sichtblende vor dem Fenster. Diese Maßnahmen waren erforderlich geworden, weil die JVA festgestellt hatte,
dass die Petentin Ausgeherinnen veranlasst hatte, beim Ausgang Rauschgift in Empfang zu nehmen und in die Anstalt einzu-
schmuggeln. Da zudem von der Petentin abverlangte Urinkontrollen positive Ergebnisse erbracht hatten, sah die JVA keine Ver-
anlassung, die angeordneten Maßnahmen abzusetzen.

30. In Ausnahmefällen kann von der Abschiebung trotz begangener Straftat abgesehen werden

Ein Petent, der wegen einer Straftat zu einer Freiheitsstrafe verurteilt worden war, begehrte, dass von seiner Ausweisung abgesehen
werden möge. Im Zuge des Petitionsverfahrens gelangte die zuständige Kreisverwaltung zu der Ansicht, dass ihm aufgrund seiner
familiären Situation nochmals eine Chance für einen straffreien Aufenthalt im Bundesgebiet eingeräumt werden solle. Es wurde
daher von einer Ausweisung abgesehen.

31. Schutzmaßnahmen in der Nacht zum 1. Mai

Ein Bürger befürchtete aufgrund von Vorkommnissen in früheren Jahren, dass es in der Nacht zum 1. Mai zu Übergriffen auf sein
Anwesen kommen könnte. Aufgrund der Eingabe wurde die dienstverrichtende Dienstgruppe der zuständigen Polizeiinspektion
für die Einsatzlage sensibilisiert und personell verstärkt, wobei insbesondere auch das Anwesen des Petenten mehrfach beobachtet
wurde. Tatsächlich ist es zu keinerlei Störungen gekommen.

32. Duldungsverlängerung wegen Ausbildung

Ein angolanischer Staatsangehöriger, der bereits als Minderjähriger ins Bundesgebiet eingereist war, begehrte eine Duldungsver-
längerung im Hinblick auf eine beabsichtigte Ausbildung. Nachdem die Kreisverwaltung festgestellt hatte, dass die beabsichtigte
Ausbildung im entwicklungspolitischen Interesse liegt, verlängerte sie die Duldung.

33. Duldungsverlängerung bei Weiterwanderung

Entsprochen werden konnte dem Anliegen einer bosnischen Familie, die im Hinblick auf ein anhängiges Weiterwanderungsver-
fahren nach Australien eine Duldungsverlängerung begehrte.

34. Rückwirkende Feststellung einer Schwerbehinderung

Ein Petent wollte mit seiner Eingabe eine Erhöhung des bei ihm festgestellten Grades der Behinderung erreichen. Im Rahmen des
Verfahrens wurden der zuständigen Dienststelle auch ältere ärztliche Gutachten vorgelegt. Schließlich konnte erreicht werden, dass
der Grad der beim Petenten festgestellten Behinderung rückwirkend ab November 1998 auf 70 erhöht wurde. Weiterhin wurde
dem Petenten rückwirkend ab 1995 das Merkzeichen „G“ zuerkannt und der damals auf 40 festgestellte Grad der Behinderung rück-
wirkend auf nunmehr 60 angehoben.

35. Schulinternat für unheilbar kranken Heranwachsenden

Eine Petentin wandte sich wegen der Übernahme der Kosten für ein Internat mit Schule für ihren 16-jährigen, unheilbar ekrankten
Enkelsohn an den Bürgerbeauftragten. Ihrem Wunsche konnte aufgrund der Eingabe entsprochen werden. 

36. Fiktive Trennung nicht nötig

Ein Petent war nach jahrzehntelanger Tätigkeit im Bereich von Aus- und Schaustellungen sehr schwer erkrankt. Sein gesamtes für
seine Altersvorsorge vorgesehenes Vermögen musste zur Begleichung der Schulden verwertet werden. Wegen der zunächst abge-
lehnten Hilfe zum Lebensunterhalt hatte sich seine Ehefrau nach außen hin von ihm getrennt, um damit die Voraussetzungen für
die Hilfe zu schaffen.

Aufgrund der Eingabe wurde der zuständigen Verwaltung erstmals die schwere Erkrankung des Petenten bekannt. Nach einem
Hausbesuch wurde laufende Hilfe zum Lebensunterhalt sowie ein besonderer Mietzuschuss bewilligt. Das Ehepaar lebt weiter zu-
sammen.

37. Differenzierte Darlegung half weiter

Entsprechend einer Empfehlung des Bürgerbeauftragten führte eine Petentin ein so genanntes Pflegetagebuch und legte im
Einzelnen dar, welcher Hilfebedarf bei ihrem Ehemann, der einen Schlaganfall erlitten hatte, vorliegt. Damit konnte im Ergebnis
erreicht werden, dass die Voraussetzungen für Leistungen nach Pflegestufe III des Pflege-Versicherungsgesetzes bejaht wurden. 
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38. Beseitigung von Straßenschäden

Wegen der von Straßenschäden ausgehenden Lärmbelästigung bat der Petent um Beseitigung einer Querrinne. Nachdem die Schad-
stelle umgehend beseitigt wurde, konnte die Eingabe einvernehmlich abgeschlossen werden.

39. Duldungsverlängerung wegen bevorstehender Operation eines Kindes

Eine ausreisepflichtige Familie aus dem Kosovo begehrte eine Duldungsverlängerung wegen der erforderlichen Operation eines
Kindes. Die Kreisverwaltung hatte daraufhin die Duldung für die Mutter und zwei Kinder verlängert, während der Vater unter Ge-
währung von Rückkehrhilfe bereits vorab ausreiste.

40. Eheschließung mit einer kongolesischen Staatsangehörigen konnte ermöglicht werden

Ein deutscher Staatsangehöriger beabsichtigte, eine kongolesische Staatsangehörige zu heiraten. Hierbei trat eine Verzögerung ein,
da die Beschaffung der erforderlichen Dokumente aus dem Kongo zeitaufwändig war. Die Kreisverwaltung erklärte sich bereit, die
Duldung entsprechend zu verlängern, sodass die Eheschließung erfolgen konnte. 

41. Kostenübernahme für Rollstuhlzubehör

Aufgrund einer Eingabe konnte erreicht werden, dass die nach einer schweren Lungenkrankheit größtenteils auf einen Rollstuhl
angewiesene Petentin von der Krankenkasse das für die Nutzung ihres Rollstuhls notwendige Regencape und einen Schlupfsack er-
hielt. Die Eingabe konnte einvernehmlich abgeschlossen werden.

42. Führerscheinstelle fordert augenärztliches Gutachten

Ein Petent beschwerte sich über die Aufforderung der Führerscheinstelle, ein augenärztliches Gutachten vorzulegen. Für den Fall
der Nichtvorlage wurde dem Petenten der Entzug der Fahrerlaubnis angedroht.

Dem Petenten war wegen einer Geschwindigkeitsüberschreitung ein Verwarnungsgeld von 30,– DM auferlegt worden. Seinen da-
gegen eingelegten Einspruch begründete er mit dem aus seiner Sicht „heimtückischen Anblitzen aus dem Hinterhalt“. Wegen einer
Augenfehlstellung, die augenärztlich bestätigt werden könne, sei er durch das frontale, direkt ins rechte Auge reflektierte Anblitzen
aus einem „total abgeschatteten Areal“ dermaßen erschreckt worden, dass er beide Augen unwillkürlich für mehrere Sekunden
schließen musste. Der Petent führte hierzu weiter aus, dies habe aus seiner Sicht durchaus zu einer Verkehrsgefährdung geführt. 

Aufgrund dieser Einlassungen des Petenten ordnete die Führerscheinstelle ein augenärztliches Gutachten an. Die Kreisverwaltung
sah auch im Rahmen des Petitionsverfahrens keine Möglichkeit, hierauf zu verzichten, da die Maßnahme aus dortiger Sicht im be-
sonderen öffentlichen Interesse begründet ist. Es müsse nämlich mit der Möglichkeit gerechnet werden, dass durch die Teilnahme
des Petenten am motorisierten Straßenverkehr die Verkehrssicherheit und Leben und Gesundheit anderer Verkehrsteilnehmer ge-
fährdet werden. Aus Sicht der Kreisverwaltung können die durch die eigene Aussage des Petenten entstandenen Zweifel nur durch
die Vorlage eines augenärztlichen Gutachtens ausgeräumt werden. Auch die Einlassung des Petenten, der im Rahmen des Ein-
spruchsverfahrens gegen das Verwarnungsgeld von ihm vorgebrachte Sachverhalt sei nicht zutreffend, konnte hieran nichts ändern.
Die Eingabe musste daher nicht einvernehmlich abgeschlossen werden.

43. Niederschlagung von Rundfunkgebühren

Eine sozialpädagogische Wohngemeinschaft begehrte im Namen einer Mitbewohnerin den Erlass einer Gebührenforderung in
Höhe von 423,75 DM zuzüglich Säumniszuschlag und Rücklastschriftkosten. Diese Forderung war entstanden, da die Petentin es
versäumte, rechtzeitig einen neuen Befreiungsantrag zu stellen.

Auf die Bitte des Bürgerbeauftragten hin erklärte sich der Südwestrundfunk dazu bereit, in Anbetracht der finanziellen Situation
der Petentin die Forderung ohne Anerkennung einer Rechtspflicht niederzuschlagen.

44. Änderung eines Bebauungsplanes

Die Petentin hatte im Rahmen eines Bauleitplanverfahrens Fragen aufgeworfen beziehungsweise Anregungen vorgetragen. Im Laufe
des Petitionsverfahrens hat die Verwaltung die Fragen jeweils zur Zufriedenheit der Petentin beantwortet. Auch die Anregungen
wurden, soweit möglich, berücksichtigt.

45. Rückwirkende Befreiung von der Versicherungspflicht

Eine Petentin beschwerte sich über die Aufforderung der Landwirtschaftlichen Alterskasse, Beiträge zur Landwirtschaftlichen
Alterskasse für mehrere Jahre nachzuzahlen. Sie teilte mit, aus ihrer Sicht habe ein Befreiungstatbestand für den gesamten Zeitraum
bestanden, da sie Rentenversicherungsbeiträge an die BfA gezahlt habe. Hierauf habe sie bereits 1995 hingewiesen, ihr sei jedoch
versehentlich eine Befreiung nach den falschen Vorschriften gewährt worden, die zwischenzeitlich aufgehoben wurde. Im Rahmen
des Petitionsverfahrens wurde ein Befreiungsbescheid rückwirkend ab 1. Januar 1995 erlassen. Es wurde anerkannt, dass die Petentin
im Jahr 1995 nicht endgültig, sondern irrtümlich nur befristet von der Versicherungspflicht befreit wurde.
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46. Beschwerde gegen die Installation eines Vorkassengerätes

Der Petent war nicht damit einverstanden, dass die Stadtwerke auf seinem Wohn- und Gewerbegrundstück einen beglaubigten
Stromzähler mit einem bargeldlosen Vorkassengerät installiert haben. Elektrische Energie wird mit einem Chipschlüssel freige-
geben, der vorher bei der Kasse der Stadtwerke für die dort gezahlte Lademenge aufgeladen wird. Über diesen Zähler wird auch der
Wasserverbrauch des Petenten abgerechnet.

Die Stadtwerke begründeten diese Vorgehensweise damit, dass der Petent in der Vergangenheit mehrfach Zahlungsrückstände auf-
laufen ließ und auch Ratenzahlungsvereinbarungen nicht eingehalten hat. Auch kommen hierdurch lediglich zusätzliche monat-
liche Kosten in Höhe von 6,– DM auf den Petenten zu. Der Beschwerde des Petenten konnte deshalb nicht abgeholfen werden.

47. Vollzug der Wassergesetze

Die Petentin wollte mit ihrer Eingabe erreichen, dass die untere Wasserbehörde hinsichtlich der von ihrem Nachbarn entlang eines
Baches errichteten Bauwerke vorgeht, da hierdurch nach Ansicht der Petentin im Hochwasserfall ihr eigenes Grundstück beein-
trächtigt werde.

Als Ergebnis einer Ortsbesichtigung erteilte die Verwaltung dem Nachbarn zwar die wasserrechtliche Genehmigung für einen Holz-
steg. Gleichzeitig hat die untere Wasserbehörde gegenüber dem Nachbarn der Petentin aber auch angeordnet, bis zu einem gewissen
Zeitpunkt einen Hühnerstall sowie die Erhöhung eines Zauns zu beseitigen. Mit dieser Vorgehensweise konnte das Anliegen der
Petentin erfüllt werden.

48. Gefangene können ihre Schuhe mit eigenen Geldmitteln röntgen lassen

Ein Gefangener wollte seine Schuhe röntgen lassen. Nachdem ein Angehöriger die hierfür erforderlichen Kosten zweckgebunden
eingezahlt hatte, konnte seinem Wunsch entsprochen werden.

49. Gefangene können zu den Haftkosten herangezogen werden, wenn sie verschuldet ohne Arbeit sind

Ein Gefangener, der während eines bestimmten Zeitraums als „verschuldet ohne Arbeit“ geführt wurde, beanstandete, dass er für
diese Zeit zu den Haftkosten herangezogen werden sollte. Nach der Verordnung über Kosten im Bereich der Justizverwaltung be-
steht grundsätzlich ein Anspruch des Staates gegen die Gefangenen auf Begleichung der Kosten der Vollstreckung. Diese Kosten
werden nicht erhoben, wenn Gefangene die ihnen zugewiesene oder ermöglichte Arbeit verrichten oder ohne ihr Verschulden nicht
arbeiten. Hieraus folgt im Umkehrschluss, dass Gefangene, die ihrer Arbeitspflicht schuldhaft nicht nachkommen, zu den Haft-
kosten herangezogen werden können. Die Vorgehensweise der hierfür zuständigen Staatsanwaltschaft war daher im vorliegenden
Falle nicht zu beanstanden.

50. Kassetten für Englisch-Sprachkurs können genehmigt werden

Ein Gefangener begehrte die Genehmigung von Englisch-Kassetten, die er dringend zur Vorbereitung seiner Abiturprüfung be-
nötigte. Seinem Anliegen konnte entsprochen werden.

51. Die Korrespondenz von Gefangenen hat grundsätzlich in deutscher Sprache zu erfolgen

Ein Insasse einer Jugendstrafanstalt begehrte, mit seinen Eltern auf Polnisch zu korrespondieren. Die Strafanstalt sah sich nicht in
der Lage, seinem Wunsch zu entsprechen, da nach den geltenden Bestimmungen der Schriftwechsel aus Gründen der Sicherheit
oder Ordnung der Anstalt überwacht werden kann und daher Schreiben einbehalten werden können, wenn sie ohne zwingenden
Grund in einer fremden Sprache abgefasst sind. Im konkreten Einzelfall ging die Anstalt davon aus, dass die Eltern des Petenten in
der Lage sind, deutsch zu lesen und zu schreiben, da sie seit zwölf Jahren in Deutschland leben und im Besitz der deutschen Staats-
angehörigkeit sind. Darüber hinaus sind Telefon- und Besuchskontakte mit den Eltern möglich.

52. Aus gesundheitlichen Gründen konnte eine weitere Freistunde gewährt werden

Ein Gefangener begehrte eine weitere Freistunde und machte geltend, der HNO-Arzt habe ihm einen möglichst langen Aufenthalt
in der Sonne empfohlen. Altersbedingt könne er weder am Sport teilnehmen noch zur Arbeit gehen. Dem Petenten werden auf-
grund seiner besonderen Situation werktäglich jeweils vor- und nachmittags eine Stunde sowie an Wochenenden eineinhalb Stunden
Aufenthalt im Freien gewährt. Ein darüber hinausgehender Aufenthalt im Freien erwies sich aus medizinischer Sicht als nicht er-
forderlich.

53. Probleme beim Wäschetausch konnten beseitigt werden

Ein Gefangener hatte den Tausch seiner kaputten Socken beantragt und eine Schadensmeldung unterschrieben. Er beklagte sich,
dass er erneut kaputte Socken erhalten hatte, obwohl das Geld bereits von seinem Konto abgebucht worden war. Aufgrund der
Eingabe konnten ihm neue Socken ausgehändigt werden.
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54. Kurzfristige Urlaubsgewährung war möglich

Ein Gefangener beanstandete, dass er einen bereits bewilligten Urlaub nicht antreten konnte, weil angeblich das Fahrgeld nicht zur
Verfügung stand. Es stellte sich heraus, dass seine Angehörige, die das Geld überwiesen hatte, versehentlich die Angabe seines
Namens vergessen hatte. Nachdem der Geldbetrag zugeordnet werden konnte, wurde ihm kurzfristig Urlaub gewährt.

55. Geringes Arbeitstempo kann Disziplinarmaßnahmen rechtfertigen

Ein Gefangener beschwerte sich über eine Disziplinarmaßnahme, die gegen ihn verhängt wurde, da er zu langsam gearbeitet habe.
Er ist der Ansicht, dass dies nicht der Fall gewesen sei. Die Ermittlungen ergaben, dass der Petent die ihm zugewiesene Arbeit nicht
weisungsgemäß ausgeführt hat. Nach fünfeinhalb Arbeitsstunden hatte er lediglich 35 Werkstücke gefertigt, während das Tages-
pensum auf 650 Stück festgesetzt ist. Hierbei handelte es sich um einfache Arbeiten, die keine Vorkenntnisse und lediglich eine
kurze Einweisungszeit erfordern. Die JVA sah daher die verhängte Maßnahme als gerechtfertigt an.

56. Hochbegabtenförderung

Eine Mutter wandte sich wegen der Übernahme der Kosten für die Internatsunterbringung ihres hochbegabten und verhaltens-
schwierigen Sohnes an den Bürgerbeauftragten. 

Aufgrund der Eingabe konnte dem Anliegen entsprochen werden. Die zuständige Kreisverwaltung traf diese Entscheidung wegen
des bevorstehenden Beginns des neuen Schuljahrs innerhalb kürzester Zeit.

57. Die Polizei kann nur eigene Wahrnehmungen protokollieren

Eine Bürgerin hatte die Polizei zu Hilfe gerufen, weil auf ihrem Nachbargrundstück unzulässige Arbeiten an einem Kraftfahrzeug
durchgeführt wurden. Sie beanstandete, dass in dem polizeilichen Bericht nicht erwähnt wurde, dass dort Lackierarbeiten durch-
geführt worden seien und begehrte, den Bericht entsprechend zu ergänzen. Die Polizeibeamten hatten zwar festgestellt, dass
Arbeiten an einem Kraftfahrzeug durchgeführt wurden, konnten jedoch keine Feststellungen dazu treffen, ob Lackierarbeiten
durchgeführt worden waren. Sie konnten daher auch nicht in ihren Bericht aufnehmen, dass solche Arbeiten durchgeführt worden
seien.

58. Die Zuweisung in ein bestimmtes Bundesland ist zu beachten

Die Petenten, die als jugoslawische Staatsangehörige ashkalischer Volkszugehörigkeit weiterhin zu dulden sind, begehrten, im Land
Rheinland-Pfalz bleiben zu können, da sie dort eine Arbeitsstelle gefunden haben und die Kinder die Schule besuchen. Sie waren
allerdings im Jahre 1991 mit rechtskräftiger Zuweisungsentscheidung dem Land Thüringen zugewiesen worden. Sie leisteten dieser
Zuweisung keine Folge, sondern hielten sich unter falschen Personalien weiterhin in Rheinland-Pfalz auf. Da sie aus ihrem fehler-
haften Verhalten keinen Vertrauensschutz herleiten können, wurde eine Umverteilung nach Rheinland-Pfalz abgelehnt. Dies be-
deutet, dass die Petenten ihren Aufenthalt in Thüringen nehmen müssen.

59. Anerkennung als Spätaussiedler erlischt bei Ausreise aus dem Bundesgebiet

Eine Spätaussiedlerin war im September 1993 aufgrund eines Aufnahmebescheids mit ihrem Ehemann in die Bundesrepublik ein-
gereist. Ihr Ehemann kehrte im Januar 1994 ins Herkunftsland zurück. Die deutsche Botschaft stellte daraufhin im Jahre 1998 den
Verlust der Rechtsstellung als Deutscher fest. Hinzu kommt, dass der Ehemann zwischenzeitlich der deutschen Botschaft eine
Heiratsurkunde vorgelegt hat, aus der sich ergibt, dass er mit einer kasachischen Staatsangehörigen verheiratet ist. Die zuständige
Kreisverwaltung sieht keine Möglichkeit, ihm aufgrund des damaligen Aufnahmebescheids ein Aufenthaltsrecht zu gewähren.

60. Neuanfang durch Erlass von Steuerschulden

Den Erlass seiner Steuerschulden in Höhe von rund 16 000,– DM begehrte ein Petent. Er bot eine einmalige Zahlung von 4 000,– DM
an. Er machte geltend, dass er sich aufgrund verschiedener Schicksalsschläge, unter anderem wurde er Opfer eines Raubüberfalls,
noch heute in fachärztlicher Behandlung befinde und zusätzlich wegen des Entzugs seiner Gewerbeerlaubnis nicht in der Lage sei,
Einkünfte zu erzielen. Lediglich ein Betrag von 4 000,– DM könne von ihm aufgebracht werden. Durch den Erlass der restlichen
Steuerschulden erhoffte er sich einen neuen Start in das Berufsleben, während er andererseits voraussichtlich auf Dauer ohne Er-
werbstätigkeit bleiben werde. Das Finanzamt ist auf das Angebot des Petenten eingegangen. Die Eingabe konnte einvernehmlich
abgeschlossen werden.

61. Eigenmächtige Wohnsitzverlegung im Asylverfahren ist nicht zulässig

Eine Familie, die Asyl beantragt hat, hatte eigenmächtig ihren Wohnsitz von einer Gemeinde des Landkreises in die Kreisstadt ver-
legt, da der Ehemann dort eine Arbeit gefunden hat. Sie hielt es nicht für zumutbar, dass der Ehemann wegen der schlechten Ver-
kehrsverbindungen nur an den Wochenenden zu Hause sein kann. Die Kreisverwaltung war nicht bereit, der Wohnsitzverlegung
zuzustimmen, und wies darauf hin, dass eine gleichmäßige Verteilung von Asylbewerberinnen und Asylbewerbern auf den gesamten
Landkreis erfolgen müsse. Diese wäre nicht mehr gewährleistet, wenn aus einer Beschäftigung in der Kreisstadt ein Anspruch auf
Umverteilung hergeleitet würde. 
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62. Heimatnahe Unterbringung eines Koma-Patienten

Die Mutter eines 31-jährigen Koma-Patienten wandte sich wegen dessen Verlegung in eine Einrichtung in der Nähe ihres Wohn-
orts an den Bürgerbeauftragten.

Die Ermittlungen ergaben, dass der Sohn der Petentin nach einer Behandlung in einem Krankenhaus in der Eifel zur Rehabilitation
in eine Klinik in Nordhessen verlegt wurde. Von dort wurde er im Frühjahr 1994 in eine Therapie- und Pflegeeinrichtung südlich
von Bremen verlegt. 

Aufgrund der Eingabe konnte nach längerem Bemühen erreicht werden, dass der Sohn der Petentin in ein Pflegezentrum in der
Nähe ihres Wohnorts aufgenommen wurde.

63. Eingliederung in den Arbeitsmarkt

Aufgrund einer Eingabe wegen der Gewährung von Hilfe zum Lebensunterhalt konnte erreicht werden, dass ein Petent im Rahmen
des Programmes „Arbeit statt Sozialhilfe“ einen Arbeitsplatz fand. Die bei ihm bestehenden finanziellen Engpässe konnten beseitigt,
seine Krankenversicherung sichergestellt werden.

64. Duldungsverlängerung wegen psychiatrischer Behandlung

Eine Petentin begehrte im Hinblick darauf, dass sie sich in psychiatrischer Behandlung befindet, eine Verlängerung ihres Bleibe-
rechts. Da aufgrund eines amtsärztlichen Gutachtens bei ihr Traumatisierung und Suizidgefährdung festgestellt wurde, hat die Kreis-
verwaltung die Duldung verlängert.

65. Differenzierte Darlegung half weiter

Entsprechend einer Empfehlung des Bürgerbeauftragten führte eine Petentin ein so genanntes Pflegetagebuch und legte im
Einzelnen dar, welcher Hilfebedarf bei ihrem Ehemann, der einen Schlaganfall erlitten hatte, vorliegt. Damit konnte im Ergebnis
erreicht werden, dass die Voraussetzungen für Leistungen nach Pflegestufe III des Pflege-Versicherungsgesetzes bejaht wurden. 

66. Ausstellen eines Duplikats des Gesellenbriefs

Ein Petent begehrte eine Zweitausfertigung seines abhanden gekommenen Gesellenbriefs und beschwerte sich über die Dauer der
Bearbeitung bei der zuständigen Handwerkskammer. Es stellte sich heraus, dass die Verzögerung sich daraus ergab, dass bei der
Handwerkskammer aus nicht nachvollziehbaren Gründen die Ergebnisniederschriften für die Gesellenprüfung des entsprechenden
Prüfungstermins nicht vorlagen. Die Handwerkskammer konnte jedoch, nachdem sie die entsprechende Kreishandwerkerschaft
eingeschaltet hatte, die gewünschten Unterlagen aushändigen, sodass dem Anliegen des Petenten entsprochen werden konnte.

67. Leistungen an Asylbewerber

Ein Ehepaar wandte sich an den Bürgerbeauftragten, weil die Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz gekürzt worden
waren. Aufgrund der Eingabe wurde festgestellt, dass die Petenten über eine gültige Aufenthaltserlaubnis verfügen. Damit war die
durchgeführte Kürzung zurückzunehmen.

68. Verzicht auf weitere Strafe

Ein Petent beschwerte sich über einen Bescheid des Finanzamts, mit dem ihm Hinterziehungszinsen in Höhe von 35,– DM aufer-
legt wurden. Der Petent hatte aus Unkenntnis versäumt, nach Ausscheiden aus dem Berufsleben aus gesundheitlichen Gründen im
Jahr 1995 den vom Arbeitgeber geleisteten Erstattungsbetrag für verfallene Urlaubsansprüche zu versteuern. Der Petent hatte be-
reits neben der ausstehenden Steuer zuzüglich Zinsen zur Vermeidung eines Strafverfahrens einen Betrag von 150,– DM an den
Sozialdienst katholischer Frauen gezahlt. Er war daher der Ansicht, er habe für sein Versehen genug gebüßt. Im Rahmen des Peti-
tionsverfahrens wurde dem Petenten der Betrag in Höhe von 35,– DM erlassen, sodass die Eingabe einvernehmlich abgeschlossen
werden konnte.

69. Eingliederungshilfe

Die behinderte Tochter einer Petentin leidet an frühkindlichem Autismus. Die Kostenübernahme für die von der Petentin ange-
strebte Behandlung und Förderung ihrer Tochter verzögerte sich immer wieder, weil weitere gutachtliche Klärungen für erforder-
lich erachten wurden. 

Aufgrund der Eingabe übernahm das zuständige Sozialamt im Rahmen der Krankenhilfe nach dem Bundessozialhilfegesetz die
Kosten für die Behandlung durch eine von der Petentin ausgewählte Psychologin/ausgewählten Psychologen. Gleichzeitig wurde
geregelt, dass nach fünf Therapiestunden unter Beiziehung eine Gutachters über die Fortsetzung der Behandlung entschieden
werden soll. Gleichzeitig und unabhängig davon erhält die Tochter der Petentin nunmehr ein Pflegegeld nach dem Bundessozial-
hilfegesetz.
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70. Pferdehaltung auf dem Nachbargrundstück

Eine Petentin wünschte, dass die Pferdehaltung ihrer Nachbarn auf dem Nachbargrundstück untersagt wird. 

Die Überprüfung im Rahmen des Petitionsverfahrens ergab, dass dem Nachbarn eine bauaufsichtliche Genehmigung zum Neubau
eines Dunglagerplatzes erteilt wurde. Die Genehmigung wurde seitens des Bauamtes auf die Dauer der Lebenszeit der zum Zeit-
punkt der Genehmigungserteilung vorhandenen Pferde „Max“ und „Locki“ befristet erteilt. Das Pferd „Locki“ ist zwischenzeitlich
verstorben. Als Ersatzgesellschafter wird von den Nachbarn nun ein Ziegenbock gehalten. Nach dem Tod des noch lebenden
Pferdes, das bereits über 20 Jahre alt ist, ist die bauliche Anlage zu beseitigen. Eine weitere Tierhaltung kann nach dem Tod des
Pferdes weder künftig genehmigt noch geduldet werden. Dem Anliegen der Petentin, eine sofortige Untersagung der Tierhaltung
zu erreichen, konnte aus den genannten Gründen nicht entsprochen werden.

71. Gemeindegebietsänderung

Der Petent wollte mit seiner Eingabe erreichen, dass sein Wohnort, der zurzeit auf dem Gemarkungsgebiet dreier Ortsgemeinden
liegt, insgesamt einer Gemeinde zugeordnet wird. Eine der abgebenden Kommunen lehnte diese Gebietsänderung jedoch ab.

Zwar können aus Gründen des Allgemeinwohls Gebietsänderungen auch gegen den Willen einer Ortsgemeinde durchgeführt
werden. Das Ministerium des Innern und für Sport hat aber im Petitionsverfahren mitgeteilt, dass die Landesregierung keine Ge-
bietsänderung gegen den Willen einer Gemeinde veranlassen wird. Die Eingabe konnte deshalb trotz intensiver Bemühungen des
Bürgerbeauftragten nur nicht einvernehmlich geregelt werden.

Ein nach Abschluss dieser Petition geäußerter neuer Vorschlag des Petenten konnte noch nicht abschließend bearbeitet werden. 

72. Verlängerung einer Ausreisefrist aus besonderen Gründen

In eine besonders schwierige Situation war eine in Deutschland lebende türkische Staatsangehörige durch die Ermordung ihres Ehe-
mannes geraten. Sie begehrte, dass ihre zu diesem Zeitpunkt zu Besuch weilende Schwester für einen längeren Zeitraum bei ihr
bleiben könne. Im Hinblick auf die besonderen Umstände dieses Falles gewährte die Kreisverwaltung nach Ablauf des Besuchs-
visums eine Ausreisefrist von rund fünf Monaten.

73. Neuanfang?

Ein Petent wandte sich gegen die Aufforderung eines Sozialamts, gemeinnützige Arbeiten zu verrichten, an den Bürgerbeauftragten.
Er verwies darauf, dass er sich laufend erfolglos um Arbeitsplätze bemühe. 

Die Ermittlungen ergaben, dass der Petent wegen seiner erheblichen Alkoholabhängigkeit nicht nur keinen Arbeitsplatz auf dem
regulären Arbeitsmarkt findet, sondern auch im Rahmen gemeinnütziger Arbeiten kaum eingesetzt werden kann. Eine vor einiger
Zeit begonnene Therapie hatte der Petent abgebrochen, weil er sich „eingesperrt“ fühlte. Dem Petenten wurde deutlich gemacht,
dass er gegebenenfalls mit einer weiteren Verringerung der ihm gewährten Hilfe rechnen müsse, wenn er wegen seiner Abhängig-
keit weiterhin nicht in der Lage ist, zu seinem Lebensunterhalt beizutragen. Daraufhin teilte der Petent mit, dass er sich nun doch
einer Therapie unterziehen will und bedankte sich für die Bemühungen des Bürgerbeauftragten.

74. Keine Bachpatenschaft für Natur- und Vogelschutzverein

Ein Petent setzte sich für eine Übertragung einer Bachpatenschaft auf einen Natur- und Vogelschutzverein ein. Auch im Rahmen
des Petitionsverfahrens konnte dem Anliegen jedoch nicht entsprochen werden, da die Überprüfung ergab, dass eine Bachpaten-
schaft für den konkreten Gewässerabschnitt nicht freigegeben werden kann. Es handelte sich um einen Seitenarm der Queich, der
bestimmungsgemäß die Hochwasserbelastung der Queich mindern muss. Flachwasserzonen oder ergänzender Bachsaumbewuchs,
wie für eine Bachpatenschaft typisch, konnten im Interesse des Hochwasserschutzes beziehungsweise des Naturraums nicht zuge-
lassen werden.

75. Polizei entschuldigt sich für falsche Mitteilung von der Pressestelle 

Ein Petent beklagte sich über eine von der Pressestelle eines Polizeipräsidiums verbreitete Mitteilung, wonach gegen ihn ein Haft-
befehl wegen des Verdachts der Steuerhinterziehung und Hehlerei erfolgt sei. Tatsächlich war der Haftbefehl wegen Fahrens ohne
Fahrerlaubnis ergangen. Nach Angaben des Polizeipräsidiums beruhte das Versehen darauf, dass von der Führungszentrale eine un-
genaue Lagemeldung an die Pressestelle ergangen war. Das Polizeipräsidium hat den Petenten ausdrücklich um Entschuldigung für
das Versehen gebeten.

76. Aufenthaltsrecht aus humanitären Gründen

Eine Aussiedlerin begehrte, dass ihrem Sohn, der kirgisischer Staatsangehöriger ist, ein Aufenthaltsrecht gewährt wird, da er auf-
grund einer Querschnittslähmung dringend ihrer Hilfe bedürfe. Sie machte geltend, eine ordnungsgemäße Versorgung im Her-
kunftsland sei nicht sichergestellt. Aufgrund dieses Sachverhalts hielt die Kreisverwaltung eine Rückführung ins Herkunftsland
unter humanitären Gesichtspunkten für nicht vertretbar und gewährte ein Aufenthaltsrecht.
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77. Beseitigung einer Bachverengung

Der Petent befürchtete, dass durch die von seinem Nachbarn vorgenommene Befestigung der Böschung der Wasserfluss eines Bachs
verändert und dadurch seine eigene Grundstücksböschung abgetragen werden könnte. Im Laufe des Petitionsverfahrens hat der
Nachbar des Petenten auf Veranlassung der Kreisverwaltung hin die Einengung des Bachbettes beseitigt.

78. Das Zusammenleben eines Ehepaares konnte ermöglicht werden

Ein in Karlsruhe lebender Ausländer begehrte, dass seine im Asylverfahren dem Lande Rheinland-Pfalz zugewiesene Ehefrau bei
ihm wohnen kann. Die zuständige Kreisverwaltung hat der Ehefrau eine entsprechende Ausnahmegenehmigung erteilt, sodass dem
Wunsch entsprochen werden konnte.

79. Großzügige Hilfe 

Eine drogenabhängige Petentin verbüßte nach einem Bewährungswiderruf eine Freiheitsstrafe. Wegen einer Wohnung für sie nach
ihrer Entlassung wandte sie sich an den Bürgerbeauftragten.

Die Ermittlungen ergaben, dass die Petentin und ihr Ehemann, der an einem Methadon-Programm teilnimmt, bisher bei den
Schwiegereltern der Petentin lebten. Der Schwiegervater der Petentin ist inzwischen auf Dauer erkrankt, ihre Schwiegermutter ge-
sundheitlich ebenfalls erheblich beeinträchtigt. Die Schwiegereltern der Petentin sahen sich deswegen nicht mehr in der Lage, ihren
Sohn und die Petentin weiter in ihrer 60 qm großen Wohnung aufzunehmen. Auch die Vermieter von Sozialwohnungen waren
nicht mehr bereit, mit der Petentin oder ihrem Ehemann unmittelbar einen Mietvertrag abzuschließen. Schließlich mietete die Ge-
meindeverwaltung eine angemessene Wohnung an und überließ diese im Rahmen eines Untermietervertrags der Petentin und ihrem
Ehemann.

80. Behindertengerechte Wohnung

Aufgrund der Eingabe erhielt eine Petentin, die wegen einer Erkrankung an einem erheblichen Übergewicht leidet, eine ihren Be-
dürfnissen angemessene, rollstuhlgerechte Wohnung in einer Service-Wohnanlage. 

Die Ermittlungen hatten ergeben, dass die Petentin wegen ihrer Beeinträchtigung ihre bisherige Wohnung seit Jahren nicht mehr
verlassen hatte. Ein ihr gewährter Spezialrollstuhl wurde nicht an sie ausgeliefert, weil dieser in ihrer bisherigen Wohnung wegen
der zu geringen Türbreite nicht genutzt werden konnte. Um ihre bisherige Wohnung verlassen zu können, wäre die Petentin nicht
nur bei einem Notfall auf die Hilfe der Feuerwehr angewiesen gewesen. Der Petentin konnte nicht zuletzt auch deswegen geholfen
werden, weil sie sich aufgrund der Eingabe bereit erklärte, auch eine Wohnung außerhalb der von ihr bisher bevorzugten Stadt-
teile anzunehmen.

81. Herabsetzung der Widerspruchsgebühr

Der Petent hatte gegen eine baurechtliche Verfügung Widerspruch erhoben, der vom Kreisrechtsausschuss als unbegründet zurück-
gewiesen wurde. Die für die Durchführung des Widerspruchsverfahrens festgesetzte Gebühr in Höhe von 360,– DM erschien dem
Petenten zu hoch. Er begehrte eine Korrektur zu seinen Gunsten beziehungsweise zumindest die Einräumung von Ratenzahlungen.
Im Laufe des Petitionsverfahrens hat die Kreisverwaltung im Interesse des Petenten angenommen, dass wegen des Inhalts der an-
gegriffenen bauordnungsrechtlichen Verfügung der Streitwert verringert werden kann. Die Widerspruchsgebühr konnte dann um
125,– DM reduziert werden, womit dem Anliegen des Petenten entsprochen wurde.

82. Sofortige Einbürgerung ist bei besonderen Umständen möglich

In eine missliche Situation war die Tocher ehemals polnischer Staatsangehöriger gekommen, nachdem sich herausgestellt hatte, dass
sie entgegen früherer Annahme die deutsche Staatsangehörigkeit nicht erworben hatte, sodass sie staatenlos wurde. Da sie bis da-
hin in Deutschland gelebt hatte, konnte ihre sofortige Einbürgerung erfolgen.

83. Von der Abschiebung des Ehemanns einer deutschen Staatsangehörigen konnte abgesehen werden

Eine deutsche Staatsangehörige begehrte, dass ihr Ehemann trotz Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe nicht ausgewiesen wurde.
Da die JVA, in der der Ehemann seine Freiheitsstrafe verbüßt, eine positive Stellungnahme abgegeben hat, konnte die zuständige
Kreisverwaltung von einer Ausweisung absehen.

84. Umfassende Hilfe 

Eine allein erziehende Mutter von zwei chronisch kranken heranwachsenden Söhnen wandte sich wegen verschiedener Schwierig-
keiten an den Bürgerbeauftragten. Ihr konnte umfassend geholfen werden. So wurden im Rahmen der Eingliederungshilfe die
Kosten für die Internatsunterbringung des einen Sohnes zum Besuch eines Gymnasiums übernommen. Die der Petentin durch den
Besuch ihres Sohnes in einer entfernt liegenden Klinik entstandenen Fahrkosten wurden ebenso erstattet, wie die Kosten für einen
Makler zur Vermittlung einer Wohnung in einem anderen Bundesland anerkannt wurden.

85. Steuerschätzung statt Haft

Ein Ehepaar wandte sich an den Bürgerbeauftragten mit dem Ziel zu vermeiden, dass das Finanzamt eine gegen sie angeordnete Er-
satzzwangshaft vollstreckt. Diese war angeordnet worden, da die Petenten Steuererklärungen nicht erstellten. Die Petenten machten
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geltend, hierzu nicht in der Lage zu sein, da der beauftragte Steuerberater die erforderlichen Unterlagen im Hinblick auf noch offen
stehende Honorarforderungen nicht herausgibt. Sie regten an, die Steuerschuld auf der Basis der Vorjahre zu schätzen.

Aufgrund der Eingabe wurde vom Vollzug der Zwangshaft abgesehen. Die maßgeblichen Besteuerungsgrundlagen werden geschätzt
werden. Dem Anliegen der Petenten wurde somit entsprochen, sodass die Eingabe einvernehmlich abgeschlossen werden konnte.

86. Krankenversicherung droht Ausschluss aus der Versicherung an

Eine Petentin bat dringend um Unterstützung in der Krankenversicherungsangelegenheit einer von ihr betreuten Sozialhilfeemp-
fängerin. Die Betreute erhält Sozialhilfe, die Krankenversicherungsbeiträge werden vom Sozialamt an die AOK Rheinland-Pfalz
gezahlt. Die Petentin schilderte, dass der Betreuten der Ausschluss aus der Krankenversicherung angedroht worden sei, da es zu
Problemen hinsichtlich der Beitragszahlungen zwischen AOK und der zuständigen Verbandsgemeinde gekommen war. Die
Petentin als Betreuerin hatte aus eigener Tasche 400,– DM an die AOK überwiesen, um den Ausschluss aus der Krankenversiche-
rung zu verhindern. Wegen eines Restbetrags bestanden jedoch weiterhin Differenzen zwischen AOK und Verbandsgemeinde.
Weiter wünschte die Petentin eine Erstattung des von ihr ausgelegten Betrags.

Im Rahmen des Petitionsverfahrens war es trotz der Bemühungen des Bürgerbeauftragten nicht möglich, eine unmittelbare Klärung
zwischen der AOK und der zuständigen Verbandsgemeindeverwaltung herbeizuführen. Letztlich wurde durch die Kreisverwal-
tung, die zwischenzeitlich aufgrund einer Unterbringung der Betreuten zuständig geworden war, veranlasst, dass der Petentin die
400,– DM zurückerstattet wurden. Auch der von der AOK geltend gemachte weitere Rückstand wurde überwiesen, um einen Aus-
schluss aus der Krankenversicherung zu verhindern. Dem Anliegen der Petentin wurde somit durch diese „dritte“ Verwaltung ent-
sprochen, obwohl bis zum Abschluss des Petitionsverfahrens keine abschließende Klärung hinsichtlich der behaupteten Beitrags-
rückstände erfolgte.

87. Genehmigung für vorübergehende Nutzung eines Wirtschaftswegs als Umleitung

Ein Petent wünschte die Erlaubnis, während der Bauarbeiten an einer Brücke im innerörtlichen Bereich landwirtschaftliche Wege
nutzen zu dürfen, um längere Umwege zu vermeiden. Der Petent betreibt unter anderem eine Bäckerei. Er befürchtete außer den
durch die Behinderung der Zufahrt zu seinem Geschäft ohnehin schon gegebenen Beeinträchtigungen weitere Umsatzeinbußen
durch Verzögerungen bei der Auslieferung von Backwaren. Im Laufe des Petitionsverfahrens informierte die zuständige Ver-
bandsgemeindeverwaltung kurzfristig darüber, dass spezielle Umleitungen für Anwohnerinnen und Anwohner und betroffene Ge-
werbetreibende über Wirtschaftswege ausgeschildert werden. Diese müssen somit nicht die überörtliche Umleitung benutzen. Dem
Anliegen des Petenten wurde durch diese Regelung Rechnung getragen.

88. Fortbestand einer Garagenzufahrt

Die Petenten befürchteten bei der weiteren Umsetzung eines Bebauungsplans Probleme bei der Zufahrt zu ihrer Garage. Auf die
Eingabe und Anregung des Bürgerbeauftragten hin hat die Ortsgemeinde nochmals ein Gespräch mit den Petenten gesucht und ge-
führt, im Rahmen dessen eine Regelung der Angelegenheit zur Zufriedenheit der Petenten erzielt werden konnte.

89. Schadenersatz durch das Sozialamt

Ein Rollstuhlfahrer hatte mit seinem Rollstuhl einen Schaden in Höhe von knapp 300,– DM verursacht. Er wandte sich an den
Bürgerbeauftragten, weil seine frühere Anfrage beim zuständigen Sozialamt wegen der Übernahme der Kosten für eine Haft-
pflichtversicherung nicht beantwortet war.

Aufgrund der Eingabe erklärte sich das zuständige Sozialamt bereit, den eingetretenen Schaden zu übernehmen.

90. Eingliederungshilfe 

Der neunjährige Sohn einer Petentin muss wegen eines Krampfleidens laufend Medikamente einnehmen, die seine Aufnahme-
fähigkeit beeinträchtigen. Er besucht eine Grundschule. Aufgrund der Eingabe konnte erreicht werden, dass im Rahmen der Ein-
gliederungshilfe für Behinderte nach dem Bundessozialhilfegesetz die Kosten für eine Integrationshelferin übernommen wurden.

91. Rückwirkende Befreiung von Zuzahlungen für Arzneimittel

Ein Petent beklagte, dass er im Jahr 2000 Zuzahlungen zu den ihm verordneten Medikamenten zahlen musste, obwohl er Sozial-
hilfeempfänger ist. Der Petent hatte es versäumt, für das Jahr 2000 einen entsprechenden Befreiungsantrag zu stellen.

Im Rahmen des Petitionsverfahrens hat die AOK den Petenten rückwirkend von der Zuzahlungspflicht befreit. Sofern bereits eine
Begleichung von Rezeptgebühren erfolgt ist, hat sich die AOK bereit erklärt, nach Vorlage einer Quittung eine Kostenerstattung
vorzunehmen. Die Eingabe konnte einvernehmlich abgeschlossen werden.

92. Erstattung von Taxikosten durch Krankenkasse

Eine Petentin beschwerte sich darüber, dass die AOK für ihren schwer behinderten Enkel Fahr- und Transportkosten nur teilweise
übernommen hat. Im Rahmen des Petitionsverfahrens ergab sich, dass das von der Petentin für den Transport ihres Enkels gewählte
Transportmittel „Rollstuhlbus“ ärztlich nicht verordnet war und somit grundsätzlich nur die Kosten für das Transportmittel
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„Taxi/Mietwagen“ erstattungsfähig waren. Dennoch hat die AOK ausnahmsweise der Petentin die bereits angefallenen Kosten in
voller Höhe erstattet, sodass die Eingabe einvernehmlich abgeschlossen werden konnte.

93. Frischer Wind in die Verhandlungen 

Die Petentin beschwerte sich darüber, dass die Stadt ihr gegenüber nach einem Grundstückskauf im Jahr 1993 noch immer
10 000,– DM vom vereinbarten Kaufpreis zurückbehielt. Ursache hierfür waren Meinungsverschiedenheiten im Hinblick auf die
Gültigkeit einer Abrede außerhalb des Kaufvertrags sowie den Verkauf der im Gebäude vorhandenen Kegelbahn durch die Peten-
tin an einen Dritten nach Abschluss des Kaufvertrags mit der Stadt.

Die Eingabe und die darauf folgende Anfrage des Bürgerbeauftragten nahm die Verwaltung zum Anlass, die Parteien wieder an den
Verhandlungstisch zu bewegen. Im Laufe des Petitionsverfahrens einigte sich die Petentin mit der Stadt dann auf eine Restzahlung
von 6 000,– DM.

94. Schornsteinfegergebühren

Ein Petent wünschte eine Überprüfung seiner Schornsteinfegergebührenrechnung, da nach seinen Feststellungen die Reduzierung
der Gebühr bei Zusammenlegung von Reinigungs- und Messarbeiten, die seit Anfang 2001 gesetzlich vorgesehen ist, nicht berück-
sichtigt wurde.

Die Überprüfung ergab, dass der Bezirksschornsteinfeger diese gesetzliche Neuregelung nicht berücksichtigt hatte. Der zu viel ge-
zahlte Betrag wurde dem Petenten gutgeschrieben. Er wurde außerdem darauf hingewiesen, dass die Möglichkeit besteht, auf
Wunsch eine detaillierte Rechnung zu erhalten. Insgesamt konnte die Eingabe daher einvernehmlich abgeschlossen werden.

95. Berechnung von Erschließungsbeiträgen

Die Petentin war zunächst mit der Berechnung des Beitrags für ihr Grundstück nicht einverstanden. Im Laufe des Petitionsver-
fahrens stellte der Bürgerbeauftragte fest, dass tatsächlich nicht alle beitragspflichtigen Grundstücksflächen berücksichtigt worden
waren. Dies wurde von der Verwaltung korrigiert, was im Falle der Petentin zu einer finanziellen Entlastung von 577,08 DM führte.

96. Duldung minderjähriger Kinder bis zum Abschluss des Asylverfahrens der Mutter

Eine armenische Staatsangehörige begehrte, dass die Duldung für ihre beiden minderjährigen Kinder zumindest so lange verlängert
wird, bis ihr Asylverfahren abgeschlossen ist. Die zuständige Kreisverwaltung entsprach diesem Wunsche.

97. Beihilfe, Lösung auf ungewöhnlichem Weg 

Eine Petentin wandte sich an den Bürgerbeauftragten, weil zwar ihr eigener und der Sanatoriumsaufenthalt ihrer beiden ältesten,
ebenfalls erkrankten Kinder als beihilfeberechtigt anerkannt worden war, aber die Kosten für ihr dreijähriges, nicht behandlungs-
bedürftige Kind nicht übernommen werden sollten.

Die Überprüfungen ergaben, dass die Entscheidung den Vorschriften der Beihilfeverordnung entsprach. Aufgrund der Eingabe
konnte schließlich erreicht werden, dass die Aufwendungen für die Mitnahme des jüngsten Kindes der Petentin anstelle der im vor-
liegenden Falle an sich beihilfeberechtigten Aufwendungen für eine Familien- und Haushaltshilfe zur Versorgung dieses Kindes zu
Hause bis zu einem Betrag von höchstens 66,– DM täglich als beihilfefähig anerkannt wurden.

98. Europaweite Zusammenarbeit zahlt sich aus

Eine österreichische Staatsbürgerin, die seit vielen Jahren in Rheinland-Pfalz lebt und hier auch ihren Lebensabend verbringen will,
wandte sich an den Bürgerbeauftragten, weil sie nach den ihr erteilten Auskünften davon ausgehen musste, dass sie im Fall ihrer
Pflegebedürftigkeit weder Leistungen nach deutschem noch nach österreichischem Recht erhält.

Die Eingabe wurde nach Klärung verschiedener Zusammenhänge vom Bürgerbeauftragten an den Petitionsausschuss des Europäi-
schen Parlaments abgegeben. Dieser hat nunmehr abschließend festgestellt, dass die Petentin nach einem Urteil des Europäischen
Gerichtshofs vom 8. März 2001 auch dann einen Anspruch auf Pflegegeld nach österreichischem Recht hat, wenn sie bei Eintritt
ihrer Pflegebedürftigkeit weiterhin in Deutschland wohnt. Nach einer Rückfrage des Bürgerbeauftragten beim österreichischen
Volksanwalt konnte der Petentin im Einzelnen mitgeteilt werden, unter welchen Voraussetzungen und nach welchem Verfahren
sie Pflegegeld nach österreichischem Recht im Fall ihrer Pflegebedürftigkeit erhält. 

99. Private oder gewerbliche Nutzung eines Fernsehgeräts

Hintergrund dieser Eingabe war, dass sich Privatwohnung und das von der Ehefrau des Petenten betriebene Hotel in einem Ge-
bäudekomplex befinden. Zudem wird im gewerblichen Bereich aufgrund der Pflegebedürftigkeit des Petenten ein Zimmer privat
genutzt. Dort befindet sich auch das private TV-Gerät des Petenten, für das er von den Gebühren befreit ist.

Anhand eines Kontrollbesuchs eines Gebührenbeauftragten im Hotel nahm dieser an, dass es sich bei diesem Gerät um ein zusätz-
liches und gewerblich genutztes Fernsehgerät handelte. Der Petent wurde deshalb zunächst zu Gebühren herangezogen. Auf die
Eingabe hin wurde der Sachverhalt erneut überprüft und die Anmeldung des Gebührenbeauftragten sowie die geforderten Rund-
funkgebühren einschließlich aller Kosten storniert.
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100. Ersatz des durch einen umgestürzten Baum entstandenen Schadens

Das Wohnhaus des Petenten war durch den umgestürzten Baum, der auf einer öffentlichen Verkehrsfläche stand, beschädigt
worden. Der Petent machte geltend, dass die Straßenbehörde ihrer Verkehrssicherungspflicht nicht nachgekommen sei, zumal er
schon früher auf eine eventuelle Schädigung des Baumes hingewiesen habe. Mit seiner Eingabe wollte er die für die Beseitigung des
Schadens entstandenen Kosten ersetzt bekommen.

Trotzdem das Landesamt für Straßen- und Verkehrswesen im Laufe des Petitionsverfahrens unter anderem zu dem Ergebnis kam,
dass der zuständigen Straßenmeisterei die Eigentumsverhältnisse aufgrund einer Neuorganisation des Straßenunterhaltungsdienstes
nicht bekannt waren, erklärte es sich dazu bereit, die entstandenen Kosten zu 70 % zu übernehmen. Der Petent war hiermit ein-
verstanden.

101. Entgegenkommen der Landesjustizkasse gegenüber Strafgefangenen

Ein zu einer längeren Freiheitsstrafe Verurteilter hat Gerichtskosten in erheblicher Höhe an die Landesjustizkasse zu zahlen. Er
begehrte, dass seine Einkünfte nicht bis zur Pfändungsfreigrenze gepfändet wurden und bot monatliche Raten von 230,– DM an.
Er wies darauf hin, dass der Betrag ausreicht, um bis zu seiner Entlassung die gesamte Kostenforderung auszugleichen. Die Landes-
justizkasse entsprach dem Antrag.

102. Keine Überstellung von Straftätern in die Türkei, wenn dort Entlassung zu erwarten ist

Ein zu einer lebenslänglichen Freiheitsstrafe verurteilter türkischer Staatsangehöriger begehrte seine Überstellung in den Straf-
vollzug der Türkei. Die daraufhin von der Staatsanwaltschaft angestrengten Ermittlungen ergaben, dass nach türkischem Recht ein
zu lebenslänglicher Haft Verurteilter bereits nach Verbüßung von acht Jahren entlassen wird, wenn die Tat vor dem 8. April 1991
begangen worden ist. Da diese Voraussetzung beim Petenten vorliegt, würde er sofort nach Überstellung in die Türkei auf Be-
währung aus der Haft entlassen. Nach Auffassung der Staatsanwaltschaft wäre jedoch eine Haftentlassung unter Berücksichtigung
der besonders grausamen Tatumstände und des Gleichbehandlungsgebots aller Strafgefangenen nicht gerechtfertigt. Von einer Über-
stellung wurde daher abgesehen.

103. Bedrohungsängste erwiesen sich als unbegründet

Ein Gefangener machte geltend, dass er sich bedroht fühle. Wörtlich führte er aus: „Ich schreie nach Rettung! Der Vollzugsabtei-
lungsleiter beabsichtigt meine Ermordung!“ Hierzu erklärte die JVA, dass der Vollzugsabteilungsleiter die Ermordung selbstver-
ständlich nicht beabsichtigt und entsprechende Befürchtungen unbegründet sind.

104. Keine Ausführung eines Gefangenen zur Vorstellung bei der Famillie seiner Verlobten

Eine Petentin begehrte, dass ihrem Verlobten, der eine lebenslängliche Freiheitsstrafe verbüßt, Ausführung gewährt wird, um ihn
ihrer Familie vorstellen zu können. Die JVA sah in diesem Begehren keinen wichtigen Anlass, da die Heiratsabsicht auch schrift-
lich mitgeteilt werden kann. Dem Anliegen konnte daher nicht entsprochen werden.

105. Gefangene haben das Recht, Beipackzettel zu verschiedenen Medikamenten einzusehen

Ein Gefangener beanstandete, dass seinem Wunsche nicht entsprochen wurde, Gebrauchsinformationen für ein Medikament, das
ihm ausgehändigt worden war, einzusehen. Aufgrund der Eingabe erkannte die JVA an, dass Gefangene das Recht haben, Bei-
packzettel zu verschiedenen Medikamenten einzusehen. Sie entschuldigte sich beim Petenten für den betreffenden Vorfall. 

106. Sichtblenden an der JVA Koblenz müssen hingenommen werden

Ein Petent beanstandete die vor den Fenstern der Hafträume der JVA Koblenz angebrachten Sichtblenden. Er hielt diese für gesund-
heitsschädlich und unzumutbar. Die JVA Koblenz sieht jedoch keine Möglichkeit, auf die Sichtblenden zu verzichten, da das Ge-
bäude keine Außenmauer hat und unmittelbar an eine Straße grenzt. Ohne die Blenden wäre eine Kontaktaufnahme nach außen
möglich. Die JVA hält die Belüftungsmöglichkeiten für ausreichend, da die Blenden mit einem Wandabstand von 15 cm angebracht
sind, so dass rundherum vier freie Seiten für die notwendige Luftzufuhr zur Verfügung stehen. Darüber hinaus können bei sommer-
lichen Temperaturen die Kostklappen der Haftraumtüren geöffnet werden, um so einen Durchzug über die Flure und angrenzenden
Hafträume zu ermöglichen.

107. Begrenzung des Haftraumbesitzes anhand eines Punkte-Systems

Mehrere Petenten beanstandeten eine von der JVA Diez erlassene Hausordnung, wonach der Haftraumbesitz aufgrund eines
Punkte-Systems begrenzt wird. Dieses System wurde unter Leitung des Ministeriums der Justiz entwickelt und wird seit Septem-
ber 2000 praktiziert. Auslöser hierfür war die bis dahin in der Praxis häufig herrschende Unklarheit hinsichtlich des angemessenen
Umfangs der Ausstattung sowie der Übersichtlichkeit des Haftraums. Der Umfang der Ausstattung orientiert sich an einem Zeit-
aufwand von maximal vier Stunden, der für die Kontrolle des Haftraums erforderlich ist. Hierfür werden 2 400 Zeitwertpunkte
ausgewiesen. Für sämtliche in Betracht kommende Gegenstände wurden Zeitwertpunkte ermittelt. Wird bei einer Haftraumkon-
trolle festgestellt, dass insgesamt 2 400 Zeitwertpunkte überschritten werden, wird der betreffende Gefangene aufgefordert, inner-
halb einer gesetzten Frist selbst Gegenstände seines privaten Besitzes auszusuchen, die seinem Haftraum entnommen werden
können. Nach Ansicht der JVA Diez führt dieses System letztlich zu mehr Rechtssicherheit und werde durchweg von den Ge-
fangenen akzeptiert.

61



Drucksache 14/934 Landtag Rheinland-Pfalz – 14. Wahlperiode

108. Gefangene können ein Postleitzahlenbuch besitzen

Ein Gefangener begehrte die Rückgabe eines Postleitzahlenbuches, das aus seinem Haftraum entnommen worden war. Aufgrund
seiner Eingabe wurde ihm das Buch wieder ausgehändigt.

109. Sport im Strafvollzug

Ein Petent hielt das Sportangebot in der JVA Diez unter verschiedenen Gesichtspunkten nicht für ausreichend. Insbesondere be-
gehrte er die ganzjährige Nutzung eines Freigeländes für den Sport. Außerdem bemängelte er das Fehlen einer Handball-Aus-
wahlmannschaft. Die JVA Diez sieht sich aus Sicherheitsgründen nicht in der Lage, das betreffende Freigelände für den Sport zu
nutzen, da es sich unmittelbar an der Außenmauer befindet. Sie hält darüber hinaus die vorhandenen Sportanlagen für ausreichend.
Eine Handball-Auswahlmannschaft wurde vor ca. zwei Jahren mangels Interesse aufgelöst. Bei entsprechender Nachfrage wird eine
Neugründung in Aussicht gestellt.

110. Berichtigung einer Sterbeurkunde

Ein Bürger beanstandete, dass in der Sterbeurkunde seiner Ehefrau dem Geburtsort das Wort „Polen“ beigefügt worden war. Auf-
grund der Eingabe hat das Standesamt den Sterbeeintrag sowie die Urkunde dahin gehend berichtigt, dass stattdessen das Wort „Ost-
preußen“ gesetzt wird.

111. Ableitung des Straßenoberflächenwassers

Im Vorfeld des Ausbaus einer Gemeindestraße war den Petenten versichert worden, dass vor ihrem Grundstück eine Querrinne
eingebaut wird. Dies soll dazu beitragen, dass bei starken Regenereignissen kein Oberflächenwasser in die Kellergarage der Petenten
fließt.

Als die Bauarbeiten bereits weitgehend abgeschlossen waren, die Querrinne aber noch nicht hergestellt war, wandten sich die
Petenten an den Bürgerbeauftragten, nachdem während eines heftigeren Regens Oberflächenwasser von der Straße durch die Garage
in den Keller eingedrungen war.

Im Laufe des Petitionsverfahrens wurde die Querrinne nach einer entsprechenden Intervention des Bürgerbeauftragten dann doch
zur Zufriedenheit der Petenten eingebaut.

112. Umgangsrecht 

Nach Einleitung eines staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahrens waren die Kinder einer Petentin in einer Pflegefamilie unter-
gebracht. Aufgrund der Eingabe konnte eine Regelung des Umgangsrechts der Petentin mit ihren Kindern bis zum Abschluss des
Ermittlungsverfahrens erreicht werden, der die Petentin zustimmte.

113. Duldungsverlängerung wegen beabsichtigter Eheschließung

Ein ausreisepflichtiger türkischer Staatsangehöriger begehrte eine Duldungsverlängerung, da er beabsichtigte, eine in Deutschland
lebende Türkin zu heiraten. Die Eheschließung verzögerte sich jedoch, da die Verlobte erst 16 Jahre alt war und zunächst das Vor-
mundschaftsgericht über die Ehemündigkeit entscheiden musste. Die Kreisverwaltung erklärte sich bereit, die Duldung zunächst
bis zur Entscheidung des Vormundschaftsgerichts und gegebenenfalls bis zur Eheschließung zu verlängern.

114. Schulbesuch im Ausland kann als Aufenthalt in Deutschland anerkannt werden

Bei dem Antrag einer slowenischen Staatsangehörigen auf unbefristete Aufenthaltserlaubnis ging es darum, ob Zeiten eines Inter-
natsaufenthalts in Österreich der erforderlichen Aufenthaltszeit in Deutschland zugerechnet werden können. Nachdem festgestellt
worden war, dass sie während dieses Zeitraums ihren Lebensmittelpunkt bei ihrer Mutter in Deutschland gehabt hat, konnten die
entsprechenden Zeiten zugerechnet werden, sodass dem Antrag entsprochen werden konnte.

115. Beeinträchtigungen durch Stadtführungen

Ein Petent beschwerte sich über Belästigungen durch Stadtführungen im Bereich seines Anwesens. Im Rahmen eines früheren
Petitionsverfahrens war seitens der betreffenden Stadtverwaltung zugesagt worden, ausführliche Erläuterungen zur Historie und
den Sehenswürdigkeiten des Stadtteils nicht mehr direkt vor dem Hauseingang des Petenten vorzunehmen. Aufgrund der neuer-
lichen Beschwerden erfolgte nochmals eine Überprüfung mit dem Ergebnis, dass sich die Gästebegleiterinnen und Gästebegleiter
an die oben beschriebene Vereinbarung auch halten. Da der Petent jedoch in einem touristisch sehr schönen und interessanten Alt-
stadtbereich mit angrenzenden öffentlichen Wegen wohnt, ist ein vermehrtes Besucheraufkommen in der Tourismussaison seit
Jahren bekannt und nicht zu vermeiden. Die Überprüfung ergab aber auch, dass der Petent wiederholt Gäste, Gästebegleiterinnen
und Gästebegleiter in unangemessener Weise angesprochen, die Ausführungen als „Geschwafel“ bezeichnet und auch Besucher-
gruppen mit einem Hochdruckreiniger „verscheucht“ hatte. Insgesamt konnte dem Petenten nicht weiter entgegengekommen
werden, sodass die Eingabe nicht einvernehmlich abgeschlossen werden musste.
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116. Untersagung der Hilfeleistung in Steuersachen

Ein Petent wandte sich dagegen, dass ihm vom Finanzamt untersagt worden war, einem türkischen Ehepaar in steuerlichen Ange-
legenheiten behilflich zu sein. Seine Hilfe erstreckte sich seit ca. zehn Jahren auf sehr viele Geschäfte des täglichen Lebens, da die
Eheleute der deutschen Sprache nicht ausreichend mächtig sind. Er wehrte sich insbesondere gegen die Einordnung seiner Hilfe als
„geschäftsmäßig“.

Nach den gesetzlichen Regelungen des Steuerberatungsgesetzes sind nur Steuerberater, Steuerbevollmächtigte und Rechtsanwälte
sowie in eingeschränktem Umfang Lohnsteuerhilfevereine zu Hilfeleistungen in Steuerangelegenheiten berechtigt. Diese Regelung
ist Ausdruck eines besonderen öffentlichen Interesses an einer sachgerechten Beratung. Nur solche Berater dürfen geschäftsmäßig
Hilfe in Steuersachen leisten, die dazu die erforderliche sachliche und persönliche Zuverlässigkeit besitzen. Dies hat nicht zuletzt
auch Schutzfunktion für gesetzesunkundige Steuerpflichtige, die durch nicht ausreichend qualifizierte Beratung schwere Nachteile
erleiden können. Geschäftsmäßiges Handeln liegt schon dann vor, wenn beabsichtigt ist, die Tätigkeit in gleicher Art zu wieder-
holen. Im Falle des Petenten handelte es sich um eine alljährliche Hilfe bei den steuerlichen Angelegenheiten. Diese Wiederholung
der Hilfe ist ausreichend, um von einem „geschäftsmäßigen“ Handeln auszugehen. Nicht erforderlich ist hingegen, dass die Hilfe-
leistung gegen Bezahlung erfolgt. Die Eingabe wurde vom Ministerium der Finanzen aber zum Anlass genommen, gegenüber den
Finanzämtern anzuregen, dass zur Vermeidung von Missverständnissen bei künftigen Untersagungsverfügungen das Merkmal „ge-
schäftsmäßige Hilfeleistung in Steuersachen“ näher erläutert wird. 

117. Rechtschreib- und Leseschwäche

Eine Petentin bat den Bürgerbeauftragten um Unterstützung, weil ihr Antrag auf besondere Förderung ihrer Tochter wegen deren
Rechtschreib- und Leseschwächen abgelehnt worden war.

Auf Grund der Eingabe und des gleichzeitig eingelegten Widerspruchsverfahrens wurde festgestellt, dass bei der Tochter der Petentin
eine Teilleistungsstörung in der Form einer Rechtschreibschwäche mit beginnender emotionaler Störung und Verdacht auf Auf-
merksamkeitsstörung vorliegt. Daher musste von einer drohenden seelischen Behinderung ausgegangen werden. Im Rahmen der
Jugendhilfe wurden die Kosten für zunächst 70 Therapiestunden übernommen.

63



Drucksache 14/934 Landtag Rheinland-Pfalz – 14. Wahlperiode

5. Teil – Statistik

I. Eingaben, die dem Bürgerbeauftragten im Berichtsjahr zur Bearbeitung vorlagen

1. Neueingänge 3 310 = 100,0 %

a) zulässige Eingaben 2 983 = 90,1 %
(vgl. III)

b) unzulässige Eingaben 327 = 9,9 %
(vgl. IV)

2. unerledigte Eingaben
aus den Vorjahren 804

insgesamt 4 114

Entwicklung der Gesamtzahl der Eingaben von 1974 bis 2001

Grafik im Original
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II. Aufgliederung der Neueingänge im Berichtsjahr nach Art des Eingangs und nach Personen

1. Nach Art des Eingangs

a) schriftliche Eingaben 1 883 = 56,9 %
b) persönliche Eingaben 751 = 22,7 %
c) telefonische Eingaben 676 = 20,4 %

insgesamt 3 310 = 100,0 %

2. Nach Personen

a) Einzelpersonen
aa) Männer 2 140= 64,7 %
bb) Frauen 1 143= 34,5 % 3 283 = 99,2 %

b) Petentengruppen 27 = 0,8 %

insgesamt 3 310 = 100,0 %

III. Zulässige Eingaben des Berichtsjahres
aufgegliedert nach Sachgebieten (vgl. I. 1. a)

Sachgebiet Zahl der Eingaben
absolut in v. H.

1 – Rechtspflege 389 13,0 

2 – Ordnungsverwaltung 554 18,6
3 – Gemeindeverfassungsrecht/Kommunales Abgabenrecht 316 10,6

4 – Tarif-, Beamten- und Sozialversicherungsrecht 275 9,2

5 – Sozialwesen 496 16,6

6 – Wirtschaftsordnung 147 4,9

7 – Kultur 185 6,2

8 – Landwirtschaft und Umwelt 289 9,8
9 – Bauplanungs- und Bauordnungsrecht 332 11,1

zusammen 2 983 100,0
unzulässige Eingaben (vgl. I 1.b) 327
unerledigte Eingaben aus den Vorjahren (vgl. I 2.) 804

zu bearbeitende Eingaben insgesamt (vgl. I) 4 114
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Zulässige Eingaben der Berichtsjahre 2000 bis 2001
aufgegliedert nach Sachgebieten

Grafik im Original

Nachstehend erfolgt eine detaillierte Darstellung der einzelnen Sachgebiete:
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Detaillierte Darstellung der einzelnen Sachgebiete:

Eingaben %

1 – Rechtspflege

1.1 Gerichte 57 1,9
1.2 Staatsanwaltschaften 39 1,3
1.3 Rechtsanwältinnen, Rechtsanwälte, Notariate 8 0,3
1.4 Strafvollzug 207 6,9
1.5 Vollzugslockerungen 49 1,6
1.6 Ärztliche Versorgung im Strafvollzug 17 0,6
1.7 Gnadensachen 12 0,4

389 13,0

2 – Ordnungsverwaltung

2.1 Allgemeine polizeiliche Angelegenheiten 33 1,1
2.2 Vollzugspolizei, polizeiliche Ermittlungsverfahren 27 0,9
2.3 Straßenverkehrsrecht, Führerschein, ÖPNV, Bahn 166 5,6
2.4 Ausländerwesen, Staatsangehörigkeit 285 9,5
2.5 Pass- und Meldewesen 10 0,3
2.6 Personenstandswesen 12 0,4
2.7 Wahlen und Statistik 2 0,1
2.8 Brand- und Katastrophenschutz 5 0,2
2.9 Bestattungswesen 14 0,5

554 18,6

3 – Gemeindeverfassungsrecht – Kommunales Abgabenrecht

3.1 Gebühren 38 1,3
3.2 Beiträge 107 3,6
3.3 Anschlusskosten 14 0,5
3.4 Sonstige kommunale Abgaben 21 0,7
3.5 Grundstücksangelegenheiten 67 2,2
3.6 Wirtschaftliche Einrichtungen 6 0,2
3.7 Gemeindeverfassungsrecht 63 2,1

316 10,6

4 – Tarif-, Beamten- und Sozialversicherungsrecht

4.1 BAT und Zusatzversorgung 15 0,5
4.2 Besoldung, Beihilfe 60 2,0
4.3 Anstellungsverhältnis 24 0,8
4.4 Versorgung 14 0,5
4.5 Krankenversicherung 66 2,2
4.6 Rentenversicherung 75 2,5
4.7 Unfallversicherung 18 0,6
4.8 Soldatenversorgung, Unterhaltssicherung 3 0,1

275 9,2

5 – Sozialwesen

5.1 Sozialhilfe, soziale Hilfen allgemein 299 10,0
5.2 Pflegeversicherung, Landespflegegeld, Blindengeld 31 1,0
5.3 Wohngeld 24 0,8
5.4 BAföG, Bundeserziehungsgeld 19 0,6
5.5 Schwerbehinderte und Kriegsopfer 55 1,9
5.6 Wiedergutmachung, Lastenausgleich 9 0,3
5.7 Behindertenrecht 24 0,8
5.8 Gesundheitswesen 35 1,2

496 16,6
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Eingaben %

6 – Wirtschaftsordnung

6.1 Wirtschaftsförderung 5 0,2
6.2 Wirtschaftsordnung 23 0,8
6.3 Fremdenverkehr – –
6.4 Wohnungsbauförderung 13 0,4
6.5 Modernisierung, sonstige Förderprogramme 3 0,1
6.6 Gesetz zum Abbau der Fehlsubventionierung im Wohnungswesen 3 0,1
6.7 Steuern 100 3,3

147 4,9

7 – Kultur

7.1 Schulische Angelegenheiten 60 2,0
7.2 Weiterbildung 8 0,3
7.3 Hochschulwesen 14 0,5
7.4 Rundfunk, Fernsehen, Gebührenbefreiung 13 0,4
7.5 Sonstige kulturelle Angelegenheiten 2 0,1
7.6 Kinder-, Jugend-, Personensorge 81 2,7
7.7 Sport 7 0,2

185 6,2

8 – Landwirtschaft und Umwelt

8.1 Landwirtschaft und Weinbau 37 1,3
8.2 Jagd, Forst, Fischerei 6 0,2
8.3 Landschaftspflege, Umweltschutz, Tierschutz 26 0,9
8.4 Katasterwesen 11 0,4
8.5 Gewässerunterhaltung, Wasserrecht, Hochwasser 22 0,7
8.6 Frisch- und Abwasser, Strom- und Gasversorgung 43 1,5
8.7 Gewerbeaufsicht 15 0,5
8.8 Immissionsschutz, Schornsteinfeger 114 3,8
8.9 Abfallwirtschaft 15 0,5

289 9,8

9 – Bauordnungs- und Bauplanungsrecht

9.1 Bauleitpläne, Regionalplanung 64 2,1
9.2 Baugenehmigungsverfahren 173 5,8
9.3 Abrissverfügungen 22 0,7
9.4 Denkmalpflege, Dorferneuerung 17 0,6
9.5 Umlegungsverfahren 6 0,2
9.6 Straßenbauplanung 27 0,9
9.7 Grunderwerb für Straßenbau 8 0,3
9.8 Straßenunterhaltung 15 0,5

332 11,1

Gesamt: 2 983 100,0

68



Landtag Rheinland-Pfalz – 14. Wahlperiode Drucksache 14/934

IV. Unzulässige Eingaben des Berichtsjahres 
(Eingaben, bei denen von vornherein eine 
Unzulässigkeit festgestellt wurde, vgl. I. 1. b)

Zahl der Eingaben
absolut in v. H.

1. Eingaben, bei denen eine Zuständigkeit oder rechtliche 
Einwirkungsmöglichkeit einer Landesbehörde nicht 
gegeben ist 162 49,5

2. Eingaben, deren Behandlung einen Eingriff in ein 
schwebendes gerichtliches Verfahren oder die Nach-
prüfung einer richterlichen Entscheidung bedeuten würde 38 11,6

3. Eingaben, bei denen es sich um ein rechtskräftig  
abgeschlossenes gerichtliches Verfahren handelt und 
das Vorbringen eine Wiederaufnahme des Verfahrens 
oder eine Abänderung der getroffenen richterlichen 
Entscheidung bezweckt 38 11,6

4. Eingaben, die ein konkretes Anliegen oder einen er-
kennbaren Sinnzusammenhang nicht enthalten 8 2,5

5. Eingaben, bei denen es sich um zivilrechtliche Streitig-
keiten zwischen Privatpersonen handelt 65 19,9

7. Eingaben, bei denen es sich um eine Angelegenheit handelt, 
die Gegenstand eines staatsanwaltschaftlichen Ermittlungs-
verfahrens ist 6 1,8

8. Sonstiges 10 3,1

insgesamt 327 100,0
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V. Eingaben, die im Berichtsjahr 
abschließend bearbeitet wurden

Zahl der Eingaben

Zulässige Eingaben

nicht einvernehmlich erledigt 695
einvernehmlich erledigt 462
teilweise einvernehmlich erledigt 55

der Landesregierung überwiesen
zur Berücksichtigung 1
in sonstiger Weise erledigt 302 *)

von den Petenten zurückgezogen 147 *)

Empfehlung einer gerichtlichen Entscheidung –
Auskunft erteilt 972

erledigte, zulässige Eingaben zusammen 2 634

Unzulässige Eingaben

Eingaben, bei denen von vornherein eine
Unzulässigkeit festgestellt wurde 327

Eingaben, bei denen nach weiterer Prüfung
die Unzulässigkeit festgestellt wurde 149

im Berichtsjahr insgesamt erledigt 3 110

Der Bürgerbeauftragte hatte bei 449 (*) Eingaben keinen Einfluss auf deren Erledigung.

Von den verbleibenden 2 185 Eingaben wurde dem Anliegen

vollständig abgeholfen bei 462 Eingaben = 21,1 %
teilweise abgeholfen bei 55 Eingaben = 2,5 %
eine Auskunft erteilt bei 972 Eingaben = 44,5 %

Somit konnte bei 1 489 Eingaben = 68,1 %
geholfen bzw. weitergeholfen werden.
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VI. Herkunft der Eingaben nach dem Wohnsitz der Petenten und Petentinnen in den kreisfreien Städten und Landkreisen 

Verwaltungsbezirk Anzahl der Eingaben Eingaben je 10 000 Ein-
wohnerinnen und Einwohner

davon
insgesamt schriftlich persönlich 2001 2000

Kreisfreie Städte
Frankenthal 18 12 6 3,8 4,6
Kaiserslautern 51 30 21 5,1 4,7
Koblenz 89 56 33 8,2 6,8
Landau 20 12 8 4,9 5,6
Ludwigshafen 43 24 19 2,6 3,7
Mainz 213 80 133 11,7 14,7
Neustadt an der Weinstraße 16 13 3 3,0 3,7
Pirmasens 15 11 4 3,3 3,9
Speyer 13 9 4 2,6 2,0
Trier 48 29 19 4,8 3,8
Worms 34 16 18 4,2 2,2
Zweibrücken 18 13 5 5,0 5,9

Landkreise
Ahrweiler 106 62 44 8,2 6,6
Altenkirchen 99 50 49 7,2 6,3
Alzey-Worms 96 48 48 7,7 8,2
Bad Dürkheim 78 41 37 5,8 6,4
Bad Kreuznach 152 69 83 9,6 8,3
Bernkastel-Wittlich 105 72 33 9,2 8,0
Birkenfeld 69 27 42 7,6 7,4
Bitburg-Prüm 72 24 48 7,5 5,4
Cochem-Zell 48 26 22 7,3 10,2
Daun 62 30 32 9,6 8,7
Donnersbergkreis 74 23 51 9,4 8,3
Germersheim 64 27 37 5,2 3,2
Kaiserslautern 86 35 51 7,8 6,4
Kusel 73 28 45 9,3 6,7
Ludwigshafen 72 38 34 4,9 5,3
Mainz-Bingen 180 91 89 9,3 10,4
Mayen-Koblenz 157 94 63 7,5 7,7
Neuwied 114 55 59 6,2 6,4
Rhein-Hunsrück-Kreis 110 67 43 10,4 6,8
Rhein-Lahn-Kreis 98 49 49 7,6 7,5
Südliche Weinstraße 62 29 33 5,7 5,5
Südwestpfalz 70 37 33 6,6 5,6
Trier-Saarburg 73 39 34 5,3 6,0
Westerwaldkreis 147 83 64 7,3 6,5

insgesamt 2 845 1 449 1 396 7,1 6,8

aus anderen Bundesländern und Ausland 207 163 44 6,3 *) 5,6 *)

aus den Justizvollzugsanstalten 258 256 2 7,8 *) 6,4 *)

zusammen 3 310 1 868 1 442

*) bezogen auf die Gesamtzahl der Eingaben
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Feststellungen über die Art der Erledigung
der vom Bürgerbeauftragten zu bearbeitenden zulässigen Eingaben in 2001

Grafik im Original
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